
EILDIENST 
7-8 /2016

Aus dem Inhalt:
   Schwerpunkt: Arbeitsmarktintegration von Flüchtlingen

  NRW-Landrätekonferenz in Berlin

  Novellierung des ÖPNV-Gesetzes NRW



221

EILDIENST Heft 7-8/2016  Auf ein WortEILDIENST Heft 7-8/2016  Auf ein Wort

Vor drei Jahren – im Juli 2013 – brachten alle fünf im Landtag von Nordrhein-Westfalen 
vertretenen Fraktionen einen gemeinsamen Antrag zur Einsetzung einer Kommission zur 
Reform der Landesverfassung ein. Ihr Auftrag bestand darin, mit Blick auf den dritten 
Teil der Landesverfassung zu überprüfen, in welchen Bereichen sich Anpassungs- oder 
Änderungsbedarf ergeben hat. Der dritte und umfangreichste Teil der Landesverfassung 
enthält Bestimmungen zum Landtag, zur Landesregierung und Gesetzgebung sowie 
Regelungen über Rechtspflege, den Verfassungsgerichtshof, Verwaltung sowie über das 
Finanzwesen. Ausdrücklich standen unter anderem folgende Themenbereiche mit Blick 
auf eine moderne, zukunftsfähige Verfassung im Fokus:
•	Fragen	des	Rechtsschutzes	vor	dem	Verfassungsgerichtshof
•	Einführung	einer	Schuldenbremse
•	Fragen	der	Subsidiarität	sowie	Stellung	der	kommunalen	Selbstverwaltung

Diese drei Punkte haben hohe Kommunalrelevanz, was wohl auch zum – gerne aufge-
griffenen – Angebot des Landtages an die kommunalen Spitzenverbände geführt hat, 
einen Vertreter mit beratender Stimme in die Verfassungskommission zu entsenden.

Zu den kommunalrelevanten Themen haben die kommunalen Spitzenverbände in den Beratungen der Verfassungskommission 
eine Reihe von Vorschlägen eingebracht, so zur
•	Absicherung	der	finanziellen	Mindestausstattung	der	Kommunen	in	der	Landesverfassung
•	Streichung	des	Leistungsfähigkeitsvorbehalts	zugunsten	des	Landes	in	Artikel	79	Satz	2	Landesverfassung	(LV)
•	 	Weiterentwicklung	des	Konnexitätsprinzips	in	Art.	78	Abs.	3	LV	durch	Einbeziehung	bundes-	oder	europarechtlich	übertragener	

Aufgaben	in	den	Schutzbereich	des	Konnexitätsprinzips
•	Geltung	des	Konnexitätsprinzips	auch	für	Verwaltungsvorschriften	oder	Richtlinien	des	Landes
•	Schaffung	eines	nachgelagerten	Kostenermittlungsverfahrens	sowie	Möglichkeit	zur	Verlängerung	der	Jahresfrist	zur	Erhebung	
einer kommunalen Verfassungsbeschwerde

Diese	Vorschläge	haben	bei	den	Fraktionen	im	Ergebnis	keinen	Konsens	–	jedenfalls	keine	Zwei-Drittel-Mehrheit	–	gefunden,	
obwohl der Verfassungsgerichtshof NRW erst in einer Entscheidung vom Dezember 2014 den Kommunen eine Schutzlücke mit 
Blick	auf	die	fehlende	Einbeziehung	bundesrechtlich	übertragener	Aufgaben	in	den	Schutzbereich	des	Konnexitätsprinzips	aus-
drücklich attestiert und diese Frage dem Gesetzgeber – also dem Landtag – überantwortet hat.

Demgegenüber gab es nach den Stellungnahmen der Fraktionen in der Verfassungskommission im Wesentlichen Einvernehmen 
zu den folgenden seitens der kommunalen Spitzenverbände eingebrachten Vorschlägen:
•	 	Schutz	der	Kommunen	bei	der	Umsetzung	der	Schuldenbremse	im	Land	Nordrhein-Westfalen
•	 	Verankerung	der	Beteiligungsrechte	der	kommunalen	Spitzenverbände	bei	kommunalrelevanten	Rechtsetzungsvorhaben	in	der	

Landesverfassung
•	Verankerung	der	kommunalen	Verfassungsbeschwerde	in	der	Landesverfassung
•	 	Anpassung	des	Belastungsausgleichs	im	Rahmen	des	Konnexitätsprinzips	mit	Rückwirkung	bei	nachträglicher	Abweichung	der	

tatsächlichen	Kostenentwicklung	von	der	Kostenfolgeabschätzung	(hier	war	lediglich	die	zeitliche	Dauer	der	Rückwirkung	streitig)

Im Juni 2016 hat die Verfassungskommission ihren Abschlussbericht vorgelegt. Dieser enthält keine Empfehlung zu den genann-
ten	Themenfeldern,	da	sich	hierzu	keine	Zwei-Drittel-Mehrheit	fand.

Nunmehr liegt der Ball wieder bei der Volksvertretung des Landes, dem Landtag. Von vier der fünf Landtagsfraktionen – mit Aus-
nahme der Fraktion der Piraten – ist ein verfassungsändernder Antrag eingebracht worden, der die in der Verfassungskommission 
mit	Zwei-Drittel-Mehrheit	getroffenen	Beschlüsse	aufgreift.	Damit	droht,	dass	die	kommunalen	Anliegen	insgesamt	unter	den	
Tisch fallen.

Angesichts der vom Landtag selbst gesteckten Ziele für die kommunale Agenda der Verfassungskommission wäre ihr Scheitern ein 
Armutszeugnis mit Blick auf die in anderen Belangen durchaus bewirkte moderne und zukunftsfähige Landesverfassung.

Alle Landtagsabgeordneten sind aufgerufen, die von ihnen ursprünglich verfolgte Absicht der Sicherung der kommunalen Finanz-
ausstattung und des gestärkten Schutzes der kommunalen Selbstverwaltung konkret umzusetzen. Es ist noch nicht zu spät, dass 
Anspruch und Wirklichkeit in der fundamentalen Frage des Respekts und der Wertschätzung der Volksvertretung des Landes 
gegenüber der kommunalen Familie zumindest in einigen wichtigen Fragestellungen auch verfassungsrechtlich verankert werden. 
Die Kommunen warten dringend auf ein klares kommunalfreundliches Signal des nordrhein-westfälischen Landtags als Ver-
fassungsgeber!

 Dr.	Martin	Klein 
 Hauptgeschäftsführer  
 des Landkreistages Nordrhein-Westfalen

Verfassungskommission  
des Landtages NRW:  
Kommunale Mission verfehlt!
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I.  Zusammenfassende  
Bewertung des Gesetz­
gebungsverfahrens 

Der Landkreistag NRW und der Städ-
te- und Gemeindebund NRW begrüßen 
grundsätzlich, dass in dem Gesetzentwurf 
zur Änderung des ÖPNVG NRW (im Wei-
teren ÖPNVG-E) vorgesehen ist, die Befri-
stung dieses Gesetzes im Interesse der 
Planungssicherheit aller Beteiligten auf-
zuheben, dass die ÖPNV-Pauschale gem.  
§ 11 Abs. 2 ÖPNVG-E um jährlich 20 Mil-
lionen Euro angehoben werden soll, dass 
die Fördermöglichkeiten für Investitionen 
im besonderen Landesinteresse erweitert 
werden sollen und dass der Mindestbetrag 
für die pauschalierte Investitionsförderung 
nach § 12 ÖPNVG-E um 30 Millionen Euro 
jährlich erhöht werden soll. 
Dennoch sehen wir in dem vorliegenden 
Gesetzentwurf auch verschiedene Rege-
lungen, die aus unserer Sicht negativ zu 
bewerten sind. Die wichtigsten Kritik-
punkte an dem vorliegenden Entwurf zum 
ÖPNVG sind – zusammengefasst – aus 
unserer Sicht folgende: 
• Die verpflichtende Verwendung von 
mindestens 30 Prozent der Mittel aus 
der Pauschale aus § 11 Abs. 2 ÖPNVG-E 
als Anreiz für die Beschaffung neuer und 
barrierefreier Fahrzeuge (im Weiteren: 
Fahrzeugförderung) wird abgelehnt. Eine 
verpflichtende Vorgabe zur Fahrzeugför-
derung nimmt den kommunalen Aufga-
benträgern im ÖPNV die Freiheit, über die 
Verwendung der § 11 Abs. 2 ÖPNVG-E 
Mittel vor Ort flexibel zu entscheiden, 
verpflichtet die Aufgabenträger zur Schaf-
fung neuer Förderinstrumentarien mit 
zum Teil erheblichen europarechtlichen 
Rechtsrisiken und ist zudem in vielen Fäl-
len betriebswirtschaftlich ineffizient, da sie 
zur Anschaffung neuer Fahrzeuge nach 
Verfügbarkeit von Fördermitteln und nicht 
nach betriebswirtschaftlicher Notwendig-
keit führt. 
• Die geplanten Weisungsrechte des 
MBWSV NRW gegenüber den Zweckver-
bänden/AöRs bei bestimmten strittigen 
Fragen (§ 6 Abs. 1 Sätze 2 und 3 ÖPNG-
E) und darüber hinaus für das SPNV-Netz 
im besonderen Landesinteresse (§ 6 Abs. 
1 Satz 4 ÖPNVG-E) werden abgelehnt, 

weil damit die Selbstverwaltungsrechte 
der Zweckverbände und ihren Mitglieds-
kommunen eingeschränkt werden, weil 
damit die demokratischen Entscheidungs-
prozesse in den Zweckverbandversamm-
lungen – ausgeübt durch die demokratisch 
in den Kreisen und kreisfreien Städten 
gewählten Vertreter in den Verbandsgre-
mien – zu Lasten eines ministeriellen (nicht 
eingeschränkten) Weisungsrechts unter-
laufen werden und weil letztlich das Risiko 
besteht, dass Landesweisungen zu erheb-
lichen kostenrelevanten Maßnahmen bei 
den Zweckverbänden führen können, die 
dann zu Lasten der übrigen Maßnahmen 
im SPNV gehen könnten oder sogar (bei 
Erschöpfung der Mittel aus § 11 Abs. 1 
ÖPNVG-E) zu finanziellen Belastungen der 
Kreise und kreisfreien Städte führen könn-
ten.
• Aus unserer Sicht führt der Entwurf zur 
Änderung des ÖPNVG in seiner vorge-
sehenen Form zudem zur Steigerung des 
Risikos des Scheiterns von Direktvergaben 
kommunaler Aufgabenträger an eigene, 
kommunale Verkehrsunternehmen durch 
vorrangig zu genehmigende sog. eigen-
wirtschaftliche Verkehre. Dies betrifft ins-
besondere die vorgesehene Regelung zur 
verpflichtenden Fahrzeugförderung, die 
die Möglichkeit zu eigenwirtschaftlichen 
Verkehren auf Seiten privater Verkehrs-
unternehmen noch weiter steigern dürfte.
Darüber hinaus enthält der Entwurf zur 
Änderung des ÖPNVG leider weiterhin 
überhaupt keine Regelungen zur Absi-
cherung von Direktvergaben an eigene, 
kommunale Verkehrsunternehmen gegen-
über möglichen eigenwirtschaftlichen Ver-
kehren (zum Beispiel eine entsprechende 
Zielbestimmung im Rahmen des § 2 Abs. 
10 ÖPNVG, eine Abstimmungspflicht der 
Genehmigungsbehörden mit den kommu-
nalen Aufgabenträgern oder eine Möglich-
keit zur Flexibilisierung der Mittelverwen-
dung nach § 11a ÖPNVG).

II.  Bewertung der vor­
gesehenen Änderungen 
des ÖPNV­Gesetz NRW  
im Einzelnen 

Nachfolgend möchten der Landkreistag 
NRW und der Städte- und Gemeindebund 

NRW eine Bewertung zu den wichtigsten, 
geplanten Änderungen des ÖPNVG abge-
ben. Wir möchten dabei auf die Ände-
rungen im jeweiligen Sachzusammen-
hang eingehen (teilweise abweichend von 
der Nummerierung in dem übersandten 
Gesetzentwurf vom 28.04.2016). 

1. Modifizierungen der Regelungen zur 
Nahverkehrsplanung 
In § 8 und § 9 ÖPNVG-E möchte das 
MBWSV NRW verschiedene Vorgaben 
zur Nahverkehrsplanung anpassen. Dies 
betrifft zum Beispiel die Aufnahme der 
Benennung des angestrebten Anteils des 
ÖPNV am gesamten Verkehr (Modal-Split) 
und andere Zielvorstellungen für die Nah-
verkehrsplanung. Zugleich sollen zukünf-
tig gem. § 9 Abs. 2 ÖPNVG-E bei der 
Aufstellung des Nahverkehrsplans auch 
Behindertenbeauftragte oder Behinderten-
beiräte sowie bestimmte andere Verbände 
angehört sowie die Interessen der Verbän-
de angemessen und diskriminierungsfrei 
berücksichtigt werden.
a) Die Benennung des angestrebten 
Modal-Split wird aus Sicht der Aufgaben-
träger im kreisangehörigen Raum in NRW 
kritisch gesehen, weil die Ermittlung des 
bestehenden Modal-Split mit erheblichem 
administrativen Aufwand verbunden ist, 
der häufig nur mit externem gutachter-
lichen Sachverstand umgesetzt werden 
kann (hier können pro Aufgabenträger 
Kosten von 50 000 bis 100 000 Euro ent-
stehen), und dieser Aufwand gerade vor 
den besonderen Rahmenbedingungen 
des kreisangehörigen Raums vielfach 
außer Verhältnis zum Mehrwert durch die 
Ermittlung und Benennung des Anteils des 
ÖPNV am Gesamtverkehr (Modal-Split) 
steht. Naturgemäß sind im ländlichen 
Raum im Vergleich zum kreisfreien Raum 
häufig (nur) deutlich geringere Anteile 
beim Modal-Split für den ÖPNV realisier-
bar und zudem macht der Schülerverkehr 
einen erheblich höheren Anteil im Ver-
gleich zu großstädtischen Räumen aus. 
Hier würden wir daher dafür eintreten wol-
len, dass die Verpflichtung zur Aufnahme 
der Benennung des angestrebten Anteils 
des ÖPNV am Gesamtverkehr lediglich 
als eine „Kann-Vorgabe“ ins Gesetz auf-
genommen und zudem die Möglichkeit 

Der Landkreistag NRW und der Städte- und Gemeindebund NRW haben sich in einer gemeinsamen Stellungnahme zum Entwurf 
eines Achten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr in Nordrhein-Westfalen (8. ÖPNVG-
ÄndG) geäußert. Die Stellungnahme ist nachstehend dokumentiert.

Stellungnahme zur Änderung des Gesetzes 
über den öffentlichen Personennahverkehr  
in Nordrhein-Westfalen 
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den „… im Einvernehmen mit den betrof-
fenen Aufgabenträgern nach § 3 Abs. 1 
ÖPNVG…“ und hinsichtlich § 11 Abs. 1 
ÖPNVG-E sollte zumindest in der Begrün-
dung eingefügt werden, dass eine Finan-
zierung regionaler Schnellbusangebote 
aus diesen Mitteln auch bei verbleibender 
Aufgabenträgerschaft bei den Aufgaben-
trägern im straßengebundenen ÖPNV 
möglich ist.
Darüber hinaus sehen wir die jetzt vorge-
sehene Öffnung für regionale Schnellbus-
linien nur als einen ersten Regelungsschritt 
an; das MBWSV NRW wird insoweit auf-
gerufen, zusammen mit den kommunalen 
Spitzenverbänden die Entwicklung dieses 
verkehrlichen Instruments zu beobachten 
und in absehbarer Zeit möglichst einen 
eigenen Fördertopf für solche regionalen 
Schnellbuslinien aus frischem Geld, ver-
gleichbar § 11 Abs. 2 ÖPNVG, zu schaffen. 

4. Änderungen im Bereich Organisations-
strukturen und der Weisungsrechte im 
SPNV 
a) Streichung des Begriffs bestehende 
Zweckverbände in § 5 Abs. 1 ÖPNVG-E 
Nach dem vorliegenden Gesetzentwurf soll 
die Formulierung „… und die bisher beste-
henden Zweckverbände…“ in § 5 Abs. 1 
ÖPNVG-E gestrichen werden, um damit zu 
verdeutlichen, dass nach dem Gesetz die 
in Abs. 1 genannten drei Zweckverbände 
oder gemeinsame Anstalten zur Aufgaben-
wahrnehmung im SPNV berufen sind.
Diese Streichung wird aus Sicht des Land-
kreistages NRW und des Städte- und 
Gemeindebundes NRW ablehnend bewer-
tet. Rechtlich gesehen kann man aus einer 
solchen Streichung ableiten, dass zukünf-
tig die Ausübung der Mitgliedschaft in den 
Zweckverbänden/AöRs in den Koopera-
tionsräumen durch die bisher bestehen-
den Zweckverbände nicht mehr möglich 
sein wird. Vielmehr müssten nunmehr die 
Kreise und kreisfreien Städte selbst unmit-
telbar ihre Mitgliedschaft in den Zweck-
verbänden/AöRs in den Kooperationsräu-
men ausüben und könnten (lediglich) die 
bestehenden Zweckverbände mandatieren 
oder als Verwaltungshelfer einbinden. Dies 
würde zu einer erheblichen Änderung der 
organisatorischen Strukturen in allen drei 
Kooperationsräumen führen. Auch die 
demokratische Legitimationskette könnte 
voraussichtlich nicht mehr über die beste-
henden Zweckverbände erfolgen. Zudem 
könnten hieraus auch finanzielle Folgewir-
kungen für die Kreise und kreisfreien Städ-
te in den Kooperationsräumen erwach-
sen z.B. dort, wo es heute in den bisher 
bestehenden Zweckverbänden bereits eine 
gesonderte SPNV-Umlage o.ä. gibt. 
Vor diesem Hintergrund fordern wir, 
auf die geplante Änderung in § 5 Abs. 1 

Zudem ist zu fordern, dass von Landes-
seite ein gesonderter Fördermitteltopf zur 
Unterstützung der Aufgabenträger bei der 
Herstellung der vollständigen Barrierefrei-
heit in angemessenem Umfang zur Ver-
fügung gestellt wird; die Förderung nach  
§ 13 Abs. 1 Nr. 5 ÖPNVG-E ist insoweit als 
nicht ausreichend zu bezeichnen.

3. Aufnahme von Regelungen zu regiona-
len Schnellbuslinien 
In § 5 Abs. 3 ÖPNVG-E soll die Möglich-
keit eingeführt werden, dass den Zweck-
verbänden die Entscheidung über die Pla-
nung, Organisation und Ausgestaltung 
(Aufgabenträgerschaft) regionaler Schnell-
busverkehre übertragen werden kann und 
zudem soll in § 11 Abs. 1 ÖPNVG-E auf-
genommen werden, dass die Mittel aus 
dieser Pauschale auch für die Finanzierung 
regionaler Schnellbusverkehre verwendet 
werden können. 
Die Förderung regionaler Schnellbusver-
kehre kann ein sinnvolles Instrument zur 
Steigerung der verkehrlichen Attraktivität, 
insbesondere im kreisangehörigen Raum 
in NRW, sein. Allerdings darf auch nicht 
verkannt werden, dass die einzelnen Teil-
räume in NRW in unterschiedlicher Art und 
Weise für die Implementierung regionaler 
Schnellbusangebote geeignet sind. Vor 
diesem Hintergrund ist das Interesse an der 
Implementierung, Aufgabenträgerschaft 
und Finanzierung regionaler Schnellbus-
verkehre in den einzelnen Regionen des 
Landes NRW unterschiedlich ausgeprägt. 
Landkreistag NRW und Städte- und 
Gemeindebund NRW halten den jetzt 
vorgesehenen Regelungsansatz für einen, 
in einem ersten Schritt vertretbaren Weg, 
soweit gewährleistet ist, dass auch bei Ein-
führung entsprechender Regelungen zu 
regionalen Schnellbuslinien der Bestand 
des SPNV unangetastet bleibt (kein Anreiz 
zur Substitution von SPNV-Angeboten 
durch regionale Schnellbusse oder Verhin-
derung von sinnvollen Aktivierungen von 
SPNV-Trassen), sichergestellt ist, dass die 
Übertragung der Aufgabenträgerschaft 
auf die Zweckverbände/AöRs nur mit Wil-
len der betroffenen Aufgabenträger im 
straßengebundenen ÖPNV erfolgen darf 
und dass die Möglichkeit zur Finanzierung 
aus Mitteln nach § 11 Abs. 1 ÖPNVG-E 
auch bei verbleibender Aufgabenträger-
schaft der regionalen Schnellbuslinien bei 
den Kreisen und kreisfreien Städten glei-
chermaßen eröffnet ist (besonders dort, 
wo eine Direktvergabe einer regionalen 
Schnellbuslinie an ein kommunales Unter-
nehmen angestrebt wird, ist eine verblei-
bende kommunale Aufgabenträgerschaft 
immanent wichtig). Aus Gründen der Klar-
stellung sollte hierzu in § 5 Abs. 3 Satz 2 
ÖPNVG-E die Parenthese eingefügt wer-

eingeräumt wird, dass der Aufgabenträger 
eine vergleichbare Benennung der Ent-
wicklung der verkehrlichen Bedeutung des 
ÖPNV am Gesamtverkehr (zum Beispiel 
durch Benennung von Fahrgastzahlen, 
Personenkilometer et cetera) vornehmen 
darf. Parallel dazu möchten wir vorschla-
gen, dass das Land NRW zumindest für 
die erstmalige Erhebung des Modal-Split-
Anteils oder der Erhebung von Parametern 
für eine vergleichbare Benennung der Ent-
wicklung der verkehrlichen Bedeutung des 
ÖPNV Fördermittel bereitstellt.
b) Ebenfalls als problematisch wird die 
Verpflichtung zur angemessenen und dis-
kriminierungsfreien Berücksichtigung der 
Interessen der Verbände nach § 9 Abs. 2 
Satz 2 ÖPNVG-E angesehen: Die Regelung 
entspricht zwar im Wesentlichen § 8 Abs. 3 
Satz 6 PBefG, könnte dem Wortlaut nach 
aber als landesrechtlich weitergehendes 
Abwägungsgebot von Interessen der Ver-
bände selbst (und nicht nur der Belange 
der von ihnen vertretenen Bevölkerungs-
gruppen) gewertet werden.
Aus unserer Sicht sollte § 9 Abs. 2 Satz 
2 ÖPNVG-E daher ganz gestrichen wer-
den, da eine solche Abwägung schon im 
Wesentlichen in § 8 Abs. 3 PBefG geregelt 
ist; eine Doppelung im Landesrecht NRW 
könnte hier nur Anlass für eine überschie-
ßende Rechtsauslegung der Bedeutung 
der entsprechenden landesrechtlichen 
Regelung sein. Zumindest könnte die For-
mulierung des § 9 Abs. 2 Satz 2 ÖPNVG-E 
in eine im planungsrechtlich übliche Abwä-
gungsformulierung umgewandelt werden; 
denkbar wäre hier zum Beispiel eine Anleh-
nung an die planungsrechtliche Norm des 
§ 1 Abs. 7 BauGB: „Bei der Aufstellung [der 
Nahverkehrspläne] sind die öffent lichen 
und privaten Belange gegeneinander und 
untereinander gerecht abzuwägen“.

2. Regelungen zur Barrierefreiheit 
An verschiedenen Stellen im Gesetzent-
wurf (§ 2 Abs. 3, § 2 Abs. 8, § 8 Abs. 2 
ÖPNVG-E) sollen Hinweise auf die Barrie-
refreiheit im ÖPNV in das Gesetz aufge-
nommen werden. 
Die Aufnahme von Begrifflichkeiten zur 
vollständigen Barrierefreiheit aus dem 
PBefG in das ÖPNVG-E ist aus unserer 
Sicht vertretbar. Es wäre eine weitergehen-
de Klarstellung dahingehend sinnvoll, dass 
die Regelungen des ÖPNVG-E jedenfalls 
nicht weitergehen sollen als die Vorgaben 
zur vollständigen Barrierefreiheit im bun-
desrechtlichen PBefG. Daher sollte zumin-
dest in § 2 Abs. 3 und § 2 Abs. 8 ÖPNVG-E 
ein Verweis auf die Vorgaben des PBefG 
aufgenommen werden; denkbar wäre z.B. 
eine Formulierung in § 2 Abs. 3 und § 2 
Abs. 8 ÖPNVG-E „…im Sinne des § 8 Abs. 
3 Satz 3-5 PBefG.“. 
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Landesinteresse festhalten, so ist es auch 
verfassungsrechtlich geboten, dass jede 
solche Weisung vollständig durch das Land 
NRW mit zusätzlichen (zusätzlich zu den 
Fördermitteln nach § 11 Abs. 1 ÖPNVG 
gewährten) Mitteln dauerhaft ausgegli-
chen würde. 
c) Wegfall des Einvernehmens der Zweck-
verbände/AöRs zum SPNV-Netz im beson-
deren Landesinteresse (§ 7 Abs. 4 ÖPNVG-E) 
Darüber hinaus lehnen wir ab, dass zukünf-
tig das SPNV-Netz im besonderen Landes-
interesse nicht mehr im Einvernehmen mit 
den Zweckverbänden in den Koopera-
tionsräumen festgelegt werden soll. 
Die Zweckverbände/AöRs in den Koopera-
tionsräumen sind die Vollzugsverantwort-
lichen für den SPNV im Lande NRW. 
Zudem besitzen die Zweckverbände/AöRs 
auch die meiste praktische Vollzugserfah-
rung im Bereich der Leistungserbringung 
im SPNV. Daher kann es nicht sein, dass 
zukünftig das SPNV-Netz im besonderen 
Landesinteresse ohne verbindliche Mit-
wirkung der aufgabenverantwortlichen 
Aufgabenträger festgelegt werden soll: 
Dies gilt zumal vorgesehen ist, dass dem 
MBWSV NRW zukünftig ein sachlich unbe-
schränktes Zweckmäßigkeitsweisungsrecht 
bezüglich des SPNV-Netzes im besonderen 
Landesinteresse eingeräumt werden soll.

5. Erhöhung der Pauschale nach § 11 Abs. 
1 ÖPNVG auf 1 Mrd. Euro und Regelung 
eines neuen Verteilschlüssels 
a) Erhöhung der Pauschalen nach § 11 
Abs. 1 ÖPNVG 
Die Erhöhung der Pauschale aus § 11 Abs. 
1 ÖPNVG auf zukünftig mindestens 1 
Mrd. Euro pro Jahr ist grundsätzlich positiv 
zu bewerten. Des Weiteren ist hier zu for-
dern, zukünftige Erhöhungen der Regio-
nalisierungsmittel des Bundes Eins-zu-Eins 
anteilig an die Aufgabenträger im SPNV 
weiterzureichen, um ein Anwachsen der 
Mittel analog zur erwarteten Dynamisie-
rung der Bundesmittel sicherzustellen. 
b) Regelung eines neuen Verteilschlüssels 
Die Verteilung der Mittel aus § 11 Abs. 1 
ÖPNVG nach einem objektiven und trans-
parenten Schlüssel ist ebenfalls im Grund-
satz ein sinnvoller Ansatz, soweit dabei 
die spezifischen Betroffenheitslagen der 
einzelnen Zweckverbände/AöRs und die 
unterschiedlichen geografischen Besonder-
heiten der Kooperationsräume hinlänglich 
berücksichtigt werden.
Die Festlegung der Schlüsselparameter 
für den objektiven und transparenten 
Verteilschlüssel sollte jedoch nicht (jeden-
falls nicht alleine) auf eine Rechtsverord-
nung übertragen werden. Vielmehr ist in 
Anbetracht der verfassungsrechtlichen 
„Wesentlichkeitstheorie“ und vor dem 
Hintergrund einer größeren Transparenz 

Zweckverbänden nicht zu einem praxis-
tauglichen Ergebnis geführt hätten: Soweit 
das MBWSV NRW das anders sieht, bitten 
wir um Benennung konkreter Beispiele. 
Zudem besteht bei entsprechenden 
Zweckmäßigkeitsweisungsrechten die 
Gefahr, dass das MBWSV NRW Weisun-
gen nicht nur aus fachlichen Gründen, 
sondern auch nach politischer Opportuni-
tät aussprechen könnten. Letzteres könnte 
erfahrungsgemäß im Land NRW zu Lasten 
des kreisangehörigen, oft ländlich struktu-
rierten Raums in NRW gehen. Zweckmä-
ßigkeitsweisungsrechte, wie in § 6 Abs. 1 
ÖPNVG-E vorgesehen, sind deshalb aus 
unserer Sicht nicht erforderlich.
aa) Soweit das Land NRW an entsprechen-
den Entscheidungsrechten im Falle des 
Nichtzustandekommens einer Einigung 
über Fragen des Zusammenwirkens im 
Sinne des § 6 Abs. 1 Sätze 2 und 3 ÖPN-
VG-E festhalten möchte, muss zumindest 
gewährleistet werden, dass ein Weisungs-
recht des MBWSV NRW nur in Betracht 
kommt, wenn es vorher ein verbindliches 
Schlichtungsverfahren ohne Schlichtungs-
erfolg gegeben hat und wenn zumindest 
einer der beteiligten Zweckverbände eine 
Entscheidung gegenüber dem MBWSV 
NRW beantragt hat. Um den Ausnahme-
charakter und die besondere verkehrs-
politische Bedeutung eines solchen Wei-
sungsrechts zu unterstreichen, fordern wir 
zudem, dass über die Ausübung eines sol-
chen Weisungsrechtes in jedem Einzelfall 
der für Verkehr zuständige Ausschuss des 
Landtags unterrichtet wird. 
bb) Ein (inhaltlich nicht beschränktes) 
Zweckmäßigkeitsweisungsrecht des 
MBWSV NRW für das SPNV-Netz im 
besonderen Landesinteresse gem. § 6 Abs. 
1 Satz 4 ÖPNVG-E ist mit Nachdruck abzu-
lehnen, da es beim SPNV-Netz im beson-
deren Landesinteresse (immerhin rund 1/3 
der Verkehrsleistung in NRW) dem Mini-
sterium ein beliebiges und sachlich nicht 
beschränktes Weisungsrecht einräumen 
würde. Das Ministerium könnte daher 
ohne originäre Aufgaben- oder Finanz-
verantwortung im SPNV im Rahmen des 
SPNV-Netzes im besonderen Landesinter-
esse Standards und Anforderungen vorge-
ben (zum Beispiel betreffend Fahrzeugaus-
stattung im SPNV, Taktdichte, personelle 
Ausstattung et cetera). 
Hier besteht aus Sicht des Landkreistages 
NRW und des Städte- und Gemeindebun-
des NRW die erhebliche Gefahr zentralisti-
scher Vorgaben, die dann bei den Zweck-
verbänden/AöRs zu Lasten der übrigen 
Verkehrsangebote außerhalb des SPNV-
Netzes im besonderen Landesinteresse 
gehen würde. Sollte das Land an einem 
(inhaltlich unbeschränkten) Zweckmäßig-
keitsrecht beim SPNV-Netz im besonderen 

ÖPNVG-E entweder gänzlich zu verzichten 
oder zumindest einen organisationsbezo-
genen Bestandsschutz für die jetzt bereits 
vorhandenen und etablierten Organisati-
onsstrukturen vorzusehen. 
b) Weisungsrechte nach § 6 Abs. 1 Sätze 2 
und 3 ÖPNVG-E und nach § 6 Abs. 1 Satz 
4 ÖPNVG-E 
Im Bereich des SPNV möchte sich das 
MBWSV NRW bei bestimmten strittigen 
Fragen ein letztentscheidendes Weisungs-
recht gegenüber den Zweckverbänden 
vorbehalten (vgl. § 6 Abs. 1 Sätze 2 und 3 
ÖPNVG-E) und darüber hinaus soll für das 
SPNV-Netz im besonderen Landesinteres-
se grundsätzlich ein umfängliches Zweck-
mäßigkeitsweisungsrecht des MBWSV 
NRW eingeführt werden (vergleiche § 6 
Abs. 1 Satz 4 ÖPNVG-E).
Solche Weisungsrechte des Landes NRW 
gegenüber den Aufgabenträgern im SPNV 
sind aus unserer Sicht abzulehnen. Zum 
Einen kann damit das MBWSV NRW die 
demokratisch legitimierten Entscheidungs-
prozesse in den Zweckverbänden aushe-
beln, zum anderen besteht hierdurch die 
Gefahr kostenverursachender Anforde-
rungen durch das MBWSV NRW, die zu 
Lasten der SPNV-Leistungen in Verkehren 
außerhalb der Weisungen gehen und – im 
Falle eines ungünstigen wirtschaftlichen 
Verlaufs – auch zu finanziellen Belastungen 
für die Kreise und kreisfreien Städte führen 
können. Es darf nicht vergessen werden, 
dass auch im SPNV die Kreise und kreis-
freien Städte letztlich Aufgabenträger sind 
und bei (möglichen, nicht über die Pau-
schalen ausgleichbaren) Defiziten in einer 
Ausgleichspflicht stehen können. Zudem 
sind Zweckmäßigkeitsweisungsrechte 
gegenüber Zweckverbänden systemwid-
rig, da Zweckverbände gerade geschaffen 
worden sind, um einen selbstverwalte-
ten Sachverstand innerhalb der gewähl-
ten Organisationsstrukturen nutzbar zu 
machen: Dem widerspräche ein Zweck-
mäßigkeitsweisungsrecht, das beim SPNV-
Netz im besonderen Landesinteresse sogar 
sachlich unbeschränkt wäre. Es gibt unse-
rer Kenntnis nach weder in einem anderen 
Bundesland bei SPNV-Zweckverbänden 
solche unbeschränkten Zweckmäßigkeits-
weisungsrechte noch gibt es einen anderen 
Sachbereich (zum Beispiel im Wasserver-
bandsrecht) bekannte Anwendungsfälle, 
bei denen gegenüber Zweckverbänden 
solche Zweckmäßigkeitsweisungsrechte 
bestehen.
Grundsätzlich gehen wir davon aus, dass 
sich die dezentrale Struktur der Aufgaben-
trägerschaft im SPNV bewährt hat. Uns ist 
kein Fall bekannt, in denen kooperative 
Abstimmungen zwischen den Zweckver-
bänden oder beim SPNV-Netz im beson-
deren Landesinteresse zwischen Land und 
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schrumpfende Bevölkerungszahlen nicht 
unbedingt weniger verkehrliche Bedürf-
nisse, sondern wegen der Zentralisierungs-
prozesse zugleich größere Reiseweiten 
und damit auch ein Mehr an Verkehren 
verursachen, wäre ein Verteilschlüssel von 
bis zu 10 Prozent Fläche – 10 Prozent Ein-
wohnerzahl – 80 Prozent Betriebsleistung 
für den kreisangehörigen, ländlichen Raum 
sinnvoll. 
b) Zweckbindung von 30 Prozent der Mit-
tel nach § 11 Abs. 2 ÖPNVG-E (Fahrzeug-
förderung) 
aa) Abzulehnen ist die Verpflichtung, 
zukünftig mindestens 30 Prozent der 
Pauschale aus § 11 Abs. 2 ÖPNVG-E als 
Anreiz zum Einsatz neuer und barrierefrei-
er Fahrzeuge an die Verkehrsunternehmen 
weiterzuleiten. Eine solche Verpflichtung 
zur Fahrzeugförderung wäre aus unserer 
Sicht ein Rückschritt auf den Stand vor der 
Reform des ÖPNVG von 2007. Es ist not-
wendig, ein möglichst hohes Maß an Flexi-
bilität bei der Verwendung der Finanzmittel 
anzustreben, was natürlich die Möglichkeit 
(nicht die Pflicht) der Wahl von freiwilligen 
und flexiblen Lösungen der Fahrzeugför-
derung mit einschließt. Im Wesentlichen 
sprechen folgende drei Argumente gegen 
eine Regelung einer verpflichtenden Fahr-
zeugförderung:
• Die Aufgabenträger in NRW und die 
dort vorhandene Unternehmenslandschaft 
sind extrem heterogen: Es gibt Aufgaben-
trägergebiete, in denen fast ausschließlich 
ein kommunales Unternehmen die Ver-
kehrsleistung erbringt, Aufgabenträger-
gebiete mit gemischten wirtschaftlichen 
Verhältnissen und Aufgabenträgergebiete, 
in denen eine größere Zahl kleinerer, mit-
telständischer Verkehrsunternehmen die 
Verkehrsleistungen erbringt. Vor diesem 
Hintergrund kann in der Regel nur der 
jeweilig mit den Gegebenheiten vor Ort 
vertrauter Aufgabenträger eine sinnvolle 
Entscheidung über die Förderziele und För-
derinstrumentarien im Rahmen des § 11 
Abs. 2 ÖPNVG treffen. 
• Eine Verpflichtung zum Anreiz zur 
Beschaffung neuer und barrierefreier 
Fahrzeuge ist als generelle Verpflichtung 
betriebswirtschaftlich nicht sinnvoll. Mit 
einer solchen Regelung würden in vielen 
Fällen zukünftig Fahrzeuge nicht dann 
beschafft, wenn es betriebswirtschaftlich 
sinnvoll ist, sondern dann, wenn entspre-
chende Fördermittel zur Verfügung stehen. 
Eine zielgenaue Allokation der zur Verfü-
gung stehenden Fördermittel kann aber 
nur unter Berücksichtigung der örtlichen 
respektive regionalen verkehrswirtschaft-
lichen Strukturen erfolgen: Daher muss die 
Entscheidung über „Ob“ und „Wie“ einer 
Fahrzeugförderung durch den Aufgaben-
träger erfolgen. 

Die Bindung der Förderung des strecken-
bezogenen Aus- und Neubaus von Schie-
neninfrastrukturen aus Mitteln nach § 11 
Abs. 1 ÖPNVG-E mit zuwendungsfähigen 
Ausgaben von mehr als 5 Millionen Euro 
an einen ÖPNV-Bedarfsplan (§ 7 Abs. 1 
ÖPNVG) ist abzulehnen. Die bisherige Ver-
antwortlichkeit der Zweckverbände/AöRs 
in den Kooperationsräumen auch für groß-
volumige Infrastrukturmaßnahmen hat 
sich grundsätzlich bewährt. Insbesondere 
führt die selbstverantwortete Entscheidung 
der einzelnen Zweckverbände/AöRs über 
solche Maßnahmen dazu, dass Vorhaben 
auch in den unterschiedlichen Regionen im 
Lande NRW angemessen Berücksichtigung 
finden können. Die aus der kommunalen 
Ebene heraus legitimierten Gremien der 
Zweckverbände/AöRs in den Koopera-
tionsräumen können am sachnächsten und 
unter Berücksichtigung örtlicher respektive 
regionaler Belange entscheiden, welche 
streckenbezogenen Aus- und Neubaumaß-
nahmen am sinnvollsten sind. Die Bindung 
an den zentralisierten ÖPNV-Bedarfsplan 
gem. § 7 Abs. 1 ÖPNVG würde hingegen 
zu einem stärkeren zentralistischen Ein-
fluss des Landes führen, was aus Sicht der 
kommunalen Spitzenverbände im kreisan-
gehörigen Raum die Gefahr einer einseiti-
gen Fokussierung auf die Ballungsräume  
und Metropolregionen nach sich ziehen 
könnte.   
Allenfalls ist in diesem Kontext das Erfor-
dernis eines „Benehmens“ zwischen den 
Zweckverbänden/AöRs in den Kooperati-
onsräumen und dem MBWSV NRW anzu-
erkennen.

6. Neuausrichtung der Förderung nach  
§ 11 Abs. 2 ÖPNVG-E (ÖPNV-Pauschale) 
Die Erhöhung der Pauschale nach § 11 
Abs. 2 ÖPNVG NRW um 20 Mio. Euro auf 
130 Millionen Euro pro Jahr ist grundsätz-
lich zu begrüßen, dürfte jedoch letztlich 
überwiegend nur den Preissteigerungssät-
zen seit dem Jahr 2008 entsprechen. 
a) Neujustierung des Verteilschlüssels im 
Rahmen des § 11 Abs. 2 ÖPNVG-E 
Die Veränderung der Verteilschlüsselgrö-
ßen um einen Prozentpunkt zu Gunsten 
der Verteilgröße Fläche ist in Anbetracht 
der relativ geringen Dimensionen – 1 Pro-
zentpunkt pro Aufgabenträger – und der 
Herabsetzung des Faktors Einwohnerzahl 
um 1 Prozentpunkt (es ist zu bedenken, 
dass auch in NRW rund 60 Prozent der 
Einwohner im kreisangehörigen Raum 
wohnen) in erster Linie ein symbolischer 
Schritt ohne weitreichende finanzielle Wir-
kung. Wenn man die besonderen Bedürf-
nisse des kreisangehörigen Raums mit den 
relativ großen Flächenrelationen, den geo-
grafisch größeren Reiseweiten im ÖPNV 
und auch die Tatsache berücksichtigt, dass 

eines Gesetzgebungsprozesses im Landtag 
NRW zu fordern, dass alle wesentlichen 
Eckpunkte für die Festlegung des Vertei-
lungsschlüssels bereits im ÖPNVG selbst 
geregelt werden. Dies betrifft nach unserer 
Vorstellung nicht nur die zu berücksichti-
genden Verteilungsparameter, sondern 
auch die anzuwendenden Schlüssel zwi-
schen den Verteilparametern, jedenfalls 
ihren wesentlichen Grundsätzen nach 
(gewisse Anpassungsspielräume zur kurz-
fristigen Berücksichtigung unvorhergese-
hener Entwicklungen durch Rechtsverord-
nungen sollten aber möglich bleiben). 
Grundsätzlich muss ein Schlüssel zur Ver-
teilung der Pauschalen nach § 11 Abs. 1 
ÖPNVG-E so gestaltet werden, dass der 
Status Quo der Verkehrsleistung in den 
einzelnen Kooperationsräumen gewahrt 
wird. Um auch immanente Kostensteige-
rungen in den bestehenden Verkehrsver-
trägen, zum Beispiel durch Durchreichung 
der Trassenentgelte, abzubilden, fordern 
wir zudem eine dynamische Sicherung des 
Status-quo der Verkehrsleistung in den 
einzelnen Kooperationsräumen (Anleihen 
könnte man hier im Grundsatz am soge-
nannten „Kieler-Schlüssel“ auf Bundes-
ebene nehmen).
Hinsichtlich der Schlüsselparameter for-
dern wir, dass auch der Faktor „Fläche“ ein 
maßgeblicher Verteilungsschlüssel wird. 
SPNV-Verbindungen dienen im Wesent-
lichen der überörtlichen und regionalen 
verkehrlichen Verbindung, gerade und ins-
besondere auch in die den Ballungsräumen 
umliegenden Regionen. Dabei müssen 
SPNV-Verbindungen naturgemäß größere 
Räume überbrücken als zum Beispiel der 
großstädtische ÖPNV. Vor diesem Hinter-
grund halten wir es für geboten, dass die 
geografischen Größenverhältnisse in den 
Kooperationsräumen, im Wesentlichen 
charakterisiert durch den Schlüsselfaktor 
Fläche, in hinlänglicher Art und Weise bei 
der Verteilung berücksichtigt werden.
Zudem fordern wir, dass das Aufstellungs-
verfahren für die Bildung eines solchen 
Verteilschlüssels möglichst transparent und 
unter Einbindung der kommunalen Spit-
zenverbände und der anderen betroffenen 
Akteure im SPNV ausgestaltet wird. Das 
MBWSV NRW sollte daher möglichst früh-
zeitig verwendungsfähige Daten hinsicht-
lich aller in Betracht kommender Schlüs-
selgrößen (Fläche, Einwohner, Status Quo 
der Verkehrsleistung, gegebenenfalls auch 
Personenkilometer, aggregiert in Bezug 
auf die einzelnen Kooperationsräume) 
offenlegen, um so einen entsprechenden 
Diskussionsprozess zu ermöglichen. 
c) Bindung der Mittel aus § 11 Abs. 1 ÖPN-
VG-E bei streckenbezogenem Aus- und 
Neubau von Infrastrukturen an ÖPNV-
Bedarfsplan 
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licher) Satz 7: „Maßstab der Berechnung 
dieses Anteils sind die Erträge im Ausbil-
dungsverkehr des jeweiligen Verkehrsun-
ternehmens, die auf die Verkehre, die auf 
Grund des öffentlichen Dienstleistungsauf-
trages im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 durchge-
führt werden, entfallen.“ 
Schließlich möchten wir das MBWSV NRW 
auffordern, möglichst zeitnah, das heißt 
in den ersten zwei Jahren nach Inkrafttre-
ten der Änderung des § 11a ÖPNVG-E, 
zu evaluieren, welche Auswirkungen die 
Vorgaben zur Trennungsrechnung in der 
Praxis haben.

8. Erhöhung der Mittel nach § 12 ÖPNVG-
E und Bindung an den ÖPNV-Bedarfsplan 
Die Erhöhung der pauschalierten Investiti-
onsförderung auf 150 Millionen Euro nach  
§ 12 ÖPNVG-E ist zwar positiv zu bewer-
ten, entspricht jedoch nur der Rückgängig-
machung der Kürzung ab dem Jahr 2013 
(damals im Wesentlichen zur Finanzierung 
des Sozialtickets). 
Gänzlich abzulehnen ist die Bindung an 
die vorherige Aufnahme in den ÖPNV-
Bedarfsplan des Landes bei streckenbezo-
genen Förderungen im Volumen von mehr 
als 5 Millionen Euro. Die aus der kommu-
nalen Ebene heraus legitimierten Gremien 
der Zweckverbände/AöRs in den Koope-
rationsräumen können am sachnäch-
sten und unter Berücksichtigung örtlicher 
respektive regionaler Belange entscheiden, 
welche streckenbezogene Aus- und Neu-
baumaßnahmen am sinnvollsten sind. Die 
Bindung an den ÖPNV-Bedarfsplan gem. 
§ 7 Abs. 1 ÖPNVG würde hingegen zu 
einem stärkeren zentralistischen Einfluss 
des Landes führen, was aus Sicht der kom-
munalen Spitzenverbände im kreisange-
hörigen Raum die Gefahr einer einseitigen 
Fokussierung auf die Ballungsräume und 
Metropolregionen nach sich ziehen könn-
te. Allenfalls wäre in diesem Kontext das 
Erfordernis eines „Benehmens“ zwischen 
den Zweckverbänden/AöRs in den Koope-
rationsräumen und dem MBWSV NRW 
anzuerkennen. 

9. Erweiterung um vier zusätzliche För-
dermöglichkeiten als Investition in beson-
derem Landesinteresse nach § 13 Abs. 1 
ÖPNVG-E 
Die Erweiterung um vier zusätzliche För-
dermöglichkeiten als Investition in beson-
derem Landesinteresse im Gesetzestext in 
§ 13 Abs. 1 ÖPNVG-E dient zwar grund-
sätzlich der Erweiterung der Förderoptio-
nen, gleichzeitig ist jedoch zu bemerken, 
dass die genannten vier zusätzlichen För-
dermittel in weiten Teilen eher großstäd-
tisch bezogene Infrastrukturmaßnahmen 
betreffen (zum Beispiel Investitionen zur 

Darüber hinaus müsste bei der Wieder-
einführung einer Fahrzeugförderung das 
MBWSV NRW verbindlich für eine europa-
rechtskonforme Möglichkeit zur Weiterlei-
tung der Mittel Sorge tragen, gegebenen-
falls durch eine landesseitige Notifizierung 
bei der EU-Kommission. Keinesfalls dürfen 
die kommunalen Aufgabenträger – wie 
bereits bei den § 11a ÖPNVG Mitteln 
geschehen – bei einer rechtlich/EU-beihil-
ferechtlich komplexen Regelung, die das 
Land verursacht hat, mit den verbleiben-
den Rechtsrisiken alleine gelassen werden. 
cc) Schließlich sei noch darauf hingewie-
sen, dass es in jedem Fall eine Bestands-
schutzregelung für Aufgabenträger geben 
muss, die die Verwendung der heutigen 
§ 11 Abs. 2 ÖPNVG-E Mittel bereits fest 
disponiert haben, zum Beispiel durch abge-
schlossene öffentliche Dienstleistungsauf-
träge mit Verkehrsunternehmen. Solche 
Aufgabenträger haben den ihnen zuste-
henden Anteil an den § 11 Abs. 2 ÖPN-
VG-E Mitteln bereits – zumindest für die 
Restlaufzeit entsprechend abgeschlossener 
Verträge – fest verwendet und müssten 
nun, bei einer Verpflichtung zur Fahrzeug-
förderung, den nicht mehr für Verkehrsver-
träge zur Verfügung stehenden Anteil aus 
eigenen Mitteln substituieren. Dies dürfte 
schon aus Gründen des rechtsstaatlichen 
Vertrauensschutzes verfassungsrechtlich 
bedenklich sein. 

7. Neuregelung im Rahmen des § 11a 
ÖPNVG 
Im Rahmen des § 11a ÖPNVG NRW soll 
für Verkehre, die auf Grund eines öffent-
lichen Dienstleistungsauftrages im Sinne 
von Art. 3 Abs. 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 durchgeführt werden, die 
Zuordnung und Berechnung nach § 11 
Abs. 2 Satz 5 ÖPNVG-E für die Jahre ab 
2014 jeweils getrennt vorgenommen wer-
den. 
Hierzu ist kritisch anzumerken, dass eine 
rückwirkende Berechnung vielfach die Pra-
xis vor großen Problemen stehen würde 
und zum Teil, dort wo die Berechnungen 
bereits vollzogen sind, auch gar nicht mehr 
möglich ist. Daher fordern wir, dass die 
Neuregelung im Rahmen des § 11a ÖPN-
VG-E erst ab dem nächsten Kalenderjahr, 
also dem Kalenderjahr 2017, in Kraft tritt. 
Darüber hinaus sollte von Seiten des 
MBWSV NRW geprüft werden, ob es nicht 
auch ausreicht, wenn die geplante Ände-
rung des § 11a ÖPNVG-E als „Kann-Rege-
lung“ formuliert wird. Außerdem sollten 
die Regelungen zur Trennungsrechnung 
auch bei Verkehren zur Anwendung kom-
men können, die nur in dem Gebiet eines 
Aufgabenträgers verkehren.
Ein möglicher, erweiterter Formulierungs-
vorschlag wäre zudem ein neuer (zusätz-

• Eine Fahrzeugförderung durch die Auf-
gabenträger wird in vielen Fällen nicht 
rechtssicher im Hinblick auf das Vergabe-
recht und das EU-Beihilfenrecht umzuset-
zen sein. Eine Mittelweiterleitung zur Fahr-
zeugförderung durch öffentliche Dienstlei-
stungsaufträge ist zumindest bei Bestands-
verkehren, eigenwirtschaftlichen Verkeh-
ren und Subunternehmerleistungen in der 
Regel ausgeschlossen. Die sogenannte De-
minimis-Verordnung oder die DAWI-De-
minimis-Verordnung können praktisch nur 
bei kleineren Verkehrsunternehmen zum 
Zuge kommen, da die Fördervolumina auf 
200 000 beziehungsweise 500 000 Euro in 
drei Steuerjahren unternehmensweit (und 
nicht je Aufgabenträger) beschränkt sind. 
Hier besteht daher im Ergebnis sogar die 
Gefahr, dass in Zukunft Mittel nach § 11 
Abs. 2 ÖPNVG-E gar nicht mehr (rechts-
sicher) weitergeleitet werden können, weil 
es hierfür an einer europarechtlich gesi-
cherten Grundlage fehlt. 
bb) Selbst wenn das Land eine Fahrzeug-
förderung umsetzen wollte, so ist der jetzt 
vorgesehene Wortlaut in § 11 Abs. 2 Satz 
6 ÖPNVG-E abzulehnen. Dem Wortlaut 
nach würde die Förderung als Anreiz zum 
Einsatz neuer und barrierefreier Fahrzeuge 
die Förderung der Anschaffung neuwer-
tiger beziehungsweise nahezu neuwertig 
gebrauchter Fahrzeuge (mit definierter 
maximaler Fahrleistung), die Förderung 
fahrzeugbezogener Ausstattungsmerkmale 
und Qualitätsstandards oder die Förderung 
eines bestimmten Flottenalters (unabhän-
gig von der konkreten Beschaffung von 
Neufahrzeugen) ausschließen. 
Damit wären aber auch viele der heute 
bestehenden Regelungen der kommuna-
len Aufgabenträger zur Fahrzeugförderung 
– soweit diese heute eine Fahrzeugförde-
rung auf freiwilliger Grundlage betreiben –  
nicht mehr mit der geplanten Regelung in 
§ 11 Abs. 2 Satz 6 ÖPNVG vereinbar: Rein 
hilfsweise könnte an eine Formulierung 
gedacht werden, die die Fahrzeugförde-
rung als Option ausdrücklich erlaubt (zum 
Beispiel „… insbesondere 30 Prozent …“) 
sowie eine Öffnung der Formulierung „… 
Anreiz zum Einsatz neuer und barrierefreier 
Fahrzeuge… in „… Anreiz zur Förderung 
von Fahrzeugen, Ausstattungen der Fahr-
zeuge oder qualitäts- bzw. umweltbezo-
gener Merkmale…“. Eine solche Formu-
lierung mit dem Wort „…insbesondere…“ 
würde es den Aufgabenträgern zudem 
erleichtern, darzulegen, dass öffentliche 
Dienstleistungsaufträge mit einer Verpflich-
tung zur Erfüllung bestimmter qualitativer 
und altersmäßiger Anforderungen an die 
eingesetzten Fahrzeuge den Vorgaben 
zur Verwendung des 30 Prozent-Anteils 
entsprechen, auch wenn ein solcher Anteil 
nicht explizit im Vertrag ausgewiesen ist. 
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der Finanzmittel aus § 11a ÖPNVG hin-
sichtlich des Finanzierungszwecks und der 
Finanzierungsinstrumente zu öffnen und 
zu flexibilisieren. Die Regelung des § 11a 
ÖPNG hat sich in der Praxis als vielfach 
sehr starre Regelung dargestellt, die zudem 
bei vielen Aufgaben trägern zu rechtlichen 
Auseinandersetzun gen mit anspruchsbe-
rechtigten Verkehrs unternehmen geführt 
hat (zum Beispiel über die Frage des ange-
messenen Gewinns). Zudem ist die starre 
Vorgabe des § 11a ÖPNVG im Hinblick auf 
Anforderungen des demografischen Wan-
dels und damit einhergehend sich stark 
verändernder Anforderungen im Bereich 
der Schüler- und Ausbildungsverkehre 
nicht mehr zeitgemäß: Hier wäre eine fle-
xible Mittelverwendung, die auch beson-
dere demografische Anforderungen mit 
berücksichtigt, sinnvoller.
Auch im bundesweiten Vergleich zeigt 
sich, dass immer mehr Bundesländer bei 
Ersetzungsregelungen zu den ehemaligen 
§ 45a PBefG-Mitteln den Weg flexibler 
Regelungen durch die Aufgabenträger 
wählen (zum Beispiel in Niedersachsen 
durch die „gemeinsamen Eckpunkte“ im 
Rahmen einer umfassenden Verständigung 
der niedersächsischen kommunalen Spit-
zenverbände mit dem niedersächsischen 
Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und  
Verkehr zur Kommunalisierung der § 45a 
PBefG-Mittel). Daher wäre es in Anbe-
tracht des Verwaltungsaufwands und der 
Flexibilität sinnvoller, den § 11a ÖPNVG 
so umzuformulieren, dass die Mittel aus 
der § 11a ÖPNVG-Pauschale insbesondere 
für Zwecke der Schüler- und Ausbildungs-
verkehrs verwendet werden müssen. Hin-
sichtlich der Auswahl der Förderinstrumen-
tarien durch die Aufgabenträger (allgemei-
ne Vorschrift, Weiterreichung durch einen 
öffentlichen Dienstleistungsauftrag) sollte 
eine umfassende Flexibilität bestehen. 
Soweit ein Aufgabenträger die heutige 
Regelungssystematik des § 11a ÖPNVG 
fortführen möchte (als freie Entscheidung), 
muss dies im Rahmen einer flexiblen Wahl 
der Förderinstrumentarien natürlich wei-
terhin möglich bleiben.

3. Implementierung einer demographi-
schen Förderkomponente 
Darüber hinaus möchten der Landkreis-
tag NRW und Städte- und Gemeindebund 
NRW die Einführung einer demografi-
schen Förderkomponente in Nordrhein-
Westfalen, insbesondere für die Erprobung 
und Implementierung neuer verkehrlicher 
Angebote für den ländlichen Raum und zur 
Bewältigung des demografischen Wandels, 
als weitere Förderachse im ÖPNV-Gesetz 
NRW fordern. 
Vorbild hierfür könnte insbesondere die 2. 
Säule in Niedersachsen aus den „Gemein-

licher Antragsteller – mangels Vergabe 
eines Auftrages – nicht einmal an einen 
repräsentativen Tarifvertrag gebunden ist. 
Das Land NRW muss sich dafür einset-
zen, dass im Personenbeförderungsgesetz 
auf Bundesebene endlich der Vorrang von 
Direktvergaben vorrangig vor eigenwirt-
schaftlichen Genehmigungen abgesichert 
wird. Dies ist ausdrücklich bereits in der 
VO 1370 (dort Art. 5 Abs. 2 sowie 4 und 
5 VO 1370) als Möglichkeit vorgesehen 
und muss nun endlich auch in das nationa-
le Recht mit Vorrang vor eigenwirtschaft-
lichen Verkehren umgesetzt werden. Auf 
Landesebene sollte eine Klarstellung zur 
Absicherung von Direktvergaben mög-
lichst in eine entsprechende Zielbestim-
mung, zum Beispiel im Rahmen des § 2 
Abs. 10 ÖPNVG aufgenommen werden. 
Zudem sollte auf Landesebene eine mög-
lichst große Flexibilität der Förderinstru-
mentarien vorgesehen werden. Die mei-
sten sogenannten eigenwirtschaftlichen 
Verkehre sind nur deshalb eigenwirt-
schaftlich, weil hierin steuerfinanzierte 
Zuschussregelungen (§§ 11 Abs. 2, 11a 
ÖPNV-Gesetz NRW) eingerechnet wer-
den können. Diese Folge kann in der Regel 
verhindert werden, wenn die kommunalen 
Aufgabenträger möglichst flexibel über die 
Art und Weise der Verwendung der För-
dermittel und der Förderinstrumente im 
ÖPNV entscheiden können (zum Beispiel 
durch einen Ermessensspielraum zwischen 
allgemeiner Vorschrift und einer entspre-
chenden höheren finanziellen Ausstattung 
von öffentlichen Dienstleistungsaufträgen, 
gleich ob im wettbewerblichen Verfahren 
oder als Direktvergaben im ÖPNV). 
Schließlich sollte im Verfahren der Geneh-
migungserteilung durch die Bezirksre-
gierungen eine Einvernehmensregelung 
zwischen Bezirksregierungen und kom-
munalen Aufgabenträgern verpflichtend 
eingeführt werden. Dies kann durch eine 
entsprechende Regelung im ÖPNV-Gesetz 
NRW oder im Wege von entsprechenden 
Verwaltungsvorschriften erfolgen. Die 
Einvernehmensregelung betrifft dabei ins-
besondere die Ausgestaltung eines Geneh-
migungswettbewerbes (§ 13 Abs. 2b 
PBefG) einschließlich der Aufstellung einer 
möglichen „Bewertungsmatrix“ sowie im 
Vorfeld der angedachten Erteilung einer 
eigenwirtschaftlichen Genehmigung die 
Frage der dauerhaften (während der Lauf-
zeit der Genehmigung) eigenwirtschaft-
lichen Tragfähigkeit des beantragten Ver-
kehrs. 

2. Flexibilisierung der Förderung nach  
§ 11a ÖPNVG 
Der Landkreistag NRW und der Städte- 
und Gemeindebund NRW sprechen sich 
dafür aus, die Verwendungsmöglichkeit 

Erneuerung der Infrastruktur von Straßen- 
und Stadtbahnsystemen, Investitionen in 
die Elektromobilität). Es muss daher bei 
der praktischen Umsetzung des § 13 Abs. 
1 ÖPNVG-E darauf geachtet werden, dass 
eine angemessene Verteilung der Mittel 
zwischen den großstädtischen Ballungs-
räumen und dem kreisangehörigen, oft-
mals ländlich strukturierten Raum in NRW 
weiter gewährleistet wird.

III.  Weitere Forderungen 
für die Novellierung des 
ÖPNV­Gesetz NRW aus 
Sicht des Landkreistages 
NRW und des Städte­ und 
Gemeindebundes NRW 

Über die genannten Änderungsvorschläge 
des ÖPNV-Gesetzes NRW hinaus möchten 
der Landkreistag NRW und der Städte- 
und Gemeindebund NRW die Gelegenheit 
der Anhörung zu diesem Gesetzentwurf 
nutzen, einige weitere Aspekte, insb. zur 
Änderung des ÖPNVG, vorzuschlagen. 

1. Absicherung von Direktvergaben an 
eigene kommunale Verkehrsunternehmen 
Es ist aus Sicht des Landkreistages NRW 
und des Städte- und Gemeindebundes 
NRW die Forderung aufzustellen, dass 
sich Landesregierung und Landtag NRW 
sowohl auf der Ebene des Landes NRW 
als auch auf Bundesebene dafür einset-
zen, dass Direktvergaben an eigene, kom-
munale Unternehmen auch gegenüber 
eigenwirtschaftlichen Verkehren möglichst 
abgesichert werden.
Das Problem dabei ist, dass im deutschen 
Recht am sogenannten Vorrang der eigen-
wirtschaftlichen Verkehre – auch im Vor-
rang gegenüber Direktvergaben an kom-
munale Verkehrsunternehmen – festge-
halten worden ist. Bei dem Problem des 
Vorrangs eigenwirtschaftlicher Verkehre ist 
zu bedenken, dass der Begriff der eigen-
wirtschaftlichen Verkehre ein irreführender 
Begriff ist, da auch eigenwirtschaftliche 
Verkehre in Deutschland praktisch in wei-
ten Teilen mit Steuermitteln finanziert wer-
den. Dies betrifft zum Beispiel Ausgleichs-
leistungen für die Schülerbeförderung, für 
die kostenlose Schwerbehindertenbeförde-
rung oder zum Teil auch Ausgleichsleistun-
gen für die Anwendung von Verbundtari-
fen (vgl. § 8 Abs. 4 Satz 2 PBefG). 
Hinzu kommt, dass selbst effiziente kom-
munale Unternehmen in der Gefahr ste-
hen, von eigenwirtschaftlichen Verkehren 
„überholt“ zu werden und abgewickelt 
werden zu müssen, da kommunale Unter-
nehmen für ihre Arbeitnehmer den in der 
Regel höheren Tarifvertrag TVN anwen-
den müssen, während ein eigenwirtschaft-
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des Landkreistages NRW und des Städte- 
und Gemeindebundes NRW insbesondere 
auch als Gegenstück dazu, dass viele der 
Förderinstrumente im ÖPNVG faktisch 
ihren Schwerpunkt auf verdichtete Räume 
und großstädtische Förderzwecke in NRW 
haben, und daher auch insoweit eine 
strukturelle Benachteiligung des kreisange-
hörigen, oft ländlichen Raums in NRW zu 
befürchten ist.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 7-8/Juli-August 2016  36.16.05

gerorientierte Angebote wie Bürgerbusse 
et cetera könnten aus einer solchen För-
derkomponente finanziert werden.
Die Verteilung sollte dabei verstärkt nach 
Faktoren mit Bezug zu den vom demogra-
phischen Wandel besonders betroffenen 
kreisangehörigem Raum erfolgen: Das 
heißt neben im Wesentlichen dem Faktor 
Fläche sollte eine noch näher zu spezifizie-
rende demographische Komponente mit 
einfließen. 
Die Forderung nach einer demografischen 
Förderkomponente versteht sich aus Sicht 

samen Eckpunkten“ zwischen den kom-
munalen Spitzenverbänden in Niedersach-
sen und dem niedersächsischen Ministe-
rium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 
sein, wonach neben den kommunalisierten 
§ 45a PBefG-Mitteln eine weitere Säule 
in Höhe von 20 Millionen Euro gesetzlich 
verankert wird, unter anderem für flexible-
re Bedienformen und andere Maßnahmen 
für Mobilitätsverbesserungen und zur all-
gemeinen Attraktivitätsverbesserung des 
ÖPNV, insbesondere auch im Hinblick auf 
die demografische Entwicklung. Auch bür-

Landkreistag NRW und Städte- und Gemeindebund NRW haben ein gemeinsames Positionspapier zur Absicherung von Direkt-
vergaben im ÖPNV an eigene kommunale Verkehrsunternehmen entwickelt, das der Vorstand des LKT NRW in seiner Sitzung am 
09.06.2016 in Berlin verabschiedet hat. Das Thesenpapier ist nachstehend dokumentiert.

Positionspapier zur Absicherung von  
Direktvergaben im ÖPNV  

Direktvergaben im ÖPNV 
endlich rechtlich und wirt­
schaftlich absichern!

– Keine Zwangsprivatisierung kommunaler 
Verkehrsunternehmen durch die Hinter - 
t üre –

Im Januar 2016 erhielt in Pforzheim ein pri-
vates Busunternehmen (Bahnbustochter) 
nach entsprechendem Antrag eine eigen-
wirtschaftliche Genehmigung zum Betrieb 
des gesamten Stadtverkehrs vorrangig 
vor einer entsprechenden Direktvergabe 
an das städtische Verkehrsunternehmen 
(vergleiche § 8 Abs. 4 PBefG). Damit hat 
das städtische Verkehrsunternehmen keine 
Möglichkeit mehr, die Verkehrsleistung in 
der Stadt Pforzheim weiter zu erbringen. 
Dies ist unter dem Anfang 2013 geänder-
ten Personenbeförderungsgesetz als Präze-
denzfall anzusehen. In der Folge muss nun 
voraussichtlich das städtische Verkehrsun-
ternehmen der Stadt Pforzheim vollständig 
abgewickelt werden. Dies führt zu erheb-
lichen finanziellen Verlusten für die Kom-
mune und hat zugleich dramatische Folgen 
für die Arbeitsplätze bei dem kommunalen 
Verkehrsunternehmen.
Ein solches Szenario kann in Zukunft auch 
in Nordrhein-Westfalen in vielen Kreisen, 
Städten und Gemeinden drohen, in denen 
vergleichbare Rahmenbedingungen herr-
schen (überwiegende od. ausschließliche 
Verkehrserbringung durch Busverkeh-
re; hoher Anteil an Ausgleichsleistungen 
im Sinne des Art. 3 Abs. 2 und 3 VO 
1370/2007; geringer Umfang nicht wirt-
schaftlich erbringbarer gemeinwirtschaft-
licher Verpflichtungen). 

Dies ist deshalb bedauerlich, da die VO 
(EG) 1370/2007 eigentlich mit Art. 5 Abs. 
2 VO 1370 eine ausdrückliche Regelung 
zur Absicherung von Direktvergaben eines 
kommunalen Aufgabenträgers an ein 
eigenes kommunales Unternehmen ent-
hält: Umso problematischer ist, dass diese 
europarechtliche Regelung – trotz ent-
sprechender Forderungen der kommuna-
len Spitzenverbände – nicht vollständig in 
das Personenbeförderungsgesetz (PBefG) 
übernommen worden ist, sondern dass im 
deutschen Recht am sogenannten Vorrang 
der eigenwirtschaftlichen Verkehre festge-
halten worden ist.
Bei dem Problem des Vorrangs eigenwirt-
schaftlicher Verkehre ist zu bedenken, dass 
der Begriff der eigenwirtschaftlichen Ver-
kehre ein irreführender Begriff ist, da auch 
eigenwirtschaftliche Verkehre in Deutsch-
land praktisch in weiten Teilen mit Steuer-
mitteln finanziert werden. Dies betrifft zum 
Beispie Ausgleichsleistungen für die Schü-
lerbeförderung, für die kostenlose Schwer-
behindertenbeförderung oder zum Teil 
auch Ausgleichsleistungen für die Anwen-
dung von Verbundtarifen (vergleiche § 8 
Abs. 4 S. 2 PBefG). 
Hinzu kommt, dass selbst effiziente kom-
munale Unternehmen in der Gefahr sind, 
von eigenwirtschaftlichen Verkehren 
„überholt“ zu werden und abgewickelt 
werden zu müssen, da kommunale Unter-
nehmen für ihre Arbeitnehmer den in der 
Regel höheren Tarifvertrag TVN anwenden 
müssen, während ein eigenwirtschaftlicher 
Antragsteller – mangels Vergabe eines 
Auftrages – nicht einmal an einen reprä-
sentativen Tarifvertrag gebunden ist (zum 
Teil allerdings arbeitsrechtlich zumindest 

an den NWO-Tarifvertrag gebunden ist). 
Auch das Tariftreue- und Vergabegesetz 
NRW leistet hier keine Abhilfe, da dieses 
Gesetz nach herrschender Auffassung nur 
bei Vergaben greift, nicht aber bei Verkeh-
ren auf Grund einer eigenwirtschaftlichen 
Genehmigung.

I.  Konsequenzen für kommu­
nale Verkehrsunternehmen 
bei verbleibendem Vorrang 
eigenwirtschaftlicher  
Verkehre

• Zunächst besteht die große Gefahr eines 
Totalverlustes des kommunalen Verkehrs-
unternehmens. Bei einem vorrangigen 
eigenwirtschaftlichen Verkehr gibt es in der 
Regel kein Betätigungsfeld mehr für das 
eigene kommunale Verkehrsunternehmen. 
Eine Parallelbedienung ist ausgeschlossen, 
alternative Betätigungsfelder in anderen 
Kommunalgebieten sind zumeist ver-
schlossen (und auch nicht realistisch). Das 
kommunale Verkehrsunternehmen wird 
daher in der Regel Insolvenz anmelden 
müssen und muss abgewickelt werden. 
Dies führt zu einer erheblichen finanziel-
len Belastung für die Eigentümerkommune 
selbst. Es drohen massive Auswirkungen 
auf die kommunalen Haushalte. Zudem 
werden regelmäßig getätigte Investitio-
nen der Städte, Kreise und Gemeinden in 
eigene, kommunale Unternehmen entwer-
tet, da bei einem kurzfristig notwendigen 
Verkauf eine entsprechende Refinanzie-
rung von Immobilien oder des Fuhrparks 
zumeist nicht erreicht werden kann.
• Bei einer Abwicklung eines kommu-
nalen Unternehmens werden in erheb-
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gabenträger möglichst flexibel über die 
Art und Weise der Verwendung der För-
dermittel und der Förderinstrumente im 
ÖPNV entscheiden können (z.B. durch 
einen Ermessensspielraum zwischen allge-
meiner Vorschrift und einer entsprechen-
den höheren finanziellen Ausstattung von 
öffentlichen Dienstleistungsaufträgen, 
gleich ob im wettbewerblichen Verfahren 
oder als Direktvergaben im ÖPNV). 
Die „Gemeinsamen Eckpunkte“ im Rah-
men einer umfassenden Verständigung der 
niedersächsischen kommunalen Spitzen-
verbände mit dem Niedersächsischen Mini-
sterium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 
zur Kommunalisierung der § 45a-PBefG 
Mittel sind hier als Vorbild anzusehen: Dort 
wird in Ziffer 6 festgeschrieben, dass es 
von Seiten des Landes keine Vorgabe einer 
Handlungsform zur Verwendung der kom-
munalisierten § 45a-Mittel (circa 90 Millio-
nen Euro) und zur Erreichen einer Rabattie-
rung im Schüler- und Ausbildungsverkehr 
geben soll.

3. Keine verpflichtende Fahrzeugförde-
rung in das ÖPNV-Gesetz NRW aufneh-
men
Vor dem Hintergrund der unter 2. genann-
ten Forderung ist eine mögliche Wieder-
einführung einer verpflichtenden Fahr-
zeugförderung im Rahmen der Förder-
regelung des § 11 Abs. 2 ÖPNV-Gesetz 
NRW mit Nachdruck abzulehnen. Eine sol-
che verpflichtende Vorgabe könnte viele 
private Verkehrsunternehmen, gerade im 
ländlichen Raum, in die Möglichkeit einer 
steuerfinanzierten Eigenwirtschaftlichkeit 
bringen. Deshalb ist im Rahmen des § 11 
Abs. 2 ÖPNV-Gesetz NRW ein möglichst 
hohes Maß an Flexibilität bei der Mittelver-
wendung beizubehalten. Eine fahrzeug-
bezogene Förderung, soweit überhaupt 
europarechtlich zulässig, sollte nur als frei-
willige Lösung (unter Berücksichtigung der 
örtlichen Gegebenheiten) in Betracht kom-
men; dies gilt auch für die Art und Weise 
der Förderung.
Eine verpflichtende Fahrzeugförderung 
wäre besonders bei einer Ausweitung auf 
Subunternehmer kritisch zu sehen. Hier 
haben die kommunalen Aufgabenträger 
vielfach keine durchgreifen-den Kontroll-
möglichkeiten hinsichtlich der Gesamt-
summe der zugeflossenen Beihilfen. Dies 
trifft insbesondere auf Förderungen nach 
der EU-De-Minimis-Verordnung zu, nach 
der je Unternehmen ein Zuschuss von 
200 000 Euro in drei Jahren EU-rechtskon-
form gewährt werden kann: Während ein 
kommunales Unternehmen seine Leistun-
gen überwiegend selbst erbringen muss 
(Eigenerbringungsquote in der Regel 66 
Prozent), besteht die Gefahr, dass eigen-
wirtschaftliche Verkehrsunternehmen ein 

listisch. Die Verkehrserbringung ist damit 
faktisch dauerhaft privatisiert.

II.  Forderungen an Landtag 
und Landesregierung:  
Notwendige Maßnahen  
zur Absicherung von 
Direktvergaben an kom­
munale Verkehrsunter­
nehmen

Um die genannten Szenarien zu verhin-
dern, fordern der Landkreistag NRW und 
der Städte- und Gemeindebund NRW 
Landtag und Landesregierung auf, ver-
kehrspolitisch und gesetzgeberisch tätig 
zu werden, um Direktvergaben von kom-
munalen Aufgabenträgern an eigene kom-
munale Verkehrsunternehmen so weit wie 
möglich abzusichern. Dies gilt insbesonde-
re für die in Kürze anstehende Novellie-
rung des ÖPNV-Gesetzes NRW.

1. Vorrang der Direktvergaben auf Bun-
desebene absichern
Das Land NRW muss sich dafür einset-
zen, dass im Personenbeförderungsgesetz 
auf Bundesebene endlich der Vorrang von 
Direktvergaben vorrangig vor eigenwirt-
schaftlichen Genehmigungen abgesichert 
wird. Dies ist ausdrücklich bereits in der 
VO 1370 (dort Art. 5 Abs. 2 sowie 4 und 5 
VO 1370) als Möglichkeit vorgesehen und 
muss nun endlich auch in das nationale 
Recht mit Vorrang vor eigenwirtschaftli-
chen Verkehren umgesetzt werden. Es gibt 
keine europarechtlichen oder verfassungs-
rechtlichen Gründe, die gegen eine solche 
gesetzliche Absicherung der Direktvergabe 
sprechen. Diese Forderung ist absolut prio-
ritär und gilt auch unabhängig davon, ob 
im Übrigen am Vorrang der sogenannten 
eigenwirtschaftlichen Verkehre festgehal-
ten wird!
Dabei muss allerdings auch klar sein, dass 
die Möglichkeit zur Direktvergabe an ein 
eigenes kommunales Verkehrsunterneh-
men stets eine Option nach Ermessen des 
kommunalen Aufgabenträgers bleiben 
muss, eine Pflicht zur Direktvergabe kann 
es natürlich nicht geben.

2. Flexibilität der Förderinstrumentarien 
auf Landesebene gewährleisten
Auf Landesebene sollte eine möglichst 
große Flexibilität der Förderinstrumentari-
en vorgesehen werden. Die meisten soge-
nanntne eigenwirtschaftlichen Verkehre 
sind nur deshalb eigenwirtschaftlich, weil 
hierin steuerfinanzierte Zuschussrege-
lungen (§§ 11 Abs. 2, 11a ÖPNV-Gesetz 
NRW) eingerechnet werden können. 
Diese Folge kann in der Regel verhindert 
werden, wenn die kommunalen Auf-

lichem Umfang Arbeitsplätze abgebaut. 
Da eine anderweitige Verwendung des 
entsprechenden Personals vielfach nicht in 
Betracht kommt und auch keine Verpflich-
tung des neuen Betreibers zur Übernahme 
des Personals besteht, werden zumeist 
Massenentlassungen die Folge sein. Dies 
kann, je nach Größe des Verkehrsunter-
nehmens, eine dreistellige Zahl von Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer betreffen. 
Der Arbeitsplatzverlust vieler Mitarbeiter 
kommunaler Unternehmen und auch die 
Herabsenkung des Lohnniveaus werden so 
massiv verstärkt. 
• Eine weitere Konsequenz ist, dass für 
den betreffenden Kreis oder die Stadt wäh-
rend der Laufzeit der eigenwirtschaftlichen 
Genehmigung des privaten Verkehrsunter-
nehmens in der Regel keine Einflussmög-
lichkeiten mehr auf die Verkehrsleistung 
besteht. Denn das Personenbeförde-
rungsgesetz gibt derzeit keine praktikable 
Handhabe, den eigenwirtschaftlichen Ver-
kehr während der zehnjährigen Genehmi-
gungslaufzeit an sich ändernde Bedürfnisse 
anzupassen. 
Viele Städte, Kreise und Gemeinden haben 
auch deshalb kommunale Verkehrsun-
ternehmen, weil sie hiermit kurzfristig die 
Möglichkeit des Reagierens auf neuere 
Entwicklungen haben (Veränderungen von 
Schulstandorten, neue Siedlungsschwer-
punkte, Anforderungen zur vollständigen 
Barrierefreiheit). 
• In der Praxis wird darüber hinaus immer 
wieder von dem Phänomen des sogenann-
ten „Eigenwirtschaftlichen Dumpings“ 
berichtet. Das heißt, dass ein privates Ver-
kehrsunternehmen zunächst einen quali-
tativ hochwertigen eigenwirtschaftlichen 
Antrag abgibt, um Inhaber der Genehmi-
gung zu werden, dann aber nach einigen 
Jahren die Verkehrsleistung nicht mehr 
wirtschaftlich erbringen kann und eine Ent-
bindung gem. § 21 Abs. 4 PBefG beantragt 
(teilweise auch unter Drohung der Insol-
venz). Der Aufgabenträger, dessen Ver-
kehrsunternehmen dann gegebenenfalls 
schon ganz oder teilweise abgewickelt ist, 
hat zu diesem Zeitpunkt kaum eine Mög-
lichkeit, auf dieses Verhalten angemessen 
zu reagieren.
• Schließlich führt eine eigenwirtschaft-
liche Genehmigung an ein privates Ver-
kehrsunternehmen für die vollständige 
Erbringung des Verkehrs in einer Stadt/
einem Kreis und die Abwicklung des 
kommunalen Unternehmens dazu, dass 
ein späterer „Re-Entry“ des kommuna-
len Unternehmens kaum mehr möglich 
ist: Der Wiederaufbau eines kommunalen 
Unternehmens mit einer hohen zwei- oder 
dreistelligen Arbeitnehmerzahl ist – auch in 
Anbetracht der kommunalen Finanzsitua-
tion in Nordrhein-Westfalen – kaum rea-
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wirtschaftliche und arbeitsmarktbezogene 
Kriterien zur Vorgabe für die Verkehrser-
bringung gemacht werden können. Dies 
umfasst zum Beispiel Obergrenzen für 
den Einsatz von Subunternehmen (es kann 
nicht sein, dass im Bereich der Anwendung 
der VO1370/2007 bei Direktvergabe eine 
Eigenerbringungsquote von in der Regel 
66% gelten soll, zugleich aber ein Unter-
nehmen auf Grundlage einer eigenwirt-
schaftlichen Genehmigung theoretisch den 
gesamten Verkehr durch Subunternehmer 
erbringen kann). Dabei muss die Auswahl 
der wirtschaftlichen und arbeitsmarktbezo-
genen Vorgaben im Nahverkehrsplan aber 
stets im Ermessen des jeweiligen Aufga-
benträgers vor Ort liegen.

EILDIENST LKT NRW
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migungswettbewerbes (§ 13 Abs. 2b 
PBefG) einschließlich der Aufstellung einer 
möglichen „Bewertungsmatrix“ sowie im 
Vorfeld der angedachten Erteilung einer 
eigenwirtschaftlichen Genehmigung die 
Frage der dauerhaften (während der Lauf-
zeit der Genehmigung) eigenwirtschaft-
lichen Tragfähigkeit des beantragten Ver-
kehrs. Letzteres sollte in kritischen Fällen 
im Einvernehmen mit dem kommunalen 
Aufgabenträger, gegebenenfalls auch 
durch entsprechende Sicherheitsleistungen 
als Auflage, abgesichert werden. 

5. Öffnung der Nahverkehrspläne für wirt-
schaftliche und arbeitsmarktbezogene Kri-
terien
Schließlich sollte das Instrument des Nah-
verkehrsplans zukünftig dahingehend aus-
geweitet werden, dass auch bestimmte 

Vielfaches der Fahrzeugförderung durch 
den Einsatz von vielen Subunternehmern 
gewährt bekommen. Dadurch ist ein wei-
terer Finanzierungsnachteil für kommunale 
Unternehmen vorprogrammiert. 

4. Einvernehmen zwischen Genehmi-
gungsbehörden und Aufgabenträgern ver-
bindlich machen
Schließlich sollte im Verfahren der Geneh-
migungserteilung durch die Bezirksre-
gierungen eine Einvernehmensregelung 
zwischen Bezirksregierungen und kom-
munalen Aufgabenträgern verpflichtend 
eingeführt werden. Dies kann durch eine 
entsprechende Regelung im ÖPNV-Gesetz 
NRW oder im Wege von entsprechenden 
Verwaltungsvorschriften erfolgen. Die 
Einvernehmensregelung betrifft dabei ins-
besondere die Ausgestaltung eines Geneh-

Vorstand des Landkreistages NRW  
am 9. Juni 2016 in Berlin  

Der Vorstand des LKT NRW befasste 
sich in seiner Vorstandssitzung, die im 

Rahmen der Landrätekonferenz in Berlin 
abgehalten wurde, unter anderem mit dem 
Bundesteilhabegesetz. Bezüglich des Refe-
rentenentwurfs des Gesetzes waren sich 
die Vorstandsmitglieder einig, dass dieser 
bei Weitem nicht die kommunalen Forde-
rungen und Erwartungen erfülle. Er ent-
halte keine hinreichenden Maßnahmen, 
um die heutige Ausgabendynamik in der 
Eingliederungshilfe zu bremsen. Zugleich 
sei eine neue Ausgabendynamik in meh-
reren grundlegenden Punkten (Behinde-
rungsbegriff, neue Leistungstatbestände, 
Schnittstellen zur Pflege) zu befürchten 
und durch eine Reihe von Maßnahmen 
im Vertragsrecht sowie bei der Bedarfs-
ermittlung entstehe ein hoher zusätzlicher 
Personalaufwand in den Kommunen. Trotz 
danach gegebener deutlicher fachlicher 
Defizite lasse sich aber feststellen, dass die 
Finanzierungsverantwortung größtenteils 
dem Bund (Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung) und den Ländern 
(Konnexität für Aufgaben des SGB IX) 
obliegen werde. 
Ein weiterer Schwerpunkt der Sitzung war 
der Umgang mit kommunalrelevanten 
Themen in der Verfassungskommission 
des Landtages NRW. Hieran äußerte der 
Vorstand deutliche Kritik. Hintergrund ist 
der Verlauf der Beratungen in der Verfas-
sungskommission, die im Jahr 2013 vom 
Landtag eingesetzt wurde, um die Verfas-
sung des Landes NRW zu überprüfen und 
Vorschläge für eine moderne, zukunfts-
fähige Verfassung zu erarbeiten. Erklär-

tes Ziel war dabei unter anderem auch 
die Weiterentwicklung der kommunalen 
Selbstverwaltung in der Landesverfas-
sung. Die Kommunen hatten diesbezüglich 
konkrete Forderungen formuliert und an 
die Kommission gerichtet. Dazu gehör-
te unter anderem der bessere Schutz der 
kommunalen Finanzausstattung vor dem 
Hintergrund der Einführung der Schulden-
bremse. Die kommunalen Spitzenverbände 
befürchten eine Konsolidierung des Lan-
deshaushaltes auf dem Rücken der Kom-
munen. Diese Gefahr ist nach Auffassung 
der kommunalen Spitzenverbände nur 
auszuräumen, wenn eine finanzielle Min-
destausstattung für die Kommunen in der 
Landesverfassung abgesichert wird. Eine 
weitere Forderung der Kommunen ist die 
Schließung einer vom Verfassungsgerichts-
hof NRW attestierten Schutzlücke, die der-
zeit in der Landesverfassung besteht und 
zulasten der Kommunen geht. Konkret 
geht es dabei um Aufgaben, die der Bund 
neu beschließt und die anschließend von 
den Kommunen ausgeführt werden sollen. 
Die Kommunen haben bei ihnen vom Land 
übertragenen Aufgaben nach der Lan-
desverfassung einen Anspruch gegen das 
Land auf Ausgleich der Aufwendungen, 
die durch die neue Aufgabe entstehen. 
Diese Ausgleichspflicht nach dem Grund-
satz „Wer bestellt, bezahlt“ wurde im Jahr 
2004 als sogenanntes Konnexitätsprinzip 
in die Landesverfassung aufgenommen. 
Anders ist es allerdings nach der Rechtspre-
chung des Verfassungsgerichtshofs NRW, 
wenn der Bund bereits an die Kommunen 
übertragene Aufgaben lediglich verändert, 

das Land aber untätig bleibt und keine 
weiteren Regelungen mehr trifft. In diesen 
Fällen bekommen die Kommunen keinen 
Ausgleich, sondern müssen den eigenen 
Haushalt damit belasten. Der Schutz, den 
die Verfassung den Kommunen gewährt, 
ist damit lückenhaft. Das widerspricht auch 
der klaren Zielsetzung der Föderalismus-
reform aus dem Jahre 2006, wonach die 
Kommunen gerade keine Mehrbelastun-
gen bei Bundesrechtsänderungen mehr 
treffen sollten, sondern ihnen durch das 
jeweils in den Ländern verankerte Kon-
nexitätsprinzip ein umfassender Ausgleich 
sicher sein sollte. 
Der Verfassungsgerichtshof NRW hatte 
diese Schutzlücke in einem Urteil vom 
Dezember 2014 bestätigt, gleichzeitig aber 
deutlich hervorgehoben, dass es Aufgabe 
des Landtages sei, sie zu schließen. Trotz 
entsprechender kommunaler Forderung 
hat die Verfassungskommission das Pro-
blem nicht aufgegriffen. Damit bleiben die 
Kommunen mit den Kosten belastet, die 
ihnen durch die Schutzlücke entstehen. 
Die kommunalen Spitzenverbände haben 
darüber hinaus noch weitere Themen bei 
der Verfassungskommission eingebracht. 
Bislang wurde jedoch keiner der Vorschlä-
ge berücksichtigt. Der Vorstand forderte 
den Landtag NRW daher auf, die kommu-
nalen Anliegen in der Verfassungskommis-
sion aufzugreifen und verfassungsrechtlich 
abzusichern. Mit Blick auf die vom Landtag 
selbst gesetzten Ziele der Verfassungs-
kommission hinsichtlich der Stärkung der 
kommunalen Selbstverwaltung und des 
Subsidiaritätsgedankens erwarte der LKT 



234

Aus dem Landkreistag EILDIENST Heft 7-8/2016Aus dem Landkreistag EILDIENST Heft 7-8/2016

Bedenken grundsätzlich die geplante Ein-
führung eines Kontrollbarometers in Nord-
rhein-Westfalen. Die Einführung eines 
Kontrollbarometers müsse jedoch in jedem 
Fall kostenneutral für die Kreisordnungs-
behörden erfolgen. Gegebenenfalls ent-
stehende Mehraufwendungen seien daher 
vollständig zu ersetzen; die Kosten etwa-
iger gerichtlicher Auseinandersetzungen 
habe das Land zu tragen.
Abschließend wurde die vom Landeskabi-
nett verabschiedete Open-Government-
Strategie (Open.NRW) thematisiert, mit 
der die Landesregierung Weichenstellun-
gen für eine neue Politik der Information 
und Beteiligung im digitalen Zeitalter vor-
nehmen will. Im Vordergrund stehen dabei 
die drei Handlungssäulen Open Data, Par-
tizipation und Zusammenarbeit. Da auf 
dem Portal auch kommunale Daten und 
Informationen angeboten werden sollen, 
ist beabsichtigt, gemeinsame Entwick-
lungsziele und Maßnahmen der Zusam-
menarbeit zwischen Land und Kommunen 
in einer Rahmenvereinbarung zu verabre-
den. Zur Vorbereitung wurde eine Arbeits-
gruppe eingerichtet, die unter Mitwirkung 
von Vertretern der Kommunen sowie der 
kommunalen IT-Dienstleister, die Rahmen-
vereinbarung „Open Government Pakt für 
NRW“ erstellt haben. Die Vorstandsmit-
glieder stimmten dieser geplanten Vorge-
hensweise zu.

EILDIENST LKT NRW
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mit dem Städte- und Gemeindebund NRW 
ausführlich gegenüber dem MBWSW Stel-
lung genommen. Der Vorstand stimmte 
der entsprechenden Stellungnahme zu 
(vergleiche dazu Seiten 225-231 in diesem 
EILDIENST-Heft). Des Weiteren verab-
schiedete der Vorstand ein gemeinsames 
Thesenpapier von Landkreistag NRW und 
Städte- und Gemeindebund NRW zur Absi-
cherung von Direktvergaben im ÖPNV an 
eigene kommunale Verkehrsunternehmen 
(vergleiche dazu Seiten 231-233 in diesem 
EILDIENST-Heft). Im Anschluss diskutier-
ten die Vorstandsmitglieder intensiv über 
die Einführung einer sogenannten „Hygie-
neampel“ im Lebensmittelbereich. Hierbei 
handelt es sich um ein Kontrollbarometer, 
das nach den Vorstellungen der Landesre-
gierung in der Lebensmittelüberwachung 
eingeführt werden und Ergebnisse von 
Lebensmittelkontrollen in eine rot-gelb-
grüne Farbskala („Hygieneampel“) umset-
zen soll. Die Einführung soll für eine Über-
gangszeit zunächst nicht verpflichtend 
sein, da den Lebensmittelunternehmern 
eine Gewöhnungszeit an das neue System 
zugestanden werden soll. Nachteilig aus 
Sicht der Kreise ist, dass die öffentlichkeits-
wirksame Darstellung der Kontrollergeb-
nisse vermutlich zu Konflikten mit betrof-
fenen Lebensmittelunternehmern führen 
und das Vorhaben insgesamt zusätzlichen 
Verwaltungsaufwand verursachen könn-
te. Im Hinblick auf eine wünschenswerte 
Erhöhung der Transparenz befürwortete 
der Vorstand unter Zurückstellung von 

NRW insoweit klare und konsequente 
Beschlussfassungen.
Ein weiteres Thema der Vorstandssitzung 
war die Novellierung des ÖPNV-Gesetzes 
NRW. Der vom Ministerium für Bauen, 
Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr 
(MBWSV) des Landes NRW vorgelegte 
Gesetzentwurf enthält unter anderem die 
Entfristung des Gesetzes im Interesse der 
Planungssicherheit, die Anpassung von 
Verfahrensvorschriften für die Nahver-
kehrsplanung im Hinblick auf die Barriere-
freiheit und die Beteiligung der Verbände, 
die Aufnahme von Fördermöglichkeiten 
für regionale Schnellbusverkehre sowie 
die Anhebung der SPNV-Förderung auf 
insgesamt 1 Milliarde Euro. Ferner soll die 
ÖPNV-Pauschale um auf jährlich 130 Mil-
lionen Euro und die pauschalierte Investi-
tionsförderung auf jährlich 150 Millionen 
Euro angehoben werden. Bezüglich des 
SPNV beabsichtigt das Land NRW sich bei 
bestimmten strittigen Fragen ein letztent-
scheidendes Weisungsrecht gegenüber 
den Zweckverbänden vorzubehalten. Für 
das SPNV-Netz soll im besonderen Lan-
desinteresse grundsätzlich ein umfäng-
liches Zweckmäßigkeitsweisungsrecht des 
MBWSV eingeführt werden. Zudem sollen 
die bisherigen Zweckverbände im SPNV 
nicht mehr Träger der Zweckverbände in 
den Kooperationsräumen sein. Ausdrück-
liche Regelungen zur Herstellung der voll-
ständigen Barrierefreiheit im Land NRW 
sind in dem Gesetzentwurf nicht enthal-
ten. Die Geschäftsstelle hat gemeinsam 

NRW-Landrätekonferenz  
am 9./10. Juni 2016 in Berlin 

Parlamentarischer Staats­
sekretär Dr. Günter Krings, 
MdB

In dem neuen Dienstgebäude des Bun-
desministeriums des Innern am Moabiter 
Werder begrüßte der Parlamentarische 
Staatssekretär beim Bundesminister des 
Innern, Dr. Günter Krings, MdB (CDU-/
CSU-Bundestagsfraktion) die Tagungsteil-
nehmer zum Auftakt der NRW-Landräte-
konferenz. Im Mittelpunkt des angeregten 

Gespräches stand – wie auch im Jahr zuvor 
– die Flüchtlingspolitik. Seit dem letzten 
Jahr, in dem sich die Landräte aus Nord-
rhein-Westfalen ebenfalls mit dem Staats-
sekretär über die Herausforderungen der 
Asyl- und Flüchtlingspolitik ausgetauscht 
hatten, habe das Thema eine ganz andere 
Dimension erhalten. Im Fokus stünden nun 
nicht mehr Fragen der Erstunterbringung 
und -versorgung der Flüchtlinge, sondern 
die Integration der in Deutschland Ange-
kommenen. Ein ganz wichtiger Schritt sei 

insoweit der von den Regierungsfraktionen 
vorgelegte Entwurf eines Integrationsge-
setzes. Die von den Konferenzteilnehmern 
vor allem an den Modalitäten der in dem 
Entwurf vorgesehenen Wohnsitzaufla-
ge geäußerte Kritik wies er indes zurück. 
So wurde aus den Reihen der Teilnehmer 
angemerkt, dass die Wohnsitzbeschrän-
kung für die Ausländerbehörden ohne 
unverhältnismäßigen Aufwand umsetz-
bar sein müsse. Auch die Befristung der 
Wohnsitzzuweisung solle entfallen und 

Im Rahmen ihrer diesjährigen Konferenz haben die Landräte aus Nordrhein-Westfalen am 9. und 10. Juni in Berlin mit Bundespoli-
tikern Probleme und Lösungswege bundesweiter kommunalrelevanter Themen erörtert und den kommunalen Positionen in den Ge-
sprächsrunden Nachdruck verliehen. Im Fokus der Gespräche, die im Bundesinnenministerium und im Kanzleramt stattfanden, stand 
der Entwurf für das geplante Integrationsgesetz sowie die Verteilung der Integrationskosten für Flüchtlinge. Hierüber diskutierten 
die Landräte mit Kanzleramtsminister Peter Altmaier (CDU), Bundesinnenminister Dr. Thomas de Maizière (CDU), Bundesarbeits- 
und -sozialministerin Andrea Nahles (SPD) sowie dem Staatssekretär im Bundesfinanzministerium, Werner Gatzer (SPD). Weitere 
Gesprächspartner waren der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesinnenminister, Dr. Günter Krings (CDU), sowie die Frak-
tionsvorsitzende von Bündnis 90/Die Grünen im Bundestag, Katrin Göring-Eckardt.
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Bundesminister des Innern, 
Dr. Thomas de Maizière MdB

Zu den hochkarätigen Gästen der diesjäh-
rigen Landrätekonferenz gehörte auch Dr. 
Thomas de Maizière MdB, Bundesmini-
ster des Innern, der sich intensiv mit den 
NRW-Landräten über die Flüchtlingspolitik 
des Bundes austauschte. Eines der ersten 
Themen war dabei die aktuelle Debatte 
über die Einstufung der Maghreb-Staaten 
Algerien, Tunesien und Marokko als siche-
re Herkunftsländer. Der Bundestag – so de 
Maizière – habe mit großer Mehrheit Mitte 
Mai einen Gesetzentwurf des Bundesin-
nenministeriums beschlossen, wonach die 
drei Maghreb-Staaten als sichere Her-
kunftsländer eingestuft werden sollen. 
Hintergrund sei, dass nach Einschätzung 
der Bundesregierung die meisten Men-
schen aus Tunesien, Marokko und Algeri-
en nicht wegen Verfolgung nach Deutsch-
land kämen. In den ersten drei Monaten 
in diesem Jahr hätte nur eine geringe Zahl 
von Menschen von dort einen Schutzstatus 
erhalten. Nun scheitere das Gesetz aber an 
der fehlenden Zustimmung des Bundesra-
tes. Dabei verwies der Minister vor allem 
auch auf die Haltung des Landes Nord-
rhein-Westfalen. Dieses habe eine Zustim-
mung zu dem Gesetzesentwurf nach wie 
vor nicht in Aussicht gestellt, wenngleich 
NRW mit einem hohen Anteil von Asyl-
bewerbern aus den Maghreb-Staaten 
besonders betroffen sei. Nun werde man 
zunächst die Ergebnisse der nächsten 
Ministerpräsidentenkonferenz Mitte Juni 
abwarten müssen und auf Grundlage der 
Ergebnisse dieser Gespräche entscheiden, 
wie es weitergehen könne.  

Spracherwerbs zu verbessern, denn Inte-
gration funktioniere im Wesentlichen über 
Sprache. Schließlich sei ein wesentlicher 
Baustein aber auch ein funktionierendes 
Rückführungsmanagement. Gerade wenn 
das Asylverfahren lange dauere und die 
Betroffenen hier schon Fuß fassten, werde 
es immer schwieriger, Rückkehrmaßnah-
men zu vollziehen. Letztlich appellierte er 
an die anwesenden Konferenzteilnehmer, 
eine gesamtgesellschaftliche Betrachtung 
anzustellen: Es lohne sich, in das Rückfüh-
rungsmanagement zu investieren, da dies 
auf lange Sicht zur Einsparung von Sozial-
kosten führen werde.

stattdessen generell auf die Fortdauer des 
Leistungsbezuges abgestellt werden. Wei-
tere Kritik übten die Landräte an den in 
Artikel 2 des Entwurfes des Integrations-
gesetzes vorgesehenen Änderungen im 
SGB II. Es müsse sichergestellt sein, dass 
einem durch eine Zuweisung Verpflichte-
ten entstehende Aufwendungen für eine 
Wohnung außerhalb des Ortes des zuge-
wiesenen Wohnsitzes nicht erstattungsfä-
hig sind. Insoweit müsse es auch bei den 
Flüchtlingen, denen ein Wohnort zugewie-
sen wurde, bei der Grundregel des SGB II 
bleiben. 
Dr. Günter Krings führte aus, dass es natür-
lich auch im Interesse der Bundesregie-
rung sei, möglichst einfache Regelungen 
zu schaffen. Das neue Integrationsgesetz 
müsse aber auch europarechtlichen und 
verfassungsrechtlichen Vorgaben stand-
halten. Die Bundesregierung habe sich 
daher für einen rechtssicheren Weg ent-
schieden. Nach Inkrafttreten des Gesetzes 
müssten alle Ebenen Überlegungen anstel-
len, wie man das Gesetz operationalisieren 
könne, um es handhabbar zu machen. Der 
Staatssekretär nannte im weiteren Diskus-
sionsverlauf die für ihn wesentlichen vier 
Baustellen beim Thema Flüchtlingszuwan-
derung. Es sei zunächst wichtig, Ordnung 
ins Verfahren zu bringen. Die Bundesregie-
rung habe mit der Einführung des Flücht-
lingsausweises und den Verhandlungen 
zur Gesundheitskarte schon wesentliche 
Fortschritte erzielt. Es sei weiterhin wich-
tig, die Flüchtlingszahlen in den Griff zu 
bekommen. Europa sei immer noch zu 
langsam. Für die Flüchtlinge, deren Auf-
enthalt sich im Bundesgebiet verfestigt 
habe, sei es wichtig, die Möglichkeiten des 

Im Rahmen ihrer diesjährigen Konferenz trafen sich die NRW-Landräte unter anderem mit 
Kanzleramtsminister Peter Altmaier MdB.

Die NRW-Landräte mit Parlamentarischem Staatssekretär Dr. Günter Krings MdB (1. 
Reihe, 4. v. r.) vor dem Bundesministerium des Innern in Berlin.
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entwurf auch neue Instrumente, so etwa 
das des „Poolens“ von Assistenzkräften, 
mit denen Aufwand in für die Leistungs-
empfänger positiver Weise gedämpft wer-
den könne. Ende Juni werde das Gesetz 
im Kabinett beraten. Danach beginne der 
parlamentarische Prozess. 
Die Konferenzteilnehmer unterstrichen, es 
handele sich um einen mutigen Gesetz-
entwurf. Diese bringe jedoch erhebliche 
Unwägbarkeiten für die kommunale Ebene 
mit sich und sei hochgradig risikobehaftet. 
Neben den finanziellen Unwägbarkeiten 
bestehe auf Seiten der Kostenträger auch 
großes Unbehagen betreffend den Ver-
waltungsvollzug. Man erwarte hier große 
Komplikationen in der Verwaltungsarbeit. 
Schließlich bestehe eine große Unsicher-
heit, wie sich einige Formulierungen – wie 
zum Beispiel der neue Behinderungsbegriff 
– letztendlich in der Praxis auswirkten. Die 
Ministerin zeigte für die Sorgen Verständ-
nis, warb jedoch dafür, deswegen nicht auf 
den derzeitigen Begriff der Behinderung 
zurückzufallen. Der Gesetzentwurf müsse 
als Chance begriffen werden. Die Landräte 
erkannten ausdrücklich an, dass die Mini-
sterin ihre Maxime aus dem Vorjahr, die 
Kommunen würden finanziell nicht zusätz-
lich durch das Bundesteilhabegesetz bela-
stet, im Prinzip eingehalten habe. Nach 
dem Finanztableau werde der Mehrauf-
wand im Wesentlichen auf den Bund und 
nur zu einem deutlich kleineren Teil auf 
die Länder bzw. die Kommunen entfallen. 
Bleibe es bei dem Referentenentwurf, wür-
den die Länder den Kommunen gegenüber 
nach dem Konnexitätsprinzip erstattungs-
pflichtig, so dass die Kommunen bezogen 
auf die Neuregelungen keine Zusatzbela-
stungen zu tragen hätten.
Weiterer Kerngegenstand des Gesprächs 
war der Entwurf eines Integrationsgeset-
zes: Die NRW-Landräte richteten dies-
bezüglich den Appell an die Bundesmi-
nisterin, den vorgesehenen Artikel 2 des 
Gesetzentwurfs zu streichen. Dieser bein-
halte eine Folgeänderung im SGB II, die 
vor allem integrationspolitisch fragwürdig 
sei: Es müsse sichergestellt sein, dass einem 
durch eine Zuweisung Verpflichteten ent-
stehende Aufwendungen für eine Woh-
nung außerhalb des Ortes des zugewie-
senen Wohnsitzes nicht erstattungsfähig 
seien. Dies entspreche der Grundregel des 
SGB II, so dass hier für den Personenkreis 
der Flüchtlinge keine Sonderregelungen 
in Kraft treten dürfe. Ziel sei aus Sicht 
der NRW-Landräte nicht die gleichmä-
ßige Verteilung sozialer Aufwendungen, 
sondern insbesondere die Optimierung 
der Integrationsfähigkeit. Dies entspreche 
auch der Zielrichtung der Entscheidung 
des Europäischen Gerichtshofes, wonach 
eine Regelung einer Wohnsitzauflage nicht 

bungen durchzuführen. Diese Schwierig-
keiten erkannte der Minister an. Insgesamt 
müsse man allerdings endlich mit gegen-
seitigen Schuldzuweisungen aufhören und 
gemeinsam Stück für Stück die bestehen-
den Probleme aufarbeiten.

Bundesarbeits­ und ­sozial ­
ministerin Andrea Nahles 
MdB
Auch Bundesministerin Andrea Nahles, 
MdB, war wieder eine gern gesehene 
Gesprächspartnerin der nordrhein-westfä-
lischen Landräte. Während sie im vergan-
genen Jahr noch über die Eckpunkte und 
den Diskussionsprozess zur Gestaltung 
eines Bundesteilhabegesetzes berichtete, 
konnte sie sich nun mit den Teilnehmern 
über den Referentenentwurf austauschen. 
Dem Gesetzentwurf vorausgegangen sei 
– so die Ministerin – ein einjähriger inten-
siver Beratungsprozess, an dem auch die 
kommunalen Spitzenverbände intensiv 
beteiligt worden seien. Insbesondere habe 
man eine Arbeitsgruppe zur Quantifizie-
rung der finanziellen Folgen eingerichtet. 
Einigkeit habe dabei dahingehend bestan-
den, dass vor allen Dingen bei der Vermö-
gensanrechnung und der Einkommens-
anrechnung Veränderungen im Sinne der 
Leistungsempfänger sowie eine unabhän-
gige Beratung erforderlich seien. Der vor-
liegende Gesetzesentwurf habe die Anre-
gungen aufgegriffen. Daher sei nun nicht 
nachvollziehbar, woher im aktuellen Anhö-
rungsprozess die Sorgen der Beteiligten 
herrührten. Insbesondere die befürchteten 
Kostensteigerungen ließen sich nicht durch 
das Bundesministerium aufhalten: Wesent-
licher Faktor sei insoweit die Zunahme der 
Fallzahlen, auf die man nahezu keinen Ein-
fluss habe. Trotzdem enthalte der Gesetz-

Die oftmals von den Medien propagier-
te Feststellung, viele der in Deutschland 
befindlichen Flüchtlinge seien nicht regi-
striert, stellte der Bundesminister deutlich 
in Abrede. Dies treffe nicht zu, wenngleich 
die Registrierung aber häufig nicht den 
gebotenen Anforderungen entspreche. 
NRW sei zwar das Bundesland gewesen, 
dass am schnellsten Flüchtlinge aufgenom-
men habe, im Gegenzug aber zu langsam 
entsprechende Unterbringungseinrich-
tungen des Landes geschaffen und so 
viele Flüchtende unregistriert durchs Land 
geschickt habe. 
Eine weitere wesentliche Herausforderung 
sei das Thema Rückführung. Hochgerech-
net auf das ganze Jahr 2016 rechne man 
bundesweit mit 100 000 freiwilligen Rück-
führungen und Abschiebungen. Dies sei 
viel – im Vergleich zum Jahr 2014 stelle 
dies eine Verdreifachung dar. Die Bundes-
regierung habe viele Hindernisse schon 
weggeräumt, so dass nun die bestehen-
den Gesetze auch entsprechend vollzogen 
werden müssten. Wiederum sehr kritisch 
sah Minister de Maizière, dass das Land 
Nordrhein-Westfalen die Kommunen mit 
der Rückführung alleine lasse. Vielmehr 
müsse das Land hier eine zentralere Rolle 
übernehmen, denn auf Landesebene sei es 
viel einfacher, bestimmte Abstimmungen 
herbeizuführen. Die Teilnehmer der Kon-
ferenz berichteten im weiteren Austausch 
mit dem Minister, dass nicht nur die Rah-
menbedingungen für die Rückführungen 
problematisch seien, vielmehr liege es auch 
oftmals an der gesellschaftlichen Akzep-
tanz, dass eine Abschiebung erforderlich 
ist. Insbesondere bei abgelehnten Asylbe-
werbern, bei denen sich schon eine Ver-
festigung sozialer Bindungen entwickelt 
habe, stünden die Kommunen mitunter 
vor gesellschaftlichen Problemen, Abschie-

Bundesminister Dr. Thomas de Maizière MdB (l.) als Diskussionspartner bei der NRW-
Landrätekonferenz, hier mit Präsident Landrat Thomas Hendele, Kreis Mettmann (2.v.l.) 
und Hauptgeschäftsführer Dr. Martin Klein (r.).
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Mit Blick auf die Neuregelung der Bund-
Länder-Finanzbeziehungen stockten aktu-
ell die Gespräche. Die Länder hätten sich 
bei der Formulierung ihres Vorschlages 
relativ viel Zeit gelassen. Das Bundesfinanz-

ministerium sei mit 
diesem Vorschlag 
nicht zufrieden. 
Wichtig sei, dass 
durch die Neure-
gelung Klarheit 
geschaffen werde. 
Dies gewährleiste 
das Ländermodell 
jedoch nicht. Das 
Bundesfinanzmi-
nisterium könne 
sich vorstellen, im 
Bereich der Sozial-
gesetzgesetze nur 
noch eine Rah-
mengesetzgebung 
vorzunehmen, 
namentlich im 
Bereich der Ein-
gliederungshilfe. 
Der Bund verhand-
le ferner mit dem 

Ziel, im Grundgesetz die Option zur Grün-
dung einer Bundesfernstraßengesellschaft 
zu verankern. Außerdem habe der Bund 
bestimmte Vorstellungen zur Ausgestal-
tung des Stabilitätsrates. Hinsichtlich der 
Regionalisierungsmittel sei man über den 
Ländervorschlag zur Aufteilung gespannt. 
Hier sei zudem eine gesicherte Rechtspre-
chung abzuwarten. Das Bundesprogramm 
zum Gemeindeverkehrsfinanzierungsge-
setz könnte gegebenenfalls über 2019 
verlängert werden. Die weiteren Verhand-
lungen hierzu seien jedoch zunächst abzu-
warten.
Die Belastung der Kommunen mit zusätz-
lichen Kosten in Folge des Flüchtlingszu-
stroms wurde durch Staatssekretär Gatzer 
als durchaus beträchtlich eingeschätzt. 
Die Kosten der Unterkunft für anerkannte 
Flüchtlinge werde der Bund wohl zu 100 
Prozent übernehmen. Er skizzierte eine 
Regelung über einen Zeitraum von drei 
Jahren. Danach sollen im Jahr 2016 400 
Millionen Euro, 2017 900 Millionen Euro 
und 2018 1,3 Milliarden Euro zur Verfü-
gung gestellt werden. Das Bundesministe-
rium der Finanzen (BMF) strebe außerdem 
eine Spitzabrechnung der Kosten nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz schon in 
2016 an. Hierzu sei jedoch eine Gesetzes-
änderung erforderlich. Noch zu klären sei, 
in welcher Höhe und Art und Weise sich 
der Bund an der Finanzierung der Kosten 
durch die Betreuung von unbegleiteten 
minderjährigen Flüchtlingen beteilige. Eine 
Aufstockung auf eine Milliarde Euro sei 
bislang nur für dieses Jahr zugesagt wor-

generell die SGB II-Träger als Antrags-
berechtigte vorzusehen, nahm die Ministe-
rin gerne entgegen und stellte auch dies-
bezüglich eine Prüfung durch ihr Haus in 
Aussicht.

Staatssekretär Werner  
Gatzer, Bundesministerium 
der Finanzen

Mit Staatssekretär Werner Gatzer stand 
der diesjährigen Landrätekonferenz in 
Berlin ein ausgewiesener Experte zu allen 
finanzpolitischen Fragen im Verhältnis 
Bund-Länder-Kommunen zur Verfügung, 
der seit Jahrzehnten in diesem Bereich poli-
tisch aktiv ist. Der Staatssekretär referier-
te eingangs den aktuellen Stand der Dis-
kussion über die im Koalitionsvertrag auf 
Bundesebene zugesagte Entlastung der 
Kommunen um fünf Milliarden Euro, zur 
Neugestaltung der Bund-Länder-Finanz-
beziehungen und zur Forderung der Kom-
munen nach einer Übernahme der flücht-
lingsbedingten Kosten der Unterkunft 
sowie weiterer Kosten.
Hinsichtlich der Fünf-Milliarden-Entlastung 
bestätigte Gatzer, dass diese in Kürze 
beschlossen würde, sie solle in voller Höhe 
kommen und nicht mit anderen Entla-
stungen verrechnet werden. Der genaue 
Weg der Mittelverteilung werde derzeit 
noch geklärt; alle in Betracht kommenden 
Transferwege seien momentan offen. Zu 
der diskutierten Erhöhung des Bundesan-
teils an der Finanzierung der Kosten der 
Unterkunft (KdU) wies er darauf hin, dass 
ein „Umschlagen“ in Bundesauftragsver-
waltung drohe, sobald die Finanzierung 
zu mehr als 50 Prozent durch den Bun-
deshaushalt erfolge. Dabei sei allerdings 
auf Durchschnittswerte im Ländervergleich 
abzustellen. 

rein fiskalisch motiviert sein dürfte. Kon-
traproduktiv werde die Regelung aber, 
wenn etwa Flüchtlinge mit einer Zuwei-
sung in einen Kölner Umlandkreis in der 
Stadt Köln Wohnungen zum KdU-Niveau 

des Umlandkreises anmieten könnten: Die-
sen Wettkampf auf dem Wohnungsmarkt 
gelte es zu vermeiden. Die Bundesministe-
rin erläuterte, dass der vorliegende Artikel 
des Gesetzentwurfs aus Sicht der Bun-
desregierung alternativlos sei. Schließlich 
unterlägen alle Flüchtlinge im SGB II dem 
Regime der Sanktionsregelungen des SGB 
II. Sie zeigte sich den kritischen Anmerkun-
gen jedoch aufgeschlossen und sicherte 
eine erneute Überprüfung zu. 
Die Bundesministerin stellte zudem das 
Arbeitsmarktprogramm ihres Hauses zu 
Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen vor. 
Für Leistungsberechtigte nach dem Asyl-
bewerberleistungsgesetz würden aus Bun-
desmitteln zusätzliche 100 000 Arbeitsge-
legenheiten geschaffen. Ziel sei eine nied-
rigschwellige Heranführung der Flüchtlinge 
an den deutschen Arbeitsmarkt sowie das 
Angebot einer sinnvollen und gemeinnüt-
zigen Betätigung während des Asylverfah-
rens. Ministerin Nahles sah gute Chancen, 
dass der Bund weitere Mittel in ein solches 
Programm nachschieße, wenn die Nach-
frage entsprechend groß sei. Grundsätz-
lich begrüßten die Teilnehmer das neue 
Programm: Aus NRW-Sicht sei jedoch zu 
befürchten, dass sich die Umsetzung die-
ses Vorhabens besonders schwierig gestal-
te. Denn in NRW fielen – als einzigem der 
13 Flächenländer – die Zuständigkeiten 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
und nach dem SGB II auseinander, so dass 
die NRW-Kreise nicht antragsberechtigt 
für das Arbeitsmarktprogramm seien. Den 
Vorschlag aus den Reihen der Teilnehmer, 

Bundesarbeits- und Sozialministerin Andrea Nahles MdB (Mitte) im regen Austausch mit LKT-Vizepräsident Land-
rat Dr. Ansgar Müller, Kreis Wesel (l.), Präsident Landrat Thomas Hendele, Kreis Mettmann (2.v.r.) und Haupt-
geschäftsführer Dr. Martin Klein (r.).
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an den Integrationsaufgaben, die er ins-
gesamt als „gesamtstaatliche Aufgaben“ 
bezeichnete, beteilige. Über pauschalierte 
Abschlagszahlungen solle nachgedacht 
werden.
Nachgefragt wurde schließlich nach der 
Haltung des Bundesfinanzministeriums 
zur Idee einer Übernahme kommunaler 
Altschulden, die sich mittlerweile allein in 
Nord rhein-Westfalen auf rund 60 Milliar-
den Euro summierten. Gatzer wies darauf 
hin, dass Altschuldenregelungen bislang 
nur für die Bundesländer Bremen und 
Saarland vorgesehen seien. Gegebenen-
falls könne man aber über Strukturför-
derungsmaßnahmen für Regionen, wie 
beispielsweise das Ruhrgebiet, gesondert 
beraten. Hierzu würden Vorschläge aus 
dem Bundeswirtschaftsministerium erwar-
tet. Denkbar sei eine Orientierung an den 
Strukturdaten.

Katrin Göring­Eckardt MdB, 
Fraktionsvorsitzende von 
Bündnis 90/Die Grünen im 
Bundestag
Im Gespräch, das die NRW-Landräte im 
Rahmen ihrer Konferenz mit der Fraktions-
vorsitzenden von Bündnis 90/Die Grünen 
im Bundestag, Katrin Göring-Eckardt, führ-
ten, ging es vor allem um die Unterbrin-
gung und Integration von Flüchtlingen. 
Göring-Eckardt betonte, dass sich nach 
dem Thema der Willkommenskultur nun 
die zentrale Frage nach der Willkommens-
struktur und der Integration stelle. Hier 
gebe es noch zahlreiche Probleme: Die Ver-
fahren seien weiterhin zu langsam, es gebe 
noch immer zu wenige Integrationskurse 
und die Sanktionsmöglichkeiten bezüglich 
der Verweigerung von Integra tionskursen 
würden noch nicht ausreichend genutzt. 

eine aufgeteilte Regelung aus KdU- und 
Umsatzsteuerbestandteilen. Man dürfe 
nicht vergessen, dass die Zustimmung der 
Länder für diese Regelung im Bundesrat 
gebraucht würde. 
Aus dem Kreis der Landräte wurde darauf 
hingewiesen, dass sich auch im Bereich des 
SGB II – nicht zuletzt durch den Flücht-
lingsstrom – die Kosten erheblich nach 
oben entwickeln könnten und Kommunal-
haushalte zu sprengen drohten. Die Auf-
stellung der Länder hinsichtlich der diesen 
entstehenden flüchtlingsbedingten Kosten 
bezeichnete Staatssekretär Gatzer auf 
Nachfrage, wo die Schwächen der Länder 
bei ihrer Argumentation lägen, als teilweise 
nicht nachvollziehbar und stark variierend. 
Es sei zum Beispiel nicht ersichtlich, ob es 
sich um Soll- oder Ist-Zahlen handele. Das 
Land Bremen gehe von 773 Euro Kosten 
pro Einwohner aus, während der Freistaat 

Sachsen lediglich 90 Euro pro Einwohner 
kalkuliere. Wie sich diese Diskrepanzen 
erklärten, könnten die Länder nicht sagen.
Aus dem Kreis der Konferenzteilnehmer 
wurde vor diesem Hintergrund ange-
regt, ein flexibles System zu schaffen, das 
gewisse Abschlagszahlungen zum jetzigen 
Zeitpunkt vorsehe und eine Nachsteue-
rungsmöglichkeit im Falle des Nachweises 
konkreter Kosten vorsehe. Es wurde in 
diesem Zusammenhang auch darauf auf-
merksam gemacht, dass den Kommunen 
über die Unterbringung und Versorgung 
hinaus weitere Kosten nicht unerheblichen 
Ausmaßes etwa im Bereich der Kinder-
tagesstätten, Schulen, aber auch beim 
Personal in den Verwaltungen entstün-
den. Staatssekretär Gatzer merkte hierzu 
an, dass sich der Bund mit Programmen 
der Bundesanstalt für Arbeit und des Bun-
desamtes für Migration und Flüchtlinge 

den. Der Bund erwarte allerdings, dass die 
Standards für die Betreuung minderjäh-
riger Flüchtlinge vereinheitlicht würden. 
Derzeit schwankten die durchschnittlichen 
Fallkosten im Vergleich der Bundesländer 
zwischen 30 000 Euro und 60 000 Euro 
pro Jahr. Die Länderforderung nach einer 
Beteiligung des Bundes von 50 Prozent an 
den Kosten sei nicht akzeptabel. Die von 
den Ländern vorgelegten Zahlen seien ins-
gesamt nicht nachvollziehbar.
Die NRW-Landräte bemängelten gegen-
über dem Staatssekretär, dass die zugesag-
ten fünf Milliarden Euro nicht dynamisiert, 
sondern gedeckelt seien. Dies führe dazu, 
dass die jetzige Entlastung durch die all-
gemeinen Kostensteigerungen in wenigen 
Jahren wieder aufgebraucht sei. Dies gelte 
namentlich für die Kosten der Eingliede-
rungshilfe. Der Staatssekretär wies inso-
fern darauf hin, dass die Gewährung der 
Eingliederungshilfe 
durch einige Bun-
desländer nach 
Ansicht des Bun-
desfinanzministe-
riums ein großes 
Problem darstelle, 
da eigentlich das 
Ziel sei, mit dem 
Geld die Kommu-
nen und nicht die 
Länder zu entla-
sten. Insgesamt 
müsse die Aus-
gabendynamik in 
diesem Bereich 
begrenzt werden. 
Hier sei auch das 
Bundesministeri-
um für Arbeit und 
Soziales gefordert. 
Die Kosten liefen 
hier zum Teil eben-
falls zwischen den Bundesländern drastisch 
auseinander. So würden in Bremen für 
einen Eingliederungsfall 24 000 Euro pro 
Person und Jahr ausgegeben, während dies 
in Sachsen lediglich 8 000 Euro seien. Indes 
räumte Gatzer ein, dass sich die Kosten im 
Bereich der Eingliederungshilfe weiterhin 
dynamisch entwickelten. Es müsse daher 
diskutiert werden, wie weitere Kostenstei-
gerungen begrenzt werden könnten. Die 
Vertreter der Landschaftsverbände wiesen 
in diesem Zusammenhang einmal mehr 
darauf hin, dass nach dem Wortlaut der 
Koalitionsvereinbarungen ein unmittelba-
rer Zusammenhang zur Eingliederungs-
hilfe gegeben sei und daher insbesondere 
die Träger der Eingliederungshilfe selbst 
eine Entlastung erfahren müssten. Hierzu 
merkte Gatzer an, dass man in intensiven 
Gesprächen mit den Ländern hinsichtlich 
einer Lösung sei. Er erwarte letzten Endes 

Staatssekretär Werner Gatzer im intensiven Dialog mit den NRW-Landräten (v.l.r. Vizepräsident Landrat Dr. Ans-
gar Müller, Staatssekretär Werner Gatzer, Präsident Landrat Thomas Hendele, Hauptgeschäftsführer Dr. Martin 
Klein).
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tiven und auskömmlichen Finanzierung 
der Kosten durch den Bund bedauerte 
Minister Altmaier, dass eine Hilfe durch 
direkte Zahlungen an die Kommunen ohne 
eine Änderung des Grundgesetzes derzeit 
nicht möglich sei. Eine solche wiederum sei 
auch von den Ländern nicht gewollt. Den-
noch beabsichtige die Bundesregierung, 
die flüchtlingsbedingten Mehrkosten, 
die verstärkt insbesondere im Bereich der 

Sozialleistungen 
demnächst anfie-
len, vollständig zu 
übernehmen.   
Zur Frage der 
Wohnsitzauflage 
führte Minister 
Altmaier aus, dass 
diese möglichst 
rasch beschlos-
sen und umge-
setzt werden solle, 
jedoch nicht als 
starre Bundesrege-
lung, sondern mit 
Spielräumen für die 
Bundesländer. Eine 
Zentralisierung von 
Flüchtlingen in den 
Ballungsräumen 
führe erkennbar 
zu vielfältigen Pro-
blemen, weshalb 

eine gesteuerte Verteilung sinnvoll sei. 
Darüber hinaus seien auch gerade in den 
ländlicheren Regionen die Grundlagen für 
eine gelingende Integration aufgrund dort 
vorhandener Arbeitsplätze und eines funk-
tionierenden Ehrenamtes häufig bereits 
vorhanden. 
Auf die Kritik der Landräte an den viel-
fältigen Hürden bei der Rückführung 
von Flüchtlingen erläuterte der Minister 
zunächst die schwierigen Verhandlun-
gen, die die Bundesregierung mit den 
Herkunftsländern geführt habe und noch 
führe. Insbesondere bei denjenigen Flücht-
lingen, die eine erhöhte Straffälligkeitsrate 
aufwiesen, sei eine Rückführung häufig 
schwierig, werde jedoch weiter verfolgt. 
Auch das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) sei inzwischen perso-
nell deutlich verstärkt worden, so dass die 
Prozesse insgesamt deutlich beschleunigt 
würden. 
Daneben gebe es zudem eine Vielzahl von 
Maßnahmen, die die Zahl der ankommen-
den Flüchtlinge noch weiter verringere. 
Die Visumspflicht in der Türkei sei nur 
ein Aspekt, durch den der Zustrom sich 
deutlich verringere. In näherer Zukunft 
sei allerdings der Familiennachzug stärker 
zu berücksichtigen; inzwischen seien circa 
100 000 Anträge gestellt, es könne aber 
sicherlich nicht allen entsprochen werden. 

sen sei, die Finanzbeziehungen zwischen 
Bund und Kommunen zu kappen. Dies 
werde aus Sicht der NRW-Kreise als Fehler 
betrachtet. Katrin Göring-Eckardt beton-
te, dass sie diesbezüglich auf der Seite der 
Kommunen stehe und sich das Koopera-
tionsverbot ihrer Meinung nach nicht mehr 
lange halten werde; gegebenenfalls müsse 
das Thema in der nächsten Legislaturperi-
ode erneut angegangen werden.

Chef des Bundeskanzleramtes 
und Bundesminister für 
besondere Aufgaben Peter 
Altmaier MdB
Am zweiten Tag der Landrätekonferenz 
begrüßte Peter Altmaier die nordrhein-
westfälischen Landräte im Bundeskanzler-
amt zu einem intensiven Austausch über 
die Flüchtlingspolitik des Bundes. Kein bis-
heriges politisches Thema umspannt nach 
Auffassung von Minister Altmaier so viele 
Lebens- und Politikbereiche und betrifft 
damit auch so viele Ministerien wie die 
Flüchtlingsthematik. Wichtig sei insbeson-
dere die Bekämpfung der Fluchtursachen, 
die jedoch intensive Arbeit nicht nur auf 
Bundesebene, sondern auch auf Ebene der 
Europäischen Union und der Bundeslän-
der erfordere. Dies zeige schon die große 
Anzahl der bisher notwendigen Minister-
präsidentenkonferenzen mit der Bundes-
kanzlerin, die seit Bestehen der Bundesre-
publik Deutschland beispiellos sei. Er sehe 
natürlich auch die große Herausforderung, 
die die große Anzahl der Flüchtlinge für die 
Kommunen bedeutet habe und weiterhin 
bedeute. Für die schon bisher geleistete 
beeindruckende Arbeit der Kreise in der 
Flüchtlingskrise sprach der Minister den 
Landräten seinen ausdrücklichen Dank aus.
Zur Frage nach einer dauerhaften, effek-

Zudem fehlten Lehrer für die Kurse. Diese 
müssten gefunden und dann auch ange-
messen bezahlt werden. 
Ein weiteres Problem stelle der Woh-
nungsmarkt dar. Die Sozialbindungen für 
Wohnungen liefen stark aus. Beim sozi-
alen Wohnungsbau müsse vor allem dar-
auf geachtet werden, die Entstehung von 
sogenannten Parallelgesellschaften zu ver-
meiden sondern vielmehr echte Integra tion 

in der Mitte der kommunalen Gemein-
schaft zu befördern. 
Zur Residenzpflicht verwies Göring-Eckardt 
auf die grundsätzlich ablehnende Haltung 
ihrer Partei in dieser Frage, räumte jedoch 
ein, dass aktuell eine Sondersituation 
herrsche und versucht werden müsse, die 
Integrationsanstrengungen einigermaßen 
gleich auf alle Akteure zu verteilen. Die 
Vorstandsmitglieder sprachen sodann kon-
krete Probleme mit der Integration vor Ort 
an. Problematisch sei beispielsweise, dass 
überwiegend junge Männer kämen, die oft 
aus Kriegsgebieten stammten und daher 
nicht über eine Ausbildung verfügten. Oft 
sei der Mindestlohn reizvoller als langwie-
rige Sprachkurse und Ausbildungen, was 
die Integration enorm erschwere. Bezüg-
lich der Wohnsitzauflage machten die 
Vorstandsmitglieder deutlich, dass diese 
befürwortet werde, auch wenn dadurch 
mehr Aufwand entstehe, denn man wolle 
die Integration bestmöglich unterstützen. 
Diskutiert wurde zudem über die Proble-
matik des Investitionsstaus. Hier war man 
sich einig, dass die aufgrund der ange-
spannten Haushaltslage der Kommunen 
stetig sinkende Investitionsquote insbeson-
dere für den Straßenbau und die Sanierung 
öffentlicher Gebäude und Einrichtungen 
ein großes Problem darstelle. Die Landräte 
warfen die Frage auf, ob es richtig gewe-

Die Fraktionsvorsitzende von Bündnis 90/Die Grünen im Bundestag, Katrin Göring-Eckardt, zu Gast bei der NRW-
Landrätekonferenz, v. l. n. r.: Vizepräsident Landrat Dr. Ansgar Müller, Kreis Wesel, Katrin Göring-Eckardt, Präsi-
dent Landrat Thomas Hendele, Kreis Mettmann, Hauptgeschäftsführer Dr. Martin Klein.



240

Aus dem Landkreistag / Schwerpunkt EILDIENST Heft 7-8/2016Aus dem Landkreistag / Schwerpunkt EILDIENST Heft 7-8/2016

wichtig sein, aber auch die Möglichkeit, 
in Deutschland zu arbeiten und damit die 
eigenen Lebensgrundlagen selbst finanzie-
ren zu können.
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rungen aus früheren Immigrationswellen 
zunutze machen, etwa bei den Aussied-
lern aus Osteuropa, den Bootsflüchtlingen 
aus Vietnam oder auch den Bürgerkriegs-
flüchtlingen aus den Regionen des frühe-
ren Jugoslawien. Diese haben gezeigt, dass 
in erster Linie das Erlernen der Sprache 

Der Familiennachzug werde daher nach 
Einschätzung des Ministers kein sehr gro-
ßes Problem darstellen. 
Vor diesem Hintergrund sehe er insgesamt 
gute Voraussetzungen dafür, dass die Inte-
gration der Zuwanderer gelingen werde. 
Insbesondere könne man sich die Erfah-

Integration von Geflüchteten in  
Ausbildung und Arbeit gemeinsam 
schultern
Von Rainer Schmeltzer, Minister für Arbeit, Integra-
tion und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen

2015 haben über eine Million Menschen bundesweit um Asyl gebeten. Mehr als 330 000 davon sind nach Nordrhein-Westfalen 
gekommen. Über 230 000 sind geblieben. Es wird Geflüchtete geben, die unser Land wieder verlassen. Integration vom ersten Tag 
an minimiert die Risiken sozialer Fehlentwicklungen. Die Integration der geflüchteten Menschen gelingt nicht von alleine. Und 
es gibt für die Integration eine maßgebliche Bedingung: Arbeit. Nur wenn die Menschen Arbeit haben, werden sie sich in unserer 
Gesellschaft zurechtfinden und auch Verständnis für unsere Werte entwickeln können. Droht den Menschen aber Arbeitslosigkeit, 
dann ist die Gefahr der Entwicklung von Parallelgesellschaften groß.

Uns muss eines klar sein: Der Weg in 
Arbeit ist nicht einfach und er ist lang. 

Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung (IAB) geht aufgrund empirischer 
Daten davon aus, dass erst nach fünf Jah-
ren knapp 50 Prozent der erwerbsfähigen 
Flüchtlinge eine Beschäftigung aufgenom-
men haben werden.1 Dabei sind die Sta-
bilisierung der persönlichen Situation, die 
Sprachförderung, frühzeitige Kompetenz-
feststellung, berufliche Orientierung und 
Qualifizierung aber auch die Bereitschaft 
der Betriebe, Flüchtlinge aufzunehmen, die 
entscheidenden Faktoren für eine erfolg-
reiche Integration geflüchteter Menschen 
in den Arbeits- und Ausbildungsmarkt. 
Dazu müssen viele Akteure zusammen-
wirken. Aber auch von den geflüchteten 
Menschen selbst dürfen wir Bereitschaft 
erwarten, die von uns geschaffenen Ange-
bote in Anspruch zu nehmen.
Besonders Sprachförderung und Ausbil-
dung beziehungsweise Qualifizierung 
sind die Schlüssel für einen erfolgreichen 
Weg in Arbeit. Die Sprachförderung ist 
und bleibt Aufgabe des Bundes. Der vom 
Aufenthaltsstatus und der Bleibeperspekti-
ve abhängige, eingeschränkte Zugang zu 
Integrationskursen sowie lange Wartezei-
ten aufgrund unzureichender Kontingente 
sind Beispiele für die Schwierigkeiten in 
der Praxis bei der Umsetzung der Sprach-
förderung. Von daher sind die im Integra-
tionsgesetz vorgesehenen Maßnahmen 
zur Verbesserung der Zugänglichkeit zu 
Sprachkursen und Effizienz des Integra-
tionskurssystems begrüßenswert. 

Darüber hinaus finanziert aber auch das 
Land alltagsorientierte zusätzliche Basis-
Sprachkurse, um die Angebote, die der 
Bund geschaffen hat, bedarfsgerecht zu 
ergänzen.
In Zukunft wird es vor allem darauf 
ankommen, Sprachförderangebote mit 
Instrumenten des SGB II und SGB III zu 
verzahnen. Die Jobcenter sind dort auf 
einem guten Weg, entsprechende Projek-
te zu gestalten. Wir müssen aufpassen, 
dass unsere Erwartungen an eine schnelle 
Arbeitsmarktintegration von Flüchtlingen 
nicht dazu führen, dass junge Erwachse-
ne direkt oder indirekt in Helfertätigkeiten 
gedrängt werden. Vielmehr gilt es, auf eine 
nachhaltige berufliche und gesellschaft-
liche Integration hinzuwirken. 
Bei Kindern und Jugendlichen, die mit 
Fluchterfahrung zu uns kommen, können 
wir in der Schule ansetzen und dort eine 
individuelle Berufsorientierung gestalten. 
In Nordrhein-Westfalen haben wir dazu 
mit „Kein Abschluss ohne Anschluss“ 
(KAoA) eine verlässliche Basis geschaffen, 
die für alle Schülerinnen und Schüler ab 
der achten Klasse systematisch aufeinan-
der aufbauende Elemente bereithält. In 
dieses von allen Partnern im Ausbildungs-
konsens beschlossene System münden 
selbstverständlich auch alle geflüchteten 
Schülerinnen und Schüler ein, wenn sie in 
die Regelklassen kommen. Für alle, die erst 
spät in unser Schulsystem (Klasse 10 und 
Internationale Förderklassen) kommen, 
wird zurzeit ein „KAoA kompakt“ entwik-
kelt, um auch diesen jungen Menschen 

nachhaltige Impulse für ihre berufliche 
Orientierung zu geben. Das Land setzt die 
Koordinierung von „Kein Abschluss ohne 
Anschluss“ gemeinsam mit den Kommu-
nen um. In allen 53 Gebietskörperschaften 
sind Kommunale Koordinierungsstellen 
eingerichtet, die in Kooperation mit ande-
ren Akteuren, zum Beispiel auch den Kom-
munalen Integrationszentren, die Verbes-
serung der beruflichen Orientierung und 
des Übergangs von der Schule in den Beruf 
vorantreiben.
Ziel unseres Übergangssystems ist eine 
realistische Anschlussperspektive für alle 
Jugendlichen. Für viele Schülerinnen und 
Schüler ist das der direkte Übergang in 
eine duale Ausbildung. Das kann auch für 
geflüchtete Jugendliche eine Möglichkeit 
sein, wenn die sprachlichen Voraussetzun-
gen vorhanden sind. Unser Ausbildungs-
system ist aber nicht überall bekannt, so 
dass bei der Beratung auch ein Schwer-
punkt auf die Attraktivität unseres dualen 
Systems gelegt werden muss. Die Appelle 
des Ausbildungskonsenses an die Unter-
nehmen in Nordrhein-Westfalen, ausrei-
chend Ausbildungsplätze zur Verfügung 
zu stellen, hat auch im Hinblick auf junge 
Geflüchtete Bestand. Das Engagement der 
Betriebe zur Integration von diesen jungen 
Menschen darf nicht abreißen. 
Wir stehen erst am Anfang dieser Heraus-
forderung. Wenn nach dem Abschluss der 

1      IAB 2015: Flüchtlinge und andere Migranten 
am deutschen Arbeitsmarkt. Aktuelle 
Berichte 14/2015.
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den Kammern begleiten und coachen 
junge Flüchtlinge und Unternehmer beim 
Zugang zu Ausbildung. Das bestehende 
Angebot der Starthelfenden wird auch 
auf den Zugang von Flüchtlingen in Arbeit 
ausgeweitet.

Bildung + Sprachförderung

In 2015 und 2016 werden insgesamt 5 766 
zusätzliche Stellen für die Beschulung von 
zugewanderten Schülerinnen und Schü-
lern eingesetzt. Davon werden 4 124 
Stellen für die Abdeckung des erhöhten 
Grundbedarfs der Schulen eingesetzt. 
Diese Stellen kommen allen Schülerinnen 
und Schülern zugute, da diese Lehrkräfte 
für die allgemeinen Klassen vorgesehen 
sind. In der Gesamtsumme enthalten sind 
1 200 zusätzliche Integrationsstellen für die 
Sprachförderung. 
Neben weiteren zusätzlichen Anstrengun-
gen in der Lehreraus- und -fortbildung för-
dert die Landesregierung darüber hinaus 
zusätzlich zu den Angeboten des Bundes 
Basissprachkurse (Ministerium für Arbeit, 
Integration und Soziales NRW, 7 200 Plät-
ze, insgesamt über acht Millionen Euro 
2015 und 2016) und alltagsorientierte 
zusätzliche Sprachkurse (Ministerium für 
Schule und Weiterbildung NRW, 2 Millio-
nen Euro ab 2016) in der gemeinwohlori-
entierten Weiterbildung.

Zusammenarbeit mit der 
Bundesagentur für Arbeit

Die Arbeitsagenturen und Jobcenter über-
nehmen auf der operativen Ebene die 
Arbeitsmarktintegration von Flüchtlingen. 
Sie sind die Zentren der Integrationsar-
beit. Auf der Landesebene kooperieren 
die Regionaldirektion NRW und das MAIS 
eng bei der Bewältigung dieser Heraus-
forderung, Unterstützung der Akteure 
und Schaffung von Lösungsräumen. Dies 
betrifft etwa die Konzeptionierung des 
Modellprojektes „18/25“ mit einem För-
derzentrum für Flüchtlinge in Kombination 
mit der Ausbildungsvorbereitung in Teilzeit 
am Berufskolleg. Hier übernehmen die Re-
gionaldirektion und das Ministerium für 
Schule und Weiterbildung gemeinsam und 
partnerschaftlich die Aufgabe, die Motiva-
tion und Potenziale insbesondere der jun-
gen Menschen, zu nutzen und ihnen Per-
spektiven zu bieten.
Mit den „Integration Points“ werden die 
Voraussetzungen für ein rechtskreis- und 
behörden-übergreifendes Zusammenwir-
ken bei der Arbeitsmarktintegration von 
Flüchtlingen in der Praxis geschaffen. In 
allen 30 Arbeitsagentur-Bezirken bestehen 
„Integration Points“, bei denen fast alle 
Jobcenter unmittelbar beteiligt sind. Es ist 

Kein Abschluss ohne 
Anschluss

Mit dem Landesvorhaben „Kein Abschluss 
ohne Anschluss“ (KAoA) ist ein strukturier-
tes System der Berufs- und Studienorien-
tierung in den Schulen in Nordrhein-West-
falen etabliert, das auch jungen Flüchtlin-
gen ab der achten Klasse offensteht. Für 
spät ins Schulsystem einmündende junge 
Geflüchtete (10. Klasse und Internationa-
le Förderklassen am Berufskolleg) wird die 
neue Maßnahme „KAoA kompakt“ ent-
wickelt. Ein Element soll die Hinführung 
zum deutschen Ausbildungssystem sein.

Fachberatung zu im Ausland 
erworbenen Berufsqualifika­
tionen
Seit dem 1. September 2015 bieten 90 Ein-
richtungen in Nordrhein-Westfalen eine 
„Fachberatung zu im Ausland erworbe-
nen Berufsqualifikationen“ an. Das Ange-
bot wird von Trägern der Weiterbildung, 
Einrichtungen der Kammern und ande-
ren arbeitsmarktnahen Akteuren in allen 
Regionen des Landes vorgehalten und 
mit Mitteln des Europäischen Sozialfonds 
(ESF) gefördert. Die Beratung zielt auf die 
Unterstützung von Menschen mit Migra-
tionshintergrund bei ihrer beruflichen 
Entwicklung und ergänzt Regelangebote 
der Kammern und der Arbeitsagenturen. 
Flüchtlinge werden hier ausdrücklich mit 
angesprochen. 

Beratung von  
erwerbslosen Menschen

Die Landesregierung NRW fördert eine 
trägerunabhängige qualitätsgesicherte 
Beratung von erwerbslosen Menschen 
sowie niedrigschwellige Begegnungs-
möglichkeiten im Rahmen des  ESF-
kofinanzierten Programms „Förderung 
von Erwerbslosenberatungsstellen und 
Arbeitslosenzentren“. Diese Einrichtun-
gen stehen kostenfrei auch Flüchtlingen 
offen. Die Erwerbslosenberatungsstellen 
bieten Ratsuchenden Unterstützung bei 
ihrer weiteren beruflichen Entwicklung 
an. Sie sollen über Qualifizierungs- und 
Beschäftigungsmöglichkeiten informieren, 
zu wirtschaftlichen und psychosozialen 
Situationen beraten und rechtskreisüber-
greifende Unterstützung gewähren. Die 
Einrichtungen eröffnen Wege zu weiteren 
Hilfeangeboten und stellen die erforder-
lichen Kontakte her. 

Starthelfende

Die aus Mitteln des Europäischen Sozial-
fonds geförderten „Starthelfenden“ bei 

allgemeinbildenden Schule oder während 
einer Ausbildung noch Unterstützungsbe-
darf vorhanden ist, stehen dazu – wie auch 
bei der Integration in den Arbeitsmarkt – 
die Regelinstrumente im SGB II und SGB III 
zur Verfügung, die für den Personenkreis 
der Flüchtlinge mit Unterstützungsleistun-
gen flankiert werden müssen. Für den Aus-
bildungsbereich sind das zum Beispiel die 
assistierte Ausbildung (§130 SGB III) oder 
die ausbildungsbegleitenden Hilfen (§ 75 
SGB III). Unser Ziel muss eine nachhaltige 
berufliche Integration sein. Es wird aber 
auch Fälle geben, in denen Helfertätigkei-
ten die einzige realistische Arbeitsmarkt-
option darstellen. Aber auch hier gilt es, 
berufsbegleitende Qualifizierungsmaßnah-
men zu organisieren. Wir wissen von ande-
ren Arbeitsmarktprojekten, dass auch nach 
der Beschäftigungsaufnahme eine Unter-
stützung oder Begleitung nicht abbrechen 
darf. 
Dabei sind die Jobcenter im Allgemeinen 
die Institutionen, die konkrete Integra-
tions- und Qualifizierungsmaßnahmen 
für anerkannte Flüchtlinge organisieren 
müssen. Hier wird das Engagement der 
Jobcenter umso erfolgreicher sein, wenn 
es mit den lokalen Angeboten verknüpft 
ist. Daher begrüßen wir die vielen Ansät-
ze zur Vernetzung der Angebote, die zum 
Beispiel unter der Überschrift „Integration 
Point“ nun in vielen Kommunen in Nord-
rhein-Westfalen umgesetzt sind. Rechts-
kreis– und behördenübergreifende Ansät-
ze sind notwendig, um den Weg in Arbeit 
oder Ausbildung schneller und erfolg-
reicher zu gestalten. Auch dabei kommt 
den Kommunen eine wichtige Rolle zu. 
Deshalb hat die Landesregierung die Kom-
munalen Integrationszentren ausgebaut. 
Nordrhein-Westfalen ist das einzige Bun-
desland mit einem solchen flächendecken-
den Angebot. Denn Integration findet vor 
Ort statt. Die Kommunen leisten hier einen 
wichtigen Beitrag nicht nur bei Unterbrin-
gung und Versorgung der Flüchtlinge. Die-
ses Engagement der Kommunen verdient 
unser aller Respekt.

Ausgewählte Maßnahmen  
der NRW­Landesregierung 
zur Arbeitsmarktintegration 
von Flüchtlingen
Als erstes Land hat Nordrhein-Westfalen 
am 20. Oktober 2014 einen Flüchtlings-
gipfel unter Federführung von Frau Mini-
sterpräsidentin Kraft durchgeführt. Die 
sich aus diesem Flüchtlingsgipfel für jedes 
Ressort der Landesregierung ergebenden 
Aufgaben werden konsequent nachge-
halten. Im Folgenden eine Auswahl der 
Maßnahmen, Projekte und Initiativen der 
Landesregierung:
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bringung und Integration veranschlagt, 
davon mehr als die Hälfte für die Kommu-
nen. Denn Integration findet vor allem vor 
Ort statt in Stadt, Gemeinde und Quartier.  

EILDIENST LKT NRW
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Fachkräftebedarf der Zukunft zu sichern. 
Während im letzten Jahr noch die Unter-
bringung und Versorgung der Geflüchte-
ten im Mittelpunkt stand, sollen 2016 und 
2017 die Jahre der Integration sein. Als 
Landesregierung haben wir dieses Jahr in 
NRW rund 4,6 Milliarden Euro für Unter-

unsere humanitäre Pflicht, den vor Krieg 
und Verfolgung Geflüchteten zu helfen, 
ihnen ein Dach über dem Kopf und eine 
sichere Heimat zu bieten. Die Aufnahme 
von Flüchtlingen ist gleichzeitig aber auch 
eine Chance für unsere alternde Gesell-
schaft:  Es bietet sich eine Gelegenheit, den 

Erstellung eines Konzepts zur  
Integration von Flüchtlingen im  
Rhein-Kreis Neuss
Von Siegfried Henkel, Leiter Sozialamt Rhein-Kreis 
Neuss

Konzepte überall! Die kreisangehörigen Städte und Gemeinden erarbeiten sie. Verständlich, denn sie sind unmittelbar betroffen 
und für die Integration von Flüchtlingen – vor Ort – in erster Linie zuständig. Das Land NRW hat mit der Broschüre „Ankommen in 
Nordrhein-Westfalen“ einen Handlungsleitfaden herausgegeben, und im Entwurf des Integrationsgesetzes ist vorgesehen, ebenfalls 
ein Gesamtkonzept zu entwickeln. Und nun auch noch ein Konzept des Kreises? Dazu Kreisdirektor Dirk Brügge: „Diese Frage ist mit 
einem klaren Ja zu beantworten. Die Kreise haben eine Fülle von Zuständigkeiten, angefangen von der Sicherung der allgemeinen 
sozialen Daseinsvorsorge bis hin zur kommunalen Trägerschaft in der Grundsicherung für Arbeitsuchende. Der Deutsche Landkreis-
tag fordert daher zu Recht im aktuellen Positionspapier, die Land-kreise als Anlaufstellen für Flüchtlinge weiter zu stärken.“

Im Kreisausschuss des Kreistages des 
Rhein-Kreises Neuss wird regelmäßig 

über alle Aktivitäten im Zusammenhang 
mit der Aufnahme, Versorgung und der 
weiteren gesellschaftlichen Einbindung 
der Flüchtlinge berichtet. Das betrifft alle 
Flüchtlinge, sowohl diejenigen, die im Rah-
men der Amtshilfe für das Land zunächst 
in die Erstaufnahme kommen, als auch 
besonders die Flüchtlinge, die den kreisan-
gehörigen Kommunen dauerhaft zugewie-
sen werden. Im Rhein-Kreis Neuss sind das 
immerhin 7 278 Menschen (Stand 1. Mai 
2016). Im Februar dieses Jahres wurde mit 
der Kreispolitik abgestimmt, ein Konzept 
zur Integration von Flüchtlingen zu erar-
beiten.

Die Aufgabe, diese Menschen in unse-
re Zivilgesellschaft zu integrieren, ist eine 
zentrale Herausforderung, die längere Zeit 
in Anspruch nehmen wird. Umso wichti-
ger ist es, dabei planvoll vorzugehen. Es 
gilt die Vielzahl der staatlichen Angebote, 
mit  unterschiedlichen Akteuren und Ver-
fahren, und auch die Unterstützungen der 
Verbände und das hervorragende bürger-
schaftliche Engagement miteinander in 
einem Konzept zu verbinden. 
Dabei kann der Rhein-Kreis Neuss auf 
eine sehr gute Vorarbeit zurückgreifen. 
Die Integration von Zuwanderern ist im 
Rhein-Kreis Neuss kein Vorhaben, sondern 
ständiges und erfolgreiches Programm. 
Nur einige kurze Hinweise machen das 

deutlich. Bereits 1962 wurden erste 
„Sozialberatungsstellen für ausländische 
Arbeitnehmer und ihre Familienangehö-
rigen“, gefördert über ein Bundes- und 
Landesprogramm, auch im Rhein-Kreis 
Neuss eingerichtet. Der Kreis hat freiwillig 
Geld hierfür bereitgestellt. Die Integrati-
onsarbeit der Wohlfahrtsverbände wird 
seitdem ununterbrochen finanziell unter-
stützt, seit 2006 gibt es dabei ein von den 
Wohlfahrtsverbänden abgestimmtes Kon-
zept. Hierin waren damals schon folgende 
Handlungsfelder beschrieben: I. Migra-
tionserstberatung, II. weiterführende und 
nachholende Integration, III. temporäre 
Integration, IV. Sprachförderung und V. 
gesellschaftliche Integration. Aus der frü-
heren Einrichtung ist 2014 ein Kommuna-
les Integrationszentrum (KI) entstanden. 
Dafür wurde ein „Integrationskonzept des 
Rhein-Kreises Neuss“ mit der Definition 
kommunaler Handlungsfelder und einer 
örtlichen Schwerpunktsetzung geschaf-
fen. Die letzte Aktualisierung dieses Kon-
zepts mit der neuen Schwerpunktsetzung 
im Bereich „Integration als Querschnitts-
aufgabe“ in der interkulturellen Öffnung 
wurde vom zuständigen Ministerium nicht 
nur akzeptiert, sondern auch ausdrücklich 
begrüßt. 
Das KI beteiligt sich aktiv an den einzelnen 
Bausteinen der Landesförderung KOMM-
AN-NRW. Die Beteiligung am Förderpro-
gramm „Kommunale Koordinierung der 
Bildungsangebote für Neuzugewanderte“ 
des Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung ist beantragt. Offenkundiges 
Wirken des KI zeigt sich zudem in der alle Verteilung von Flüchtlingen im Rhein-Kreis Neuss.
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die Handlungsfelder „Willkommen und 
Kennenlernen, Wohnen, Gesundheit, Sozi-
altransfer, Wertevermittlung und Demo-
kratieförderung“ allgemein nach dem 
Bedarf zu betrachten. 
Die Kreisverwaltung hat zu den vorge-
nannten zielgruppen- und bedarfsorien-
tierte Arbeitsgruppen gebildet. Zusammen 
mit den Städten und Gemeinden, den 
Wohlfahrtsverbänden und Kammern, der 
Arbeitsagentur und dem Job-Center, den 
Bildungsträgern und weiteren Akteuren 
der Zivilgesellschaft wurden zwischenzeit-
lich Eckpunkte für das Integrationskonzept 
erarbeitet.
Am 1. Juli 2016 hat im Kreishaus in Gre-
venbroich eine Integrationskonferenz mit 
Workshops stattgefunden. Serap Güler, 
integrationspolitische Sprecherin der 
CDU-Landtagsfraktion, hielt einen Impuls-
vortrag. In vier Arbeitsgruppen („Junge 
Flüchtlinge“, „Arbeit und Sprache“, 
„Soziale Hilfe, Wohnen und Gesundheit“ 
und „Gesamtgesellschaftliche Integrati-
on“) wurden mit kompetenten Gästen die 
Inhalte diskutiert und abgestimmt.
Das ganzheitliche Konzept zur Integra-
tion von Flüchtlingen im Rhein-Kreis 
Neuss soll dann im Rhein-Kreis Neuss von 
allen Ak tionspartnern umgesetzt werden. 
Innerhalb der Kreisverwaltung übernimmt 
das KI die operative Umsetzung, insbe-
sondere die fortlaufend Weiterentwicke-
lung – gemeinsam mit der Politik und den 
Ak tionspartnern.
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von Flüchtlingen in den Arbeitsmarkt aus-
geschrieben oder bereits in Umsetzung. 
Schon im September 2015 wurde unter 
den vorgenannten Stellen eine enge unbü-
rokratische Zusammenarbeit verabredet – 
über eine „Early Intervention“ genannte 
Aktion wurden vor allem erste Sprachkur-
se, die von der Bundesagentur für Arbeit 
finanziert worden sind, mit Flüchtlingen 
aus Herkunftsstaaten mit hoher Bleibeper-
spektive belegt. 
Auf diese Strukturen setzt das „Konzept 
zur Integration von Flüchtlingen im Rhein-
Kreis Neuss“ auf. Zur Bestimmung der 
Handlungsfelder einer gelingenden Inte-
gration kann die Sichtweise eingenommen 
werden, dass jeder Mensch anders ist. 
Danach empfiehlt sich eine höchst indivi-
duelle Beurteilung notwendiger Integrati-
onsschritte oder -bausteine, allerdings in 
bestimmten Zielgruppen. 
Die Themen „Sprache, Bildung, Ausbil-
dung sowie Arbeit“ können nur nach den 
Kenntnissen und Möglichkeiten im Ein-
zelfall behandelt werden. Der Rhein-Kreis 
Neuss hat daher folgende Zielgruppen in 
den Fokus genommen: U6, Kinder und 
Jugendliche 6 bis 18 Jahre (bis zum Ende 
des Schulbesuchs sowie U25 ohne Schul-
abschluss), erwerbsfähige Flüchtlinge 
(ohne Schulpflicht) bis 35 Jahre, Erwerbs-
fähige Ü35, nicht Erwerbsfähige (SGB XII, 
3. Kapitel), nicht erwerbstätige Frauen  
und Sondergruppen (unbegleitete minder-
jährige Flüchtlinge, traumatisierte Flücht-
linge).
Andererseits hat jeder Mensch letztlich die 
gleichen Grundbedürfnisse. Hiernach sind 

zwei Jahre erfolgenden Auslobung und 
Verleihung des Integrationspreises und im 
Projekt „Demokra-
tie leben“.
Besonders wich-
tig sind auch die 
rechtskreisüber-
greifenden Pla-
nungen des soge-
nannten „Integra-
tion Point“ für die 
Heranführung von 
Flüchtlingen im 
Rhein-Kreis Neuss 
an den regiona-
len Ausbildungs- 
und Arbeitsmarkt. 
Durch den seit 
Jahresbeginn 
arbeitenden „Inte-
gration Point“ des 
Jobcenters Rhein-
Kreis Neuss und 
der Bundesagentur 
für Arbeit Mön-
chengladbach 
sind umfangrei-
che Maßnahmen 
zur Integration Die Arbeitsgruppe „Erwerbsfähige Ü35“ bei ihrer Sitzung im Neusser Kreishaus.

Der Rhein-Kreis Neuss lobt seit 2010 
einen Integrationspreis aus.
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Paradigmenwechsel

Zu Anfang des Jahres 2016 fand ein Para-
digmenwechsel im Umgang mit schutzsu-
chenden Menschen aufgrund sinkender 
Zuwanderungszahlen statt. Der Fokus liegt 
nicht länger auf Unterbringung und Ver-
sorgung, sondern auf Zugang zu Bildung, 
Ausbildung und Arbeit.

Das Kommunale Integrations­
zentrum als Relais

Das Kommunale Integrationszentrum (KI) 
versteht sich als Bestandteil eines ausge-
sprochen aktiven Netzwerkes im Rhein-
Sieg-Kreis, das aus Wohlfahrtsverbänden, 
Jobcenter und Bundesagentur für Arbeit, 
Kammern, Fachämtern auf Kreisebene 
sowie  Bildungseinrichtungen, Migranten-
organisationen, Vereinen und Initiativen 
in den neunzehn kreisangehörigen Städ-
ten und Gemeinden besteht, die zum Teil 
schon seit Jahrzehnten Integrationsarbeit 
leisten. 
Eine Aufgabe des KI besteht in der Kon-
zeptarbeit zur Entwicklung neuer Angebo-
te aufgrund des sich immer wieder ändern-
den Bedarfs. Ein neuer Partner ist seit 
Februar dieses Jahres der Integration Point. 
Diese Beratungs- und Vermittlungsstelle 
von Jobcenter rhein-sieg und Arbeitsagen-
tur bündelt die Begleitungsangebote für 
neuzugewanderte Menschen in unserem 
Kreisgebiet. Dadurch werden viele Wege 
einfacher, weil es nur noch eine zentrale 
Anlaufstelle gibt. Unter anderem bestehen 
hier die direkten Verbindungen der Bera-
tungsstelle zur Anerkennung ausländischer 
Schul- und Berufsabschlüsse und dem 
Arbeitgeber-Service der Bundesagentur. 
Auch die Kammern bieten Lotsendienste 
mit zum Teil herkunftssprachlichen Mit-
arbeitenden an, die bei der Beratung und 
Profilerstellung helfen. 
Eine große Rolle spielen die Wohlfahrtsver-
bände. Sie bieten eine intensive Betreuung 

und Schulung der ehrenamtlich Helfenden 
sowie niederschwellige Sprachangebote 
für zugewanderte Menschen.

Sprechen ist viel, aber nicht 
alles

Die seit Mitte letzten Jahres zugewander-
ten Schutzsuchenden verfügen meist über 
keine deutschen Sprachkenntnisse. Ein 
relativ hoher Anteil hat keinerlei Kenntnis 
von der lateinischen Schriftsprache oder ist 
primärer Analphabet. 
Wesentlich schwerwiegender sind jedoch 
die nicht vorhandenen Kenntnisse über den 
deutschen Arbeitsmarkt mit seinen erfor-
derlichen Qualifikationen und dem mehr-
jährigen Ausbildungssystem. Außerdem 
bestehen zum Teil illusorische Vorstellun-
gen von der Anerkennung eigener Teillei-
stungen aus Studienverläufen in den Her-
kunftsländern und der Vergleichbarkeit von 
Schul-, Berufs- und Studienabschlüssen.
Auch wenn einige Schutzsuchende bereits 
nach kurzer Zeit über einen beachtlichen 
alltagstauglichen Sprachgebrauch verfü-
gen, reicht dieser eben oft nicht aus, die 
erforderlichen Sprachniveaus für eine 
Berufsausbildung (B2) oder gar für ein Stu-
dium (C2) zu erreichen. Hier fehlt es an 
Fachsprache, schriftlicher Kompetenz und 
hinreichender Lesefähigkeit.
Gerade in Bezug auf ein Studium ist ein 
Sprachniveau C1 minimale Voraussetzung. 
Darüber verfügt aber auch in Deutschland 
nur ein kleinerer Teil unserer Gesellschaft. 
Hinzu kommen die Lern- und Studientech-
niken, die im Rahmen der gymnasialen 
Oberstufe vermittelt werden, um eine Stu-
dienfähigkeit vom Grundsatz her vorzube-
reiten.

Geduld und Realismus

Die Beherrschung der deutschen Sprache 
in Wort und Schrift entscheidet darüber, 
ob ein zugewanderter Mensch seinen Platz 

in der Arbeitswelt als qualifizierter Berufs-
tätiger findet oder eine Helfertätigkeit aus-
üben wird. Es gibt immer wieder Beispiele 
wie den Bäckerei-Betrieb in Alfter, dem 
es gelang, einen zugewanderten jungen 
Mann ohne Sprachkenntnisse durch inten-
sive Begleitung innerhalb von drei Jahren 
zum erfolgreichen Abschluss seiner Kon-
ditorlehre zu verhelfen. Dieser Einzelfall 
zeigt, was möglich ist, wenn alle Beteilig-
ten überdurchschnittliches Engagement 
zeigen. Er kann aber nicht als Regelfall 
angenommen werden.
Fangen wir bei den Unternehmen an. 
Besonders bei denjenigen, die eine hohe 
Bereitschaft zur Aufnahme von schutz-
suchenden Menschen im Rahmen von 
Praktika, kurzfristiger Beschäftigung und 
zum Teil auch von Ausbildungsangeboten 
zeigen, entstehen oft hohe Erwartungen 
an Behörden und Einrichtungen bezüg-
lich Schnelligkeit und ‚unbürokratischen‘ 
Lösungen. 
Allerdings kann manchmal mangelnde 
Wertschätzung des Spracherwerbs, wie 
ihn Integrationskurse bieten, festgestellt 
werden. Der rasche Arbeitseinsatz verhin-
dert in aller Regel einen Spracherwerb, der 
den Weg in qualifizierte Berufsabschlüsse 
ermöglicht. Die gesellschaftlichen Fol-
gen prekärer Arbeitssituationen können 
in die Erwerbslosigkeit und von dort im 
Extremfall in Kriminalität oder Extremismus  
führen.
Ein weiterer Punkt sind die sprachlichen 
Anforderungen bei der Berufsausbildung. 
Die Kammern setzen bei  Abschlussprüfun-
gen in deutscher Sprache ein Sprachniveau 
B2 voraus und lehnen Teil- oder Gesamt-
prüfungen in englischer, französischer oder 
spanischer Sprache ab. Das ist nachvoll-

Integration 2.0 – Von der  
Willkommenskultur zur aktiven  
Teilhabe im Rhein-Sieg-Kreis
Von Dr. Peter Enzenberger, stellvertretende Leitung 
Kommunales Integrationszentrum Rhein-Sieg-Kreis

Der Rhein-Sieg-Kreis mit etwa 585 000 Einwohnern ist bevölkerungsmäßig der zweitgrößte Kreis der Bundesrepublik Deutschland. 
Etwa jeder fünfte Mensch im Kreisgebiet weist eine Zuwanderungsgeschichte auf. Die Arbeitslosenquote von 5,3 Prozent liegt deut-
lich unterhalb des Landesdurchschnitts (7,7 Prozent). Dieser Fakt gewinnt durch das neue Integrationsgesetz deutlich an Bedeutung, 
weil damit im Kreisgebiet die Vorrangprüfung für schutzsuchende Menschen, die einen Zugang zum Arbeitsmarkt suchen, wegfällt. 
Mit etwa 10 000 Personen ist die Gruppe der neuzugewanderten Menschen innerhalb der Gesamtgruppe der Menschen mit Zuwan-
derungsgeschichte vergleichsweise gering. Davon befinden sich gut 90 Prozent im erwerbsfähigen Alter und rund 35 Prozent sind 
unter 25 Jahre alt1.

1      Ali Doğan, Rechtliche Rahmenbedingungen 
der Arbeitsmarktintegration von Flüchtlin-
gen, Präsentation zur Veranstaltungsreihe: 
Integration von Flüchtlingen in Ausbildung 
und Arbeit, Mai/ Juni 2016
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Zusätzlich entsteht eine Flexibilität in 
Systemen, wie sie vor dem Sommer 2015 
nicht denkbar gewesen wäre. Das zeigt 
sich besonders im Schulbereich. Binnendif-
ferenzierter Unterricht, der Einsatz ehren-
amtlicher Unterrichtshelfer, mehrsprachige 
Unterrichtssequenzen und eine schulform-
übergreifende Kooperation sind plötz-
lich möglich. Auch die neu aufgelegten 
Kombi-Qualifikationen der Bundesagentur 
für Arbeit sind wesentlich stärker auf eine 
Gleichzeitigkeit von Spracherwerb und 
Berufsorientierung ausgerichtet. Ehren-
amtliche Sprachmittler und hauptberufl-
iche Übersetzer werden in allen Bereichen 
nachgefragt und zur alltäglichen Arbeit 
herangezogen. 
So kann auch hier kann ein Paradigmen-
wechsel festgestellt werden.

Info­Box KI
Der Rhein-Sieg-Kreis hat mit Beschluss des 
Kreistags und durch Förderung des Lan-
des Nordrhein-Westfalen am 06.11.2014 
ein KI, unter Leitung von Antje Dinstühler, 
eingerichtet. Zu den Kernaufgaben gehö-
ren die Integration als Querschnitt und die 
Bildung. Die volle Personalstäke von 5,5 
Stellen wurde ab Oktober 2015 erreicht. 
Das KI ist eine Stabsstelle im Sozialdezer-
nat und direkt an die Kreisdirektorin ange-
bunden. 

Info­Box Integration Point

Diese ‚Bürogemeinschaft‘ der regiona-
len Vertretungen von Bundesagentur für 
Arbeit und Jobcenter hat im Februar 2016 
ihre Arbeit in Troisdorf aufgenommen. 
Sie ist die zentrale Anlaufstelle für alle 
Asylsuchenden und Flüchtlinge im Rhein-
Sieg-Kreis und verkürzt die Behördenwege 
zugewanderter Menschen. Aufgabenbe-
reiche, die zuvor an verschiedenen Stellen 
wahrgenommen wurden, werden unter 
einem Dach gebündelt. 

Info­Box Veranstaltungsreihe 
Integration von Flüchtlingen 
in den Arbeitsmarkt
Diese aktuelle Veranstaltungsreihe ent-
stand auf Grund großer Nachfrage in die-
sem Jahr bereits zum zweiten Mal. In der 
aktuellen Reihe werden neben dem Vor-
trag: „Rechtliche Rahmenbedingungen der 
Arbeitsmarktintegration von Flüchtlingen“ 
der Integration-Point Troisdorf vorgestellt. 
In einer Veranstaltung gab es zusätzlich 
noch Informationen zur Anerkennung von 
Schul- und Berufsabschlüssen.
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organsierte das Kommunale Integrations-
zentrum Informationsveranstaltungen in 
acht Kommunen im Kreisgebiet und führte 
diese zusammen im letzten Jahr zusammen 
mit Ausländerbehörde, Jobcenter, Bun-
desagentur für Arbeit und Wohlfahrtsver-
bänden, in diesem Jahr mit dem Integration 
Point, dem Jobcenter, dem IQ-Netzwerk 
und einem Vertreter des Ministeriums für 
Arbeit, Integration und Soziales durch. 
Das Angebot richtete sich an ehrenamtlich 
Aktive, Unternehmen und Repräsentanten 
der kommunalen Verwaltung, die über die 
aktuelle Situation in Bezug auf den Zugang 
zu Ausbildung und Arbeit für die Zuflucht 
suchenden Menschen auf den aktuellen 
Stand gebracht wurden. Die große Nach-
frage zeigt den hohen Informationsbedarf; 
zu den einzelnen Veranstaltungen erschie-
nen bis zu 100 Teilnehmende. 
Auf diesen Veranstaltungen fanden 
Unternehmen Zugang zu ehrenamtlichen 
Begleitern und deren Klienten. Der Arbeit-
geberservice der Bundesagentur für Arbeit 
wurde als Ansprechpartner für Unterneh-
men wahr- und angenommen und viele 
ehrenamtlich Aktive erhielten zum ersten 
Mal einen zusammenhängenden Überblick 
über die verschiedenen Wegmarken und 
die damit verbundenen Angebote – insbe-
sondere des Integration Points. 
An anderer Stelle entwickelte das Kommu-
nale Integrationszentrum zusammen mit 
einem regionalen Ausbildungsverbund, 
einem Wohlfahrtsverband und der Evan-
gelischen Kirche eine Qualifizierungsmaß-
nahme. Diese richtet sich bevorzugt an 
Menschen zwischen 18 und 25 Jahren, die 
nicht aus dem Iran, Irak, Eritrea oder Syrien 
kommen, aber trotzdem eine gute Bleibe-
perspektive haben (zum Beispiel Afgha-
nistan oder Somalia). Diese jungen Men-
schen sollen gezielt auf eine Ausbildung 
vorbereitet werden. Allen erfolgreichen 
Absolventen sind ein Ausbildungsplatz und 
danach eine Festanstellung garantiert. 

Fazit

Für eine erfolgreiche Integration in Ausbil-
dung und Arbeitsmarkt sind vor allem drei 
Dinge wichtig: Sprache, Sprache, Sprache. 
Dabei ist es unerlässlich, die neu zuge-
wanderten Menschen zu animieren, ihre 
Qualifikationen voranzutreiben. Regionale 
Unternehmen und Ausbildungsverbün-
de, die über mehrsprachige Belegschaften 
verfügen, sind bei der Erschließung dieser 
Zielgruppe als Nachwuchskräfte klar im 
Vorteil. Sprachkompetenzen, die jahrzehn-
telang oft als Defizit empfunden wurden, 
werden zu wirklichen Wettbewerbsvortei-
len. Diese Entwicklung kann auch zu einer 
deutlich positiveren Wahrnehmung bereits 
hier lebender Zuwanderer beitragen.

ziehbar, denn Kundenkontakt, Anweisun-
gen, Dokumentation und Besprechungen 
erfolgen in Deutsch. Einige Unternehmen 
dehnen eigenständig die betriebsinterne 
Kommunikation auch auf andere Sprachen 
aus. 
Die Schulen im Kreisgebiet haben in sehr 
großer Zahl Deutschfördergruppen und 
Internationale Förderklassen eingerichtet. 
Dabei handelt es sich um freiwillige Lei-
stungen der jeweiligen Schulen. Die Kol-
legien müssen zusätzlich zu ihren Pflicht-
aufgaben Stundenkontingente aufbringen, 
da die 0,5-Lehramtstellen, die das Land 
NRW für diese Aufgaben bereitstellt, die-
sen Aufwand nicht kompensieren. Trotz 
der erheblichen Anstrengungen aller 
Berufskollegs im Kreisgebiet  gelang es 
nicht immer, genügend Schulplätze für alle 
16-18-Jährigen zur Verfügung zu stellen, 
und dass, obwohl bis zu acht zusätzliche 
Klassen an einem Kolleg eingerichtet wur-
den, um diesen Jugendlichen einen mög-
lichst reibungslosen Zugang zu Ausbildung 
und Arbeit zu gewährleisten.
Dem großen Bedarf an Qualifizierungs-
maßnahmen für die Zuflucht suchenden 
Menschen außerhalb der Schulpflicht steht 
immer noch eine zu geringe Anzahl von 
Integrationskursen seitens des Bundesam-
tes für Migration und Flüchtlinge gegen-
über. Zudem stehen viele schutzsuchen-
de Menschen, vor allem junge Männer, 
unter einem hohen Erwartungsdruck aus 
den Herkunftsländern. Denn sie wurden 
bei ihrer Flucht häufig in starkem Maß 
finanziell von Verwandten und Bekannten 
unterstützt, die recht bald auf Geldzufluss 
aus Deutschland warten. Deshalb haben 
gerade diese Männer nur ein begrenztes 
Verständnis dafür, dass ihnen ein mehr-
jähriger Qualifizierungsweg bevorsteht, 
wenn sie sich dauerhaft erfolgreich auf 
dem deutschen Arbeitsmarkt positionieren 
wollen.  Die Dauer des Asylverfahrens und 
der ungewisse Ausgang tragen ein Übriges 
zu einer ausgesprochen labilen Befindlich-
keit bei.
Aber auch zwischen den neu zugewan-
derten Menschen und den bereits länger 
hier lebenden Menschen mit Zuwande-
rungsgeschichte entstehen Konflikte. Häu-
fig entsteht bei den länger hier lebenden 
Menschen mit Migrationshintergrund die 
subjektive Wahrnehmung einer Bevorzu-
gung, die einer realistischen Überprüfung 
nicht standhält. 

Kommunales Integrations­
zentrum als Akteur 

Das Kommunale Integrationszentrum 
spielt eine aktive Rolle bei der Ausgestal-
tung des oben angesprochenen Paradig-
menwechsel. In diesem und im letzten Jahr 
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Zuwanderungskonzept  
des Jobcenters

Für Flüchtlinge optimale und aufeinander 
abgestimmte Dienstleistungen auf dem 
Weg zur Integration in Ausbildung und 
Arbeit zu erbringen – dieses Ziel möchte 
das Zuwanderungskonzept des Jobcenters 
erfüllen. Es wurde stetig aktualisiert und 
den Bedarfslagen angepasst. Das Konzept 
besteht aus fünf wesentlichen Elementen:

1. Geordnetes Übergabemanagement in 
den Rechtskreis SGB II: Absprachen zwi-
schen den Trägern des Asylbewerberlei-
stungsgesetzes, der Agentur für Arbeit und 
dem Jobcenter sorgen für einen reibungs-
losen Übergang zwischen den Systemen. 
Ziele sind eine nahtlose Sicherstellung des 
Lebensunterhaltes, ein frühzeitiges Tiefen-
Profiling sowie eine umgehende Aktivie-
rung.

2. Speziell geschulte Ansprechpartner des 
Jobcenters für jede Stadt und Gemeinde: 
Jede Stadt und Gemeinde hat für Flücht-
linge einen konkreten Ansprechpartner im 
Jobcenter. Alle Ansprechpartner wurden in 
folgenden Themen geschult:
•	 	Arbeitsmarktzugang	und	-förderung	für	

Flüchtlinge als Kundinnen und Kunden 
der Agenturen für Arbeit und Jobcenter

•	 Interkulturelle	Kompetenzentwicklung
•	 Sprachsensible	Beratung	

3. Abstimmung von Leistungsprozes-
sen mit Netzwerkpartner: Absprachen 
mit wichtigen Partnern, wie zum Beispiel 
Sozialämtern, Agentur für Arbeit, Aus-
länderbehörde, Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge, Gesundheitsamt, Schul-
amt, Trägern der Sprachkurse, Migra-
tionserstberatungsstellen, Flüchtlingshilfs-

organisationen, Integrationsräten, Freien 
Wohlfahrtsverbänden, Vereinen sowie den 
vielen ehrenamtlichen Bürgerinnen und 
Bürgern, die bereits Hilfen und Unterstüt-
zung anbieten, bilden die Basis für eine 
abgestimmte Angebotsstruktur.

4. Intensive Betreuung der Flüchtlings-
familien: Die Flüchtlingsfamilien werden 
ganzheitlich beraten. Dabei nimmt das 
Jobcenter auch die Kinder in den Blick. Bei 
Unterstützungsbedarf wird auf die beste-
henden Angebote im Kreis hingewiesen. 
Die zehn Ansprechpartner für Zugewan-
derte im Jobcenter sollen nicht mehr als 
100 Familien betreuen. Damit können 
eine intensive Betreuung und ein Coaching 
gewährleistet werden.

5. Sofortangebote: Alle Flüchtlinge erhal-
ten unmittelbar nach Antragstellung im 
SGB II ein Sofortangebot. Die Förderung 
von sprachlichen Kompetenzen hat dabei 
oberste Priorität. Die Vermittlung in Aus-
bildung oder eine Qualifizierung geht der 
Integration in Arbeit voraus. Damit sollen 
Potenziale für die Zukunft genutzt werden. 
Im Sinne des ,Förderns und Forderns‘ sol-
len Zeiten der Arbeitslosigkeit vermieden 
werden.

Integration Point verzahnt 
Angebote von Agentur und 
Jobcenter
Im nächsten Schritt wurden Ende 2015 die 
Aktivitäten des Jobcenters mit den Aktivi-
täten der Agentur für Arbeit Ahlen-Mün-
ster im sogenannten Integration Point ver-
zahnt – sowohl räumlich als auch inhaltlich. 
Eine Rahmenvereinbarung zwischen dem 
Kreis und der Agentur für Arbeit wurde 
abgeschlossen. Operative Details sind im 

Schnittstellenkonzept geregelt. Asylbewer-
ber mit einer hohen Bleibewahrscheinlich-
keit werden gemeinsam von Agentur für 
Arbeit und Jobcenter beraten und unter-
stützt. Ein geordnetes Übergabemanage-
ment von den Kommunen zur Agentur für 
Arbeit und zum Jobcenter wurde organi-
siert. In jeder der 13 Städten und Gemein-
den sowie in der Ausländerbehörde wurde 
ein Integration Point als zentrale Anlauf-
stelle für Flüchtlinge geschaffen.
Die Vermittlungsfachkräfte der Agentur 
für Arbeit nutzen das Zeitfenster bis zur 
Entscheidung über den Asylantrag, um 
frühzeitig sinnvolle und notwendige Inte-
grationsstrategien und maßnahmen für die 
Asylsuchenden zu initiieren. Insbesondere 
geht es dabei um Folgendes:
•	 Berufliche	Beratung	und	Vermittlung
•	 	Anerkennung	 von	 Berufsabschlüssen,	

die im Ausland erworben wurden
•	 Sprachkurse
•	 berufliche	Weiterbildung
•	 	Qualifizierungsmaßnahmen	beim	Arbeit	- 

geber bzw. einem Bildungsträger
Den Wechsel des Rechtskreises sollen die 
zugewanderten Menschen möglichst gar 
nicht merken. Denn die Ansprechpartner 
im Jobcenter halten ab dem Zeitpunkt, 
an dem der Antrag auf SGB II-Leistungen 
gestellt wird, ebenfalls die oben erwähn-
ten Angebote vor. Ergänzend kommen 
die kommunalen Eingliederungsleistungen 
nach § 16a SGB II sowie Arbeitsgelegen-
heiten nach § 16d SGB II hinzu.

Arbeitsmarktprogramm  
für geflüchtete Menschen

Um frühzeitig erforderliche Hilfen anzu-
bieten, Brüche beim Rechtskreiswechsel zu 
vermeiden und damit ein Höchstmaß an 
Kontinuität der Leistungen sicherzustellen, 

Von Syrien nach Deutschland – und 
nochmal so weit bis in Ausbildung oder 
Arbeit … Intensive Unterstützung von 
Flüchtlingen im Kreis Warendorf 
Von Martin Hanewinkel, Jobcenter Kreis Warendorf, 
Sachgebietsleiter Aktivierende Leistungen

Das Jobcenter Kreis Warendorf hat bereits Anfang 2015 ein Konzept für die Flüchtlingsarbeit erstellt. Seitdem wurden die Instru-
mente zur Integration in den Arbeitsmarkt mehrfach weiterentwickelt und in das am 1. Juli 2016 vom Kreistag beschlossene Flücht-
lingskonzept für den Kreis Warendorf eingebettet. „Ziel ist es, den Flüchtlingen eine eigenständige Existenz unabhängig von staat-
lichen Transferleistungen zu ermöglichen. Im Sinne einer präventiven Sozialpolitik wollen wir frühzeitig die Weichen in Richtung 
Integration stellen, den Flüchtlingen zeitnah Unterstützungsangebote machen und ihre Potenziale nutzen. Im Vordergrund muss 
dabei der Grundsatz ‚Fördern und Fordern‘ stehen. Denn Integration ist keine Einbahnstraße, sondern ein Prozess, der den Willen 
zur gesellschaftlichen Teilhabe erfordert. Wer nicht mitzieht muss mit Strafen und Sanktionen rechnen", erläutert Landrat Dr. Olaf 
Gericke. Trotz guter Rahmenbedingungen im Kreis Warendorf ist aber von schnellen Erfolgen bei der Integration der Flüchtlinge in 
den Arbeitsmarkt nicht auszugehen. 
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•	 Schule	und	Sprachförderung
•	 Arbeit,	Ausbildung	und	Qualifizierung
•	 Ehrenamt	und	freie	Träger
•	 Vermittlung	von	Werten	und	Normen
•	 	Interkulturelle	 Kompetenz	 der	 Verwal-

tungsbeschäftigten
•	 Rückführungsmanagement
Im Vorfeld hatten Arbeitsgruppen mit 
Experten zu den jeweiligen Handlungs-
feldern konkrete Vorschläge erarbeitet. 
Damit sind nun alle Maßnahmen des Job-
centers in ein schlüssiges Gesamtkonzept 
des Kreises eingebettet.
Mit dem Flüchtlingskonzept hat sich der 
Kreis Warendorf in allen Bereichen gut 
aufgestellt, um Flüchtlinge in Ausbildung 
oder Arbeit zu integrieren. Doch ob diese 
gute Struktur zur erfolgreichen Integration 
von Flüchtlingen ausreicht, kann niemand 
beantworten. „In jedem Fall bedarf es 
eines langen Atems“ betont Kreisdirektor 
Dr. Heinz Börger. Selbst bei besten Vor-
aussetzungen ist es ein langwieriger und 
schwerer Prozess bis zur Integration in  
Ausbildung oder Arbeit. Das zeigt das fol-
gende Beispiel. 

Akid K. – ein Azubi in einer 
Maschinenbaufirma

Zunächst eine Woche zur Probe hatte Akid 
K. vor zwei Jahren bei einer Stahl- und 
Maschinenbaufirma im Kreis Warendorf 
gearbeitet. „Ich habe danach jeden Mitar-
beiter gebeten, mir ehrlich zu sagen, was 
sie von ihm halten“, berichtete der Firmen-
chef. Und alle waren sich einig: Der junge 
Mann aus Syrien passt in den Betrieb. 
Das Jobcenter Kreis Warendorf konnte 
ihm in Kooperation mit der Firma danach 
eine zehnmonatige Einstiegsqualifizierung 
anbieten. Und im August 2015 begann 
er dort eine dreieinhalbjährige Ausbildung 
zum Metallbauer der Fachrichtung Kon-
struktionstechnik.
Nach dem Ende seiner Schulzeit in Syrien 
hatte Akid K. seine Heimat alleine verlas-
sen. Das ist mittlerweile sechs Jahre her. 
Nach einem Sprach- und Integrationskurs 
besuchte er zunächst ein Jahr lang das 
Berufskolleg. Die Firma und das Jobcen-
ter ermöglichten ihm zudem während der 
Einstiegsqualifizierung den Besuch eines 
erweiterten Sprachkurses. Schnell lernte 
der junge Syrer dazu und sprach bald sehr 
gut Deutsch, auch wenn es bei der Arbeit 
bei Fachbegriffen noch manchmal hakte. 
Für beide Seiten war die Aufgabe eine 
große Herausforderung. Das galt vor allem 
für den theoretischen Teil der Ausbildung.
Das Jobcenter nutzte für Akid K. die Mög-
lichkeit der assistierten Ausbildung. Wenn 
es in verschiedenen Bereichen besondere 
Probleme gibt, kann dabei professionelle 
Unterstützung geleistet werden. Auch die 

•	 	Berufsübergreifende	 Kompetenzfest-
stellungen durch einen Test (Kognitive 
Fähigkeiten, Bildungsstand, emotionale 
Stabilität und Haltung zur Arbeit)

•	 	Berufsorientierung	und	Kompetenzfest-
stellungen in Betrieben

•	 	Speziell	 auf	 Frauen	 zugeschnittene	
Berufsorientierung, Kompetenzfeststel-
lung und betriebliche Praxisphasen

•	 	Kompetenzfeststellung	 und	 Vorberei-
tung auf eine Ausbildung und gegebe-
nenfalls Erwerb eines Schulabschlusses 
(insbesondere im Handwerk)

•	 	Sprachförderung	 und	 Qualifizierung	 in	
diversen Berufsbranchen (kombiniert 
mit Praxisphasen in Betrieben oder Bil-
dungseinrichtungen)

•	 	Arbeitsgelegenheiten	 bei	 Kommunen	
und in Sportvereinen (niederschwellige 
Tätigkeiten kombiniert mit Sprachförde-
rung, Coaching und Qualifizierung)

Flüchtlingskonzept für den 
Kreis Warendorf

Am 1. Juli 2016 beschloss der Kreistag ein 
umfassendes Flüchtlingskonzept für den 
Kreis Warendorf. Unter dem Titel „Fördern 
und Fordern“ wurden über 130 konkrete 
Maßnahmen und Schritte für die Arbeit mit 
Flüchtlingen entwickelt. Sie betreffen fol-
gende Handlungsfelder:
•	 Bauen	und	Wohnen
•	 Gesundheitliche	Versorgung
•	 Jugendhilfe

haben die Agentur für Arbeit und das Job-
center eine einheitliche Strategie und kon-
krete Angebote entwickelt, um die beruf-
liche Integration von Flüchtlingen effektiv 
und vor allem nachhaltig voranzutreiben. 
Im April 2016 wurde diese Strategie in 
einem Arbeitsmarktprogramm für Flücht-
linge gebündelt dargestellt. Dabei wer-
den Förderangebote im Vorfeld zwischen 
der Agentur für Arbeit und dem Jobcen-
ter abgesprochen. Damit kann auch nach 
einem Rechtskreiswechsel die Eingliede-
rungsstrategie nahtlos fortgeführt werden.
Nur die vorhandenen Arbeitsmarktinstru-
mente sind für die Zielgruppe alleine nicht 
ausreichend. Zu groß sind die Unterschie-
de des gesellschaftlichen Zusammen lebens 
und insbesondere des Arbeitslebens in 
Deutschland im Vergleich zu den Her-
kunftsländern – von mangelnden Sprach-
kenntnissen ganz zu schweigen. Die 
gemeinsamen Anstrengungen fokussieren 
sich auf sechs Handlungsfelder:
•	 Sprachförderung
•	 Kompetenzfeststellung
•	 Berufsorientierung
•	 Wertevermittlung
•	 Qualifizierung
•	 Vermittlung	in	Ausbildung	und	Arbeit
Hierzu wurden mit vielen Partnern aus 
Wirtschaft, Bildungsträgern, Wohlfahrts-
verbänden, Kommunen und Vereinen 
unter anderem folgende Maßnahmen ent-
wickelt, die zur Integration von Flüchtlin-
gen angeboten werden:

Im Integration Point im Kreishaus beraten Lyubov Makarshyna von der Agentur für Arbeit 
Ahlen-Münster und Matthias Niemann vom Jobcenter Kreis Warendorf (vorne) Flücht-
linge mit hoher Bleibeperspektive zu Berufs- und Ausbildungsfragen. Über das neue 
Angebot freuen sich (stehend v.l.n.r): Jobcenter-Leiterin Brigitte Klausmeier, Landrat Dr. 
Olaf Gericke, Joachim Fahnemann, Leiter der Agentur für Arbeit Ahlen-Münster, Susanne 
Beier (Jobcenter), Kreisordnungsdezernentin Petra Schreier und Kreisdirektor Dr. Heinz 
Börger.
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Bewältigung von Alltagsproblemen gehört 
zur assistierten Ausbildung – insbesondere 
wenn es keinen familiären Rückhalt gibt. 
Akid K. erhielt zudem nach Feierabend 
noch Einzelunterricht in der Fachsprache – 
ermöglicht durch privates Engagement.
Doch nach einem Jahr wurde die Ausbil-
dung jetzt in beiderseitigem Einvernehmen 
beendet. „Im Guten“ wie beide Parteien 
bestätigen. Aber die schulischen Hürden 
waren einfach zu groß. Das Ausbildungs-
ziel konnte trotz hervorragender Unter-
stützung und bester Rahmenbedingungen 
nicht erreicht werden – ein schwerer Schlag 
auch für die zuständige Integrationsfach-
kraft im Jobcenter. „Alle Seiten haben viel 
investiert. Leider blieb der Erfolg am Ende 
aus“, schildert Christian Himler vom Job-
center die Situation. Der Mitarbeiter und 
seine Kollegen im Jobcenter wollen sich 
davon aber nicht entmutigen lassen. Doch 
das Beispiel zeigt, worauf sich die Jobcenter 
in den nächsten  Jahren einstellen müssen.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 7-8/Juli-August 2016  51.30.00Syrischer Azubi.

Schritt für Schritt – Integration von 
Zuwanderern im Jobcenter Düren
Von Martina Forkel, Amtsleitung Aktivierende  
Leistungen, Jobcenter Kreis Düren job-com

Das Jobcenter des Kreises Düren job-com eröffnet leistungsberechtigten Menschen auf Grundlage des Prinzips „Fördern und For-
dern“ Perspektiven und Chancen, ihren Lebensunterhalt unabhängig von staatlicher Unterstützung aus eigenen Mitteln und Kräften 
sicherzustellen. Zu diesen Menschen gehören auch Geflüchtete, die Schutz vor Verfolgung und Gewalt suchen und deren Aufent-
haltsstatus gefestigt ist. Der Zustrom von Schutzsuchenden ist insbesondere seit Beginn beziehungsweise Mitte des vergangenen 
Jahres stark gestiegen und wird auch über das Jahr 2016 hinaus anhalten. Circa 325 Geflüchtete werden seither bereits von der 
job-com betreut, rund 2 000 Menschen aus den acht Ländern mit hoher Schutzquote warten derzeit im Kreis Düren auf ihre Aner-
kennung.

In den vergangenen Jahren mündeten 
Menschen mit zumeist europanahem 

Migrationshintergrund in der Regel nach 
Absolvierung des Integrationskurses in 
bestehende Maßnahmen zur Aktivierung 
und Eingliederung auf dem Arbeitsmarkt 
ein. Heute stehen wir anderen Heraus-
forderungen gegenüber. Viele Menschen 
mit Fluchthintergrund kommen vermehrt 
aus Herkunftsländern, die sich kulturell 
deutlich von der Bundesrepublik Deutsch-
land unterscheiden. Sie benötigen andere 
und früher ansetzende Unterstützungslei-
stungen, um sich in unserer Gesellschaft 
zurecht zu finden und durch gezielte För-
derung ihren Potenzialen entsprechend 
existenzsichernd und nachhaltig integriert 
zu werden.
Die folgende Grafik zeigt, welchen Beitrag 
das Jobcenter im Rahmen der Vernetzung 

und gebündelten Anstrengung verschie-
denster Kooperationspartner in diesem 
Gefüge leisten kann:

Zunächst einmal gilt es herauszufinden, 
welche Unterstützung die geflüchteten 
Menschen neben den wirtschaftlichen Lei-

stungen des SGB 
II benötigen. Im 
Sinne einer ganz-
heitlichen Betrach-
tung sind gerade 
bei Menschen mit 
Fluchthintergrund 
sozialpädagogi-
sche Begleitung 
und die selbstver-
ständliche Inan-
spruchnahme 
weiterer kommu-
naler Leistungen 
einzubeziehen. 
Arbeitsmarktpoli-
tisches Ziel ist es, 
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Geflüchteten in einfache Jobs. Die job-com 
ist bereit, einen in der Regel längeren Weg 
zu gehen, sie verfolgt das Ziel, aufbauend 
auf den Potenzialen der Menschen, früh-
zeitig in berufliche Beratung und Förde-
rung der Flüchtlinge zu investieren, um 
mittelfristig möglichst viele erfolgreich und 
nachhaltig in Arbeit und Ausbildung zu 
integrieren.
Für die Projektmitarbeiter des „Integra-
tionscenter I“ ist es oft schwierig, sich 
von den persönlichen Problemlagen der 
Geflüchteten professionell abzugrenzen. 
Hier sind Unterstützungsangebote erfor-
derlich. Andererseits motivieren die Maß-
nahmeteilnehmer mit Fluchthintergrund 
ihre Pädagogen und Anleiter vielfach durch 
ihre hohe eigene Motivation und das stän-
dige Einfordern eines „Mehr an Lernen“. 
So berichten die Projektmitarbeiter des 
„Integrationscenter I“ begeistert:
„Der 19-jährige Ismaail hat sich selbst eini-
ge Deutschkenntnisse beigebracht bevor 
er einen Platz im Integrationssprachkurs 
bekam. Er hat ein Angebot kostenfrei 
Gitarre zu lernen genutzt und ein neues 
Hobby für sich entdeckt. Er möchte gerne 
Englisch studieren oder vielleicht auch 
einen Beruf im Hotelmanagement lernen. 
Für ihn ist es wichtig, trotz all der traumati-
schen Erlebnisse und der täglichen Sorgen 
um die Daheimgebliebenen, wieder träu-
men zu können und Wünsche formulieren 
zu dürfen.“ 
„Hebib hat bereits in der alten Heimat eine 
Kfz-Ausbildung begonnen. Während eines 
kurzen Praxiseinsatzes in einer Kfz-Werk-
statt blüht er geradezu auf. Er strahlt über 
das ganze Gesicht und weiß ganz genau, 
das ist sein Beruf. Er möchte unbedingt 
einen entsprechenden Ausbildungsplatz 
finden.“ 
„Auch Anas weiß genau was er will. Er hat 
einen Abschluss in Program Engeneering. 
Er paukt in jeder freien Minute Deutsch 
und saugt alles rund um die Themen 
Bewerbungen und Arbeitswelt auf. Er will 
seinen zukünftigen Arbeitgeber von seinen 
Kompetenzen und seinem Lernwillen über-
zeugen.“
Das „Integrationscenter I“ ist auf ins-
gesamt acht Wochen in Teilzeit mit 20 
Wochenstunden angelegt, so dass der par-
allele Besuch des Integrationskurses mög-
lich ist. Auch in diesem Projekt wird Wert 
auf einen sprachsensiblen Umgang mit den 
Geflüchteten gelegt. Die dominierende 
Sprache ist Deutsch und nur im Bedarfsfall 
werden Übersetzer eingesetzt. Die Maß-
nahme soll im Integrationskurs und/oder 
anderweitig erlernte Deutschkenntnisse 
festigen und diese durch das Einfordern 
der Anwendung des Gelernten verbessern.
Das „Integrationscenter II“ vermittelt 
ebenfalls kultursensibel Kenntnisse über 

für das job-com-Team „Zuwanderung“ 
die Grundlage für die „nächsten Schritte“ 
der weiteren Integrationsarbeit bildet.
Die spezialisierten Integrationsfachkräfte 
des Jobcenters Düren nutzen die gewon-
nen Erkenntnisse für eine dem deutschen 
Arbeitsmarkt gerecht werdende modulare 
Qualifizierung der Menschen mit Flucht-
hintergrund. Dabei steht der Erwerb der 
deutschen Sprache, in der Regel im Rah-
men der Integrationskurse des BAMF 
beziehungsweise der berufsbezogenen 
Sprachförderung, als zentrale Vorausset-
zung einer gesellschaftlichen wie arbeits-
marktlichen Integration im Vordergrund. 
Parallel dazu setzt das Jobcenter des Krei-
ses Düren job-com auf zusätzliche Qualifi-
zierungsangebote in Teilzeit.
Die Dürener Gesellschaft für Arbeitsför-
derung mbH (DGA) hat die Maßnahmen 
„Integrationscenter I“ und „Integrations-
center II“ entwickelt.
Das „Integrationscenter I“ verfolgt die 
Zielsetzung, Menschen mit Fluchthinter-
grund unter Berücksichtigung ihrer indivi-
duellen Voraussetzungen wie Bildungsni-
veau, kulturelle und religiöse Hintergründe 
und ihrer persönlichen Geschichte, kultur-
sensibel Kenntnisse über Leben und Arbei-
ten in Deutschland, die Gleichstellung der 
Geschlechter und allgemeine gesellschaft-
liche Normen und Werte zu vermitteln. 
Darüber hinaus gilt es für die Geflüchteten 
Netzwerke zu erschließen, Ansprechpart-
ner für verschiedene Themenbereiche und 
Bedarfe aufzuzeigen und Freizeitangebote 
zu eröffnen.
Zudem werden im Rahmen des „Integra-
tionscenter I“ Informationen über beruf-
liche Möglichkeiten und unterstützende 
Einrichtungen gegeben. Zentral ist, gerade 
den vielen jungen und oft hochmotivierten 
Flüchtlingen frühzeitig zu vermitteln, wel-
chen Wert eine Ausbildung in Deutschland 
hat. 
Geflüchtete haben oft traumatische Ereig-
nisse in ihrer Biografie erfahren und benöti-
gen Stabilisierung und Halt. Sie kompensie-
ren diese Erlebnisse häufig durch ein Hin-
einstürzen in das Erlernen der deutschen 
Sprache und die deutsche Gesellschaft. 
Sie suchen Anschluss, werden aber immer 
wieder durch Nachrichten aus der Heimat 
zurückgeworfen („Ich habe gestern erfah-
ren, dass sie meinen Cousin hingerichtet 
haben.“; „Das Wohnviertel meiner Eltern 
wurde bombardiert, ich weiß nicht wie es 
ihnen geht, ich erreiche sie nicht.“). 
Anstatt sich um die langfristige beruf-
liche Orientierung zu bemühen, suchen 
viele nachvollziehbar nach Möglichkeiten, 
die Familie zu Hause zu unterstützen. Sie 
suchen das „schnelle Geld“. 
Dem Jobcenter Düren geht es nicht um 
eine möglichst schnelle Vermittlung der 

die unterschiedlichen Voraussetzungen 
und Perspektiven der Geflüchteten festzu-
stellen und passgenaue Maßnahmen und 
Leistungen anzubieten.
Hier setzt die frühzeitige Kompetenzfest-
stellung des Trägers low-tec gemeinnüt-
zige Arbeitsmarktförderungsgesellschaft 
Düren mbH „Nächste Schritte – Next 
Steps“ an. Mit dem Projekt sollen die 
Kompetenzen, Qualifikationen und Poten-
ziale der Menschen weitgehend sprachun-
abhängig und kultursensibel in einem Profil 
erfasst werden. Dabei geht es sowohl um 
Hard Skills als auch um soziale Fähigkeiten 
(Soft Skills). Die Kompetenzfeststellung 
soll möglichst allen Geflüchteten unab-
hängig von Herkunft, Alter, Bildungsstand 
und Sprachkompetenz offen stehen. In 
der Maßnahme werden standardmäßig 
Dolmetscher für Englisch und Arabisch 
eingesetzt. Darüber hinaus werden bei 
Bedarf weitere Übersetzer (zum Beispiel für 
Französisch oder Farsi) hinzugezogen. Die 
Testverfahren sind jedoch weitestgehend 
sprachfrei und kulturneutral konzipiert.
Die Kompetenzfeststellung umfasst für 
jeden Teilnehmer 15 Stunden, die sich 
aus Einzel- und Gruppenveranstaltungen 
und -aufgaben sowie Gesprächen zusam-
mensetzen. In der Regel verteilen sich die 
Stunden auf maximal fünf Tage. Ein par-
alleler Besuch des Integrationskurses zur 
Sprachförderung ist möglich beziehungs-
weise ausdrücklich erwünscht. Informatio-
nen über das Projekt erhalten potenzielle 
Teilnehmer sowohl von Ihren spezialisier-
ten Integrationsfachkräften der job-com 
als auch durch mehrsprachige Flyer und 
wöchentlich stattfindende, mehrsprachige 
Informationsveranstaltungen des Trägers. 
Auch die Werbung ehemaliger Teilnehmer 
spielt zunehmend eine Rolle.
Im Rahmen der Teilnahme findet u.a. 
eine Sprachstanderhebung der deutschen 
Sprache statt. Zusätzlich werden ein Basis-
Mathematiktest, eine Basiskompeten-
zermittlung im Bereich EDV sowie eine 
Testung und Erfassung des technischen 
Verständnisses, der Organisationsfähigkeit 
und des handwerklichen Geschicks durch-
geführt. Zur Feststellung der handwerk-
lichen Fähigkeiten wird beispielsweise der 
Aufbau von IKEA-Möbeln anhand einer 
bildlichen Anleitung durchgeführt.
Kernstück von „Nächste Schritte – Next 
Steps“ ist die Erfassung der berufsrele-
vanten Biographie. Anhand der in Ein-
zelgesprächen ermittelten Angaben und 
eventuell vorhandener Unterlagen kann 
gegebenenfalls bereits eine Aussage über 
die Anerkennungsfähigkeit vorhandener 
Abschlüsse aus dem Heimatland getroffen 
werden.
Entscheidendes Ergebnis ist ein für jeden 
Teilnehmer erstelltes Kompetenzprofil, das 
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die Entwicklung von Medienkompetenz 
bei der Jobsuche angeboten.
Die job-com versteht Flüchtlinge als Chan-
ce. Nach Überzeugung des Jobcenters 
Düren sind im Sinne einer erfolgreichen 
gesellschaftlichen und beruflichen Inte-
gration sowohl die Geflüchteten als auch 
Staat und Gesellschaft gefordert. Dies wird 
gelingen, wenn die nötigen zeitlichen, per-
sonellen und finanziellen Ressourcen zur 
Verfügung stehen und die Vernetzung 
aller an diesem Prozess beteiligten Koope-
rationspartner greift.
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stungssektor sowie in gewerblich-techni-
schen Arbeitsfeldern und fachtheoretische 
Qualifizierungsmodule. Ziel ist es, die Nei-
gungen und Potenziale der Teilnehmer 
festzustellen und ihnen gleichzeitig ein rea-
listisches Bild der Erwartungen und Anfor-
derungen des deutschen Arbeitsmarktes zu 
vermitteln.
Auch hier gilt: Die spezialisierten Integrati-
onsfachkräfte der job-com erhalten für alle 
Teilnehmenden Kompetenzprofile, die rea-
listische Entwicklungsmöglichkeiten und 
die individuellen nächsten Schritte aufzei-
gen. Darüber hinaus werden mit geeigne-
ten Teilnehmern Bewerbungsunterlagen 
erstellt sowie Bewerbungs-Coaching und 

das Leben, über Normen und Werte in 
Deutschland. Der Fokus liegt hier allerdings 
mehr auf berufsbezogenen Informationen 
und Austesten beruflicher Möglichkeiten. 
„Integrationscenter I und II“ bauen nicht 
zwingend aufeinander auf und sind unab-
hängig voneinander zu sehen. Allerdings 
sind die Zugangsvoraussetzungen für das 
„Integrationscenter II“ enger gefasst.
Die Maßnahme dauert elf Monate uns ist 
auf 20 Wochenstunden ausgelegt. Auch 
im „Integrationscenter II“ ist der parallele 
Besuch des Integrationskurses ausdrücklich 
gewünscht. 
Zum Portfolio gehören fachpraktische 
Erprobungen und Trainings im Dienstlei-

Bessere Integrationschancen für junge 
Flüchtlinge mit günstiger Aufenthalts-
prognose – Pilotprojekt der  
Technischen Schulen Steinfurt 
Von Simone Cool, Stabsstelle Landrat,  
Kreis Steinfurt

Sie kommen überwiegend aus Eritrea, aber auch aus Afghanistan, dem Irak, Syrien sowie Ländern des afrikanischen Mittelmeer-
raumes und sind wegen der politischen, menschenrechtlichen und wirtschaftlichen Lage in ihren Heimatländern nach Deutschland 
geflüchtet. Die 16 jungen Männer haben aufgrund der Situation in ihren Herkunftsländern, gute Chancen, in Deutschland ein Blei-
berecht zu erhalten. Bis das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge über ihre Asylanträge entscheidet, können im Einzelfall zwei 
Jahre vergehen. Zeit, die genutzt werden kann, um den Asylsuchenden auf eine Berufsausbildung, eine Einstiegsqualifizierung oder 
eine reguläre Beschäftigung vorzubereiten. Genau dieses Ziel, hatte das Pilot-Projekt der Technischen Schulen des Kreises Steinfurt, 
das im Juni endete.

Die gute Nachricht vorweg: „Das Pro-
jekt ist erfolgreich gelaufen“, bewertet 

Schulleiter Thomas Dues die vergangenen 
zehn Monate. „Ein Drittel der Teilnehmer 
beginnt eine Ausbildung und ein Drittel 
geht in die Erwerbstätigkeit. Beim übrigen 
Drittel gibt es gravierende Probleme. Diese 
Teilnehmer haben in ihren Heimatländern 
kaum Bildung erfahren.“ Das Projekt, das 
in Kooperation mit der Kreisverwaltung 
Steinfurt (Ordnungsamt, Aufgabenbereich 
„Integration“) und der Kreishandwerk-
erschaft Steinfurt-Warendorf lief, war in 
verschiedene Phasen eingeteilt: intensive 
Sprachförderung, handwerkliche Orientie-
rung und betriebliches Praktikum. 
Zunächst lernten die jungen Männer an 
fünf Schultagen in der Woche Deutsch 
– aufgrund der Defizite ab Ende Novem-
ber auch Mathematik. In regelmäßigen 
Abständen wurden die Deutschkenntnisse 
schriftlich überprüft. Die Sprachförderung 
ging aber auch über den Unterricht hin-
aus. So hat der Schulsozialpädagoge unter 
anderem ein „Sprachtandem“ mit deutsch-
sprachigen Schülerinnen und Schülern initi-
iert, damit die Asylsuchenden mit ihnen in 

deren Muttersprache unterhalten können. 
Ab Mitte Oktober ging es donnerstags und 
freitags in das Bildungscenter der Kreis-
handwerkerschaft Steinfurt-Warendorf. 
Angeleitet durch Ausbilder standen hier 
die Grundfertigkeiten in der Bau-, Holz- 
und Metalltechnik auf dem Plan. Um ein 
besseres Bild vom Instruktionsverständnis 
jedes Einzelnen zu bekommen, hatten die 
Projektteilnehmer Einzelaufgaben aus dem 
HAMET2-Verfahren, einem handlungs-
orientierten Testverfahren zur Erfassung 
und Förderung beruflicher Kompetenzen 
junger Menschen mit erhöhtem Förder-
bedarf, zu lösen. Die handwerklichen und 
berufsbezogenen Fähigkeiten bewerteten 
die Ausbilder. Ihr Fazit: Eine sehr motivier-
te Gruppe und zu Teilen handwerklich sehr 
geschickt. Je nach Auffassungsgabe und 
Lernbereitschaft starteten die Männer ins 
betriebliche Praktikum. In den Betrieben 
ging es nicht nur um die Praxiserfahrung 
im jeweiligen Job, sondern auch darum, 
Arbeitnehmerpflichten zu verinnerlichen, 
zum Beispiel sich bei Krankheit oder Amts-
terminen beim Arbeitgeber abzumelden.  
Das Projekt ist möglich geworden, weil 

der Kreis Steinfurt die Kosten in Höhe 
von 50 000 Euro, die für die Teilnahme 
im Modul „Handwerkliche Orientierung“ 
in den Werkstätten der Kreishandwerk-
erschaft angefallen sind, übernommen 
hat. „Es ist sinnvoll in die Fähigkeiten 
und Kompetenzen dieser Zuwanderer zu 
investieren“, sagt Kreisdirektor Dr. Mar-
tin Sommer und nennt auch den Grund 
dafür: „Angesichts des Fachkräftemangels 
und der guten Bleiberechtsperspektive die-
ser jungen Männer wäre es fatal, sie nicht 
auf den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt 
vorzubereiten. Als künftige Arbeitnehmer 
könnten sie selbst für ihren Lebensunter-
halt sorgen.“ Die Technischen Schulen als 
Koordinator des Projekts haben über jeden 
Teilnehmer eine „Personalakte“ geführt, in 
der alle wesentlichen Daten und Ergebnis-
se der jeweiligen Projektphasen enthalten 
sind und der entnommen werden kann, 
welcher Handlungsbedarf evtl. noch beim 
jeweiligen Projektteilnehmer besteht. 
Rückblickend sind alle Beteiligten, die sich 
regelmäßigen Arbeitstreffen und wöchent-
lich über die Leistungen, Motivation und 
Fehlzeiten austauschten, sehr zufrieden 
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Mit den positiven 
Erfahrungen dieses 
Pilotprojekts und 
anderen Projekten, 
die mit Unterstüt-
zung der Agentur 
für Arbeit Rhei-
ne gelaufen sind, 
plant das jobcen-
ter Kreis Steinfurt 
gemeinsam mit 
den Berufskollegs 
des Kreises Stein-
furt den Einstieg in 
ein strukturiertes 
Unterstützungs-
angebot für jün-
gere Flüchtlinge 
und anerkannte 
Asylbewerber und 
Asylbewerberin-
nen bis 27 Jahre. 
Voraussichtlich 
ab Februar 2017 
soll für sie in den 

Schulen an zwei Tagen in der Woche 
Deutschunterricht angeboten werden. 
An den anderen Tagen besteht für sie die 
Möglichkeit für beispielsweise berufsbezo-
gene Praktika, individuelle Coachings oder 
Berufsfelderkundungen. Ziel ist auch hier, 
die Leistungsberechtigten nachhaltig an 
den Arbeits- und Ausbildungsmarkt heran 
zu führen. 
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enthalts- und Arbeitserlaubnisse, damit die 
Unternehmen weiter planen können.
Bevor das Pilot-Projekt im September 2015 
an den Start ging, besuchten die 16 Män-
ner die betreute „internationale Förder-
klasse“ der Technischen Schulen. Ehren-
amtliche unterrichteten sie in Deutsch, 
Sport, Holz- und Farbtechnik. Den Stein ins 
Rollen brachte ursprünglich Kreisdechant 
Markus Dördelmann, der bei den Techni-
schen Schulen Deutschunterricht für eine 
Gruppe Flüchtlinge anfragte. 

mit der Zusammenarbeit und der Umset-
zung des Pilotprojekts. „Für uns war dieses 
Projekt sehr lohnenswert“, sagt Schulleiter 
Thomas Dues. „Die jungen Männer haben 
sich positiv in das Schulleben eingebracht. 
Es ist ein Netzwerk an Unterstützern ent-
standen und wir haben Erkenntnis darüber 
gewonnen, was gelingen kann und was 
so ein Projekt schwer macht.“ Wichtig für 
einen weiteren positiven Verlauf der beruf-
lichen Integration der Asylsuchenden, ist 
eine rasche Klärung der jeweiligen Auf-

Frank Tischner, Hauptgeschäftsführer der Kreishandwerkerschaft (l.), Kreisdirektor Dr. Martin Sommer (5.v.l.) und 
Regierungsvizepräsidentin Dorothee Feller besuchten die Flüchtlinge während der handwerklichen Orientierung 
im KH-Bildungszentrum. Quelle: Kreishandwerkerschaft Steinfurt

Wege in Ausbildung mit der  
internationalen Förderklasse am 
Berufskolleg – erste Erfahrungen und 
Schlussfolgerungen
Von Dr. Doris Beer, Leiterin des Fachdienstes  
Bildung und Integration, Hochsauerlandkreis

Im Februar 2016 zählte die Ausländerbehörde des Hochsauerlandkreises circa 3 000 Asylbewerber, darunter schätzungsweise ein 
Drittel jünger als 18 Jahre (Das Bundesamt in Zahlen 2015 – Asyl, Herausgeber BAMF, 2016, Seite 18). Sie unterliegen in NRW der 
Schulpflicht bis zum 18. Lebensjahr (§ 34 Absatz 6 SchulG NRW). Wenn es diese Schulpflicht nicht gäbe: sie müsste aus Gründen 
der Humanität eingeführt werden. Gemeinsames Lernen in Gruppen und mit festen Bezugspersonen gibt Struktur, Sicherheit und 
das Gefühl von Zugehörigkeit. Sie beschäftigt die Aufmerksamkeit, lenkt von traumatischen Erfahrungen ab, stiftet Netzwerke und 
Freundschaften. Und natürlich vermittelt sie auch die Sprache, Fachkenntnisse und Wertvorstellungen der deutschen Gesellschaft. 

Jüngere Asylbewerber bis 16 Jahre kön-
nen in den allgemeinbildenden Schulen 

in Auffangklassen aufgenommen werden. 
Dort nehmen sie mit wachsenden Sprach-
kompetenzen stundenweise am Unterricht 
der Regelklassen teil. Bei ausreichender 
Leistung werden die Schülerinnen und 

Schüler schließlich ganz in die normalen 
Klassen eingegliedert. Je früher ein Kind 
beschult wird, desto größer ist die Chan-
ce, dass es sich erfolgreich in die reguläre 
Schullaufbahn einfädeln kann. 
Je älter die Kinder sind, desto weniger 
Zeit bleibt ihnen, um den „Rückstand“ im 

regulären Schulsystem aufzuholen. Für die 
Jugendlichen im Alter von 16 bis 18 Jah-
ren wurde in NRW daher das Modell der 
internationalen Förderklassen zur Ausbil-
dungsvorbereitung an den Berufskollegs 
geschaffen. Sie sind Bestandteil des voll-
zeitschulischen Bildungsganges Ausbil-
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Fach unterrichts. Der langfristige Erfolg 
der internationalen Förderklassen setzt 
voraus, dass die Jugendlichen den recht-
lichen Zugang zum Arbeitsmarkt erhalten 
und realistische Anschlussperspektiven in 
Berufsausbildung geschaffen werden. 
Im Hochsauerlandkreis wurden 2015/2016 
fünf internationale Förderklassen an 
Berufskollegs des Kreises eingerichtet. Hier 
taten sich die Akteure der Prozesskette von 
Anfang an zusammen: ein Arbeitskreis mit 
Vertretern aus vier Wirtschaftskammern/
verbänden, dem Schulamt, dem regiona-
len Bildungsbüros, dem Kommunalen Inte-
grationszentrums und der Berufskollegs 
hatte im Sommer 2015 beschlossen, diese 
Förderklassen einzurichten. Im Dezember 
2015 startete die erste Klasse mit zwanzig 
Schülerinnen und Schülern, gefolgt von 
einer zweiten im Februar 2016. Mittlerwei-
le war die Zahl der in den Hochsauerland-
kreis neu hinzugekommenen Jugendlichen 
so stark angewachsen, dass zum Mai 2016 
drei weitere Klassen eingerichtet wurden. 
Die Zuweisung in die Klassen geschieht 
durch das kommunale Integrationszentrum 
(KI) im Auftrag des Schulamtes. Damit die 
Lerngruppen sich stabilisieren konnten, 
wurden nach Einrichtung der Klasse keine 
weiteren Schülerinnen und Schüler aufge-
nommen. Bereits im ersten Schulhalbjahr 
finden berufspraktische Übungen statt, 
im zweiten Schulhalbjahr kommt an zwei 
Tagen in der Woche der Lernort Betrieb 
hinzu, an dem die Jugendlichen berufs-
praktische Erfahrungen sammeln. Die 
Berufskollegs erarbeiten mit den Jugend-
lichen zeitlich früh Bewerbungsunterlagen 
und stellen sie den Integrationslotsen der 
Wirtschaftskammern zur Verfügung. Diese 
haben sich bereiterklärt, Lernbetriebe für 
die Schülerinnen und Schüler zu vermitteln. 
Da fast alle Jugendlichen dieser Klassen 
als unbegleitete minderjährige Flüchtlinge 
der Obhut des Jugendamtes unterstehen 
wurde das Kreisjugendamt in den Begleit-
kreis eingeladen. Auch die Ausländerbe-
hörde nimmt teil, weil sie am ehesten über 
die Bleibeperspektiven und den Arbeits-
marktzugang der Schülerinnen und Schü-
ler informiert ist. Der Begleitkreis trifft sich 
im Abstand von vier Monaten und ver-
sucht nachzusteuern, damit die Übergän-
ge in Ausbildung möglichst gut gelingen. 
Die Erfahrungen der ersten vier Monate in 
den internationalen Förderklassen zeigten, 
dass die Schülerinnen und Schüler äußerst 
unterschiedliche Voraussetzungen mit-
brachten. Einige von ihnen besitzen kaum 
schulische Vorerfahrungen, andere zehn 
Schuljahre auf gutem Niveau und engli-
sche Sprachkenntnisse. Die heterogene 
Gruppe erfordert eine besondere Pädago-
gik. Binnendifferenzierung und kleinere 
Lerngruppen wären dringend notwendig. 

um unabhängig zu leben oder ihre Fami-
lien zu unterstützen. Andere setzen ihre 
Prioritäten bei der Familienarbeit und pla-
nen, sich um mitgereiste Verwandte oder 
Kinder kümmern. 

Die in der öffentlichen Diskussion am 
häufigsten genannte Hürde sind die 
Deutschkenntnisse. Sie sind unabdingba-
re Voraussetzung für weitere schulische 
oder berufliche Ausbildung. Schul- und 
Berufsabschlüsse sind notwendig, um 
einen qualifizierten Einstieg in Beschäfti-
gung zu erhalten. Der Berufseinstieg selbst 
ist eine unsichere Passage, deren erfolg-
reiche Bewältigung nicht allein von den 
Fähigkeiten der Zugewanderten abhängt: 
die Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt, die 
realisierbare Entlohnung, die erforderliche 
Mobilität spielen mit hinein. Schließlich 
sind auch die ersten Berufsjahre eine Phase, 
in der es gelingt oder eben auch nicht, die 
Arbeitsfähigkeit zu stärken und dauerhafte 
Arbeitsverhältnisse aufzunehmen.  
Das Schema macht deutlich, wie viele 
Lernschritte und Anpassungsleistungen 
die Flüchtlinge machen müssen, bevor sie 
im Berufsleben sattelfest sind. Für die Bil-
dungsplanung ist es wichtig, diese Hürden 
im Blick zu haben und dort einzugreifen, 
wo Wege in berufliche Integration blo-
ckiert werden. (Beer, D: Doppelte Berufs-
rückkehr: Nachgeholte Integration von 
hochqualifizierten Migrantinnen, in: Sozi-
aler Fortschritt 2013 / Heft 1, Seiten 33-38) 
Der einjährige Bildungsgang der interna-
tionalen Förderklassen zur Ausbildungs-
vorbereitung an Berufskollegs setzt bei 
der persönlichen Orientierung und bei 
den Deutsch-Kenntnissen an. Seine Stun-
dentafel entspricht der allgemeinen Prü-
fungsordnung. Der Erwerb der deutschen 
Sprache steht im Mittelpunkt jeglichen 

dungsvorbereitung (AV) und sind für die-
jenigen gedacht, die aufgrund ihrer gerin-
gen Deutschkenntnisse im Regelunterricht 
nicht mitkommen würden. Im Unterschied 
zu den jüngeren Schulkindern ist die Auf-
gabe der Förder-
klasse am Berufs-
kolleg jedoch 
umfassender: „ … 
berufsschulpflich-
tigen Jugendlichen 
mit Zuwande-
rungsgeschichte 
die Möglichkeit 
(bieten), berufliche 
Kenntnisse, Fähig-
keiten, Fertigkei-
ten und beruf-
liche Orientierung 
sowie einen dem 
Hauptschulab-
schluss gleichwer-
tigen Abschluss zu 
erwerben.“ 
Ausbildungsvor-
bereitungen sollen 
generell Kom-
petenzen für die 
Aufnahme einer Ausbildung oder einer 
Erwerbstätigkeit vermitteln (VVzAPO-BK 
3. Abschnitt Ausbildungsvorbereitung,  
§ 18). Für die sogenannte Ausbildungs-
reife sollten mehrere Bedingungen erfüllt 
sein: Schulische Basiskenntnisse (zum 
Beispiel Rechtschreibung, mathemati-
sche Grundkenntnisse), Psychologische 
Leistungsmerkmale (zum Beispie Sprach-
beherrschung, Befähigung zur Dauer-
aufmerksamkeit), Physische Merkmale 
(altersgerechter Entwicklungsstand und 
gesundheitliche Voraussetzungen), Psy-
chologische Merkmale des Arbeitsverhal-
tens und der Persönlichkeit (zum Beispiel 
Zuverlässigkeit, Kritikfähigkeit) und die 
Reife zur Berufswahl (Selbsteinschätzungs- 
und Informationskompetenz)“ (Quelle: 
https: // www.bibb.de / ausbildungsreife  
vom 8. Mai 2016). Es ist offenkundig, dass 
die internationalen Förderklassen nur einen 
Teil dessen vermitteln können, was zur 
Ausbildungsreife nötig ist. 
Integration in Erwerbsarbeit kann man sich 
als einen mehrjährigen Prozess vorstellen, 
in dessen Verlauf verschiedene Hürden zu 
meistern sind. Eine Station ist der rechtliche 
Zugang zum Arbeitsmarkt, das heißt die 
Erlaubnis einer bezahlten Arbeit nachzu-
gehen, eine betriebliche Ausbildung oder 
ein Praktikum zu absolvieren. Eine andere 
Hürde ist die persönliche Orientierung im 
Ankunftsland und die Entscheidung dafür, 
zu bleiben und an der Gesellschaft durch 
Arbeit teilzuhaben. Einige Flüchtlinge 
haben fest eingeplant, schnell eine mög-
lichst gut bezahlte Arbeit aufzunehmen, 

Beratungsmodell entwickelt in den Bundesprogrammen „Integrati-
on durch Qualifizierung“ und XENOS-Bleiberecht.

 2 
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unbekannt. Es gibt eine hohe Wertschät-
zung für Bildung und die Möglichkeit, in 
Deutschland etwas zu lernen. Die Jugend-
lichen müssen jedoch motiviert werden, 
sich auf einen langen Ausbildungsweg 
einzulassen, in dem sie zunächst nur die 
Ausbildungsvergütung erwarten können. 
Allerdings sind gutbezahlte Helfertätigkei-
ten auf dem Arbeitsmarkt ohnehin selten, 
so dass keine attraktive Alternative zur 
Berufsausbildung mit Ausbildungsvergü-
tung besteht. Wichtig ist, dass die Jugend-
lichen in die Lage versetzt werden, in regu-
läre Ausbildungsverhältnisse zu kommen 
und sie erfolgreich zu beenden. In diesem 
Zusammenhang sind Formen wie die assi-
stierte Ausbildung oder ausbildungsbeglei-
tende Hilfen, Zusatzunterricht in Deutsch 
und sozialpädagogische Begleitung ent-
scheidende Stützen. 
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in den Förderklassen den gewünschten 
Lernerfolg hervorbringt, insbesondere 
für lernschwache oder nicht ausreichend 
alphabetisierte Schülerinnen und Schüler. 
Für sie sind außerschulische Angebote sehr 
förderlich. Eine offene Frage ist, wie sich 
die Kommunikationsfähigkeit der jungen 
Menschen am Lernort Betrieb entwickeln 
wird. Die Erfahrung zeigt, dass sich in 
einer rein deutschsprachigen Umgebung 
die Sprachkenntnisse oft überraschend 
schnell verbessern. Eine gute Begleitung 
der betrieblichen Lernorte ist dafür aller-
dings wichtig.
Es gibt Anhaltspunkte dafür, dass die 
Jugendlichen in den internationalen För-
derklassen an einer frühzeitigen Arbeits-
aufnahme interessiert sind. Einige berichte-
ten der Klassenlehrerin, sie müssten Gelder 
an Schlepper zahlen. Von anderen erwar-
tet die Familie finanzielle Unterstützung. 
Das deutsche System einer drei- bis drei-
einhalbjährigen Berufsausbildung ist ihnen 

Der Verband der Lehrer an Berufskollegs 
empfiehlt Klassengrößen von maximal 16 
Schülerinnen und Schülern. Hilfreich wäre 
Teamteaching mit zwei oder drei Lehrkräf-
ten oder eine Unterstützung, wie sie etwa 
Integrationskräfte für Schülerinnen und 
Schüler im gemeinsamen Unterricht leisten. 
Der Begleitkreis entwickelt derzeit Überle-
gungen, ehrenamtliche Hilfskräfte für die 
Begleitung des Unterrichts zu gewinnen.
Auch wegen dieser Rahmenbedingungen 
verlaufen die Lernfortschritte der jungen 
Leute langsamer als anfänglich erwartet. 
So erscheint das Ziel, binnen eines Jahres 
einen Bildungsstand zu erreichen, der dem 
Hauptschulabschluss gleichwertig wäre 
für die meisten Schülerinnen und Schüler 
unrealistisch. Der Erlass des Ministeriums 
für Schule und Weiterbildung des Landes 
Nordrhein-Westfalen (MSW NRW) sieht 
vor, dass die internationale Förderklasse 
einmal wiederholt werden kann. Allerdings 
ist fraglich, ob eine längere Beschulung 

Integration von Schülerinnen und 
Schülern aus internationalen Klassen 
in Ausbildung und Arbeit 
Von OStD Alexandra Hubenthal, Schulleiterin und 
OStR Christian Rörig, Integrationsbeauftragter, 
Richard-von-Weizsäcker-Berufskolleg Paderborn

Fachkraft von morgen, Hilfsarbeiter oder Hartz IV-Empfänger? Die Integration von Flüchtlingen in Ar-
beit und Ausbildung ist komplexer als es die allseits bekannten Phrasen formulieren. Das Paderborner 
Richard-von-Weizsäcker-Berufskolleg hat im vergangenen Schuljahr seine ersten beiden internationalen 
Klassen eingerichtet und dabei zahlreiche Erfahrungen sammeln können. Diese waren erfreulich, aber 
auch weniger schön, in jedem Fall aber aufschlussreich für die unterrichtliche Flüchtlingsarbeit in den 
kommenden Jahren. 

Die Flüchtlingsproblematik 
erreicht das Richard­von­
Weizsäcker­Berufskolleg  
Paderborn
Im November 2014, ungefähr ein Jahr 
vor dem Höhepunkt der Flüchtlingswelle 
im Herbst 2015, wurde das Richard-von-
Weizsäcker-Berufskolleg Paderborn zum 
ersten Mal mit der Flüchtlingsproblematik 
konfrontiert, und zwar in Form einer Anfra-
ge des Bonifatius-Zentrums Paderborn. 
Das Bonifatius-Zentrum ist seit über 40 
Jahren die erste Anlaufstelle in Paderborn 
für junge Migrantinnen und Migranten im 
Alter von zehn bis 16 Jahren. Doch gera-
de in den letzten Jahren suchten verstärkt 
auch über 16-jährige Zuwanderer die Bil-
dungseinrichtung für Spracherwerb und 
Integration auf, so dass die Schulleitung 

sich unter anderem auch an das Richard-
von-Weizsäcker-Berufskolleg wandte. 

Auftrag zur Bildung einer 
internationalen Klasse

Kein halbes Jahr später wurden weite Teile 
Europas von der Flüchtlingsrealität erfasst. 
Schienen die tragischen Ereignisse gestern 
noch weit weg von Deutschland, drangen 
sie umso deutlicher ins Bewusstsein der 
Bevölkerung, als die ersten Flüchtlingsströ-
me die deutschen Grenzen erreichten. An 
das Richard-von-Weizsäcker-Berufskolleg 
erging der Auftrag, zum 14.08.2015 eine 
internationale Förderklasse einzurichten. 
Da man sich bereits vorher auf diese Situa-
tion eingestellt hatte, war die organisato-
rische Einrichtung dieses neuen Bildungs-
ganges (Lehrkräfte, Räume, Schülerbe-

förderung) kein Problem. Offen hingegen 
blieben andere Fragen: was für Schülerin-
nen und Schüler kommen denn eigentlich 
auf einen zu? Wie verständigt man sich? 
Verfügen die Schüler überhaupt schon 
über Deutschkenntnisse? Wird es Proble-
me zwischen weiblichen Lehrkräften und 
männlichen Flüchtlingsschülern geben? 
Werden Religionskonflikte innerhalb des 
Unterrichts auftreten? Wie geht man mit 
eventuellen Traumata um? Wer unter-
stützt eigentlich die Lehrkräfte in den inter-
nationalen Klassen? Welche Institutionen 
sind bei der Migrations- und Flüchtlings-
arbeit beteiligt? Gibt es Netzwerke? Viele 
Fragen, viele Ungewissheiten. Um Licht in 
das Dunkel dieser zahlreichen, ungeklär-
ten Fragen zu bekommen, wandte sich 
das Richard-von-Weizsäcker-Berufskolleg 
an das in Rheda-Wiedenbrück ansässige 
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gebögen bestätigte. Zwar hatten alle Schü-
ler bereits vor der Einschulung Deutschun-
terricht erhalten, aber es herrschten große 
Leistungsunterschiede vor. Es fiel früh auf, 
dass die afghanischen Schüler insgesamt 
sehr viel offensiver auftreten und sich arti-
kulieren als zum Beispiel als die eritreischen 
Schülerinnen und Schüler. 

Vorbereitung auf  
das Betriebspraktikum

Neben der Erweiterung der Deutschkennt-
nisse war die Eingliederung in das Arbeits- 
und Ausbildungsleben das zentrale Ziel der 
Arbeit in den internationalen Klassen des 
Richard-von-Weizsäcker-Berufskollegs. 
Hierzu lernten die Schülerinnen und Schü-
ler in den Werkstattbereichen der Farb- 
und Raumgestaltung sowie Metalltechnik 
fachpraktische Kenntnisse und Fertig-
keiten. Auch im Werkstattbereich spielte 
das Erlernen der deutschen Sprache eine 
wichtige Rolle, wenn es zum Beispiel um 
die Nennung von Werkzeugen oder die 
Kenntnis der Unfallverhütungsvorschriften 
(UVV) ging. 
Überhaupt sind die Aspekte Sicherheit, 
Versicherungsschutz oder Legalität gene-
rell Bestandteil der Fragen, die Praktikums-
betriebe der Schule stellen. Da die Sorge 
der Betriebe vor eventuellen Unfällen und 
daraus resultierenden Haftungsfragen groß 
ist, wird immer wieder von deren Seite das 
Vorhandensein von einem Mindestmaß an 
Deutschkenntnissen angesprochen. Auch 
verlangen die meisten Betriebe aus Furcht 
vor illegaler Beschäftigung ein Schreiben 
der Schule, das die Durchführung eines 
Betriebspraktikums im Rahmen der Berufs-
orientierung bescheinigt. 

Um die Ziele einer beruflichen Orientierung 
sowie einer Eingliederung in den Arbeits-
markt zu erreichen, sieht die konzeptio-
nelle Arbeit vor, die Migranten zu beraten 
und bei der Praktikums- und Ausbildungs-
suche zu unterstützen, zum Beispiel bei 
der Vermittlung von Praktikumsstellen 
und der damit verbundenen Vorstellung 
in einem Betrieb. Hier ist besonders die 
Kontaktherstellung zu den Betrieben, der 
Berufsberatung der Arbeitsagentur, dem 
Jobcenter, den Kammern, den Jugendmi-
grationsdiensten sowie dem Kommunalen 
Integrationsdienst zu nennen. Zwecks Sen-
sibilisierung aller relevanten Akteure der 
regionalen Arbeitsmärkte für die Poten-
ziale und Chancen der Migranten ist die 
Öffentlichkeitsarbeit außerdem Bestandteil 
der Arbeitsmarktvorbereitung.

Die Schüler der neuen inter­
nationalen Klasse kommen an

Am 17.08.2015 war es schließlich soweit: 
die Schüler der neu eingerichteten interna-
tionalen Klasse INK51 kamen im Richard-
von-Weizsäcker-Berufskolleg an. Es han-
delte sich im wahrsten dieses Wortes um 
eine internationale Klasse, denn die Schü-
ler kommen aus Afghanistan (5), Syrien (4) 
Irak (1), Eritrea (3), Mali (1), Algerien (1), 
Marokko (1), Albanien (1) und Kasachstan 
(1). Über die Zusammensetzung der Klasse 
entscheidet nicht das Richard-von-Weiz-
säcker-Berufskolleg, sondern der Kreis 
Paderborn beziehungsweise die untere 
Schulaufsicht. 
Bereits am Einschulungstag fiel eine star-
ke Leistungsheterogenität innerhalb der 
neuen Klasse auf, die sich bei der Feststel-
lung des Sprachstandes durch spezielle Fra-

ReckenbergBerufskolleg, welches bereits 
über Erfahrung bezüglich der Einrichtung 
von internationalen Klassen verfügte. Dort 
nahm man sich viel Zeit, um die zahlrei-
chen Fragen zu beantworten und darüber 
hinaus hilfreiche Tipps und Ratschläge zu 
geben. 

Die Erstellung eines  
Konzepts für die Arbeit in 
internationalen Klassen
In einem nächsten Schritt wurde für die 
Arbeit in internationalen Klassen ein Kon-
zept erstellt, welches vier Unterrichts- 
bezie hungsweise Arbeitsschwerpunkte 
vorsieht: 
1. Vermittlung von Deutschkenntnissen 
2. Differenzierungsunterricht 
3. technische Übungen
4.  die Vorbereitung auf die Eingliederung 

in den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt. 
Den Großteil des Unterrichts macht die 
Vermittlung von Deutschkenntnissen aus. 
Im Detail zu nennen sind hier die Erwei-
terung des Wortschatzes, das Anwenden 
erarbeiteter grammatischer Formen, die 
Rechtschreibung, der Umgang mit dem 
Wörterbuch, die alltägliche Verständigung, 
der freie Sprachgebrauch in größeren 
Zusammenhängen, das Schreiben eigener 
Texte, sowie die Bereiche Hören/Verste-
hen und Lesen/Verstehen. Der Differen-
zierungsunterricht gilt als Sammelbegriff 
für Inhalte und Themen aus den Fächern 
Mathematik, Politik/Gesellschaftslehre, 
Wirtschaftslehre und Erdkunde. Da das 
Richard-von-Weizsäcker-Berufskolleg als 
technisches Berufskolleg auch über ent-
sprechende Werkstätten verfügt, sind 
technische Übungen fester Bestandteil des 
Unterrichts in den internationalen Klassen 
mit dem Ziel, berufliche Grundkenntnisse 
in den Berufsfeldern Metalltechnik sowie 
Farb- und Raumgestaltung zu erwerben. 
Die technischen Übungen sind verzahnt 
mit dem vierten konzeptionellen Arbeits-
schwerpunkt, der Vorbereitung auf die 
Integration in den heimischen Ausbildungs- 
und Beschäftigungsmarkt. Hierbei kommt 
der beruflichen Orientierung ein besonde-
rer Stellenwert zu. Die meisten Flüchtlings-
schüler haben in ihren Herkunftsländern 
bereits gearbeitet, überwiegend bereits 
im Kindesalter. Vor dem Hintergrund die-
ser berufspraktischen Erfahrungen gehen 
viele Flüchtlingsschüler davon aus, dass sie 
diese Tätigkeiten auch hier in Deutschland 
problemlos ausführen dürfen. Werden sie 
jedoch mit den arbeitsrechtlichen Regu-
larien des Ausländerrechts oder versiche-
rungs- beziehungsweise führerscheintech-
nischen Bestimmungen konfrontiert, wirkt 
dies nicht selten wie eine Art Arbeitskultur-
schock auf die jungen Arbeitsanwärter. 

Eine wirklich internationale Klasse: Schüler aus neun Nationen in der Metallwerkstatt.  
 Foto: Richard-von-Weizsäcker-Berufskolleg Paderborn 
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anstreben, aber zum Beispiel aufgrund 
von Sprachdefiziten oder ihrer Motivati-
on beziehungsweise Einstellung bezüglich 
des deutschen Ausbildungssystems noch 
nicht eingegliedert werden können. Die 
insgesamt zwischen vier bis maximal sechs 
Monate dauernde Maßnahme beginnt mit 

einer zweiwöchi-
gen Einstiegsphase 
zur Standortbe-
stimmung, in der 
Sprachkenntnisse 
in Deutsch und 
Englisch, Integra-
tionshemmnisse, 
bisherige Schulver-
läufe, schulische 
Interessen, Schlüs-
selkompetenzen 
sowie Erwartun-
gen und Wünsche 
eingeschätzt wer-
den. In dieser Ein-
gangsphase findet 
eine 40-stündige 
berufsbezogene 
Sprachförderung 
statt, danach folgt 
im Anschluss eine 

120-stündige berufsbezogene kontinuier-
liche Sprachförderung. Zwecks ganzheit-
licher Förderung sieht PerjuF mindestens 
drei Projektansätze aus den Bereichen 
Holz, Metall, Farbe und Hauswirtschaft mit 
bis zu 160 Stunden beruflicher Kenntnis-
vermittlung vor. Am Ende des PerjuF-Pro-
gramms steht die von Praktika begleitete 
betriebliche Phase zur Heranführung an 
den deutschen Ausbildungs- und Arbeits-
markt. 

Die zweite internationale 
Klasse kommt 

Als im Februar 2016 die zweite internatio-
nale Klasse INK52 im Richard-von-Berufs-
kolleg eingerichtet wurde, verfügte das 
Lehrerteam über ein halbes Jahr Unter-
richtserfahrung in einer internationalen 
Klasse und glaubte sich gut gerüstet für 
die nächste Flüchtlingsklasse. Doch schnell 
wurde den Lehrkräften bewusst, dass vie-
les in dieser zweiten internationalen Klasse 
anders war als in der ersten. Der deutlich-
ste Unterschied liegt im Alter der 15 neuen 
Schülerinnen und Schüler, die alle minder-
jährig sind und überwiegend zur Gruppe 
der unbegleiteten, minderjährigen Asyl-
bewerber gehören (UMA). Aufgrund ihrer 
Minderjährigkeit sind die Jugendlichen 
schulpflichtig und werden vom Jugendamt 
betreut, das häufig auch als deren Vor-
mund fungiert oder ausgesuchte Personen 
auswählt. Ein weiterer Unterschied zur 
ersten internationalen Klasse liegt in noch-

gen Schüler der internationalen Klasse ein 
Praktikum absolviert.
Anhand der Gespräche mit den Betrie-
ben im Rahmen der Praktikumsbesuche 
sowie den durch die Betriebe ausgefüll-
ten Praktikumsbescheinigungen lassen 
sich die Praktikumsleistungen der Schüler 

der ersten internationalen Klasse wie folgt 
zusammenfassen: 13 der 15 Praktikumsbe-
triebe sind insgesamt mit den Leistungen 
der Praktikanten zufrieden, zwei Betriebe 
bezeichnen die Leistungen als eher unter-
durchschnittlich. Vier Betriebe haben den 
Praktikanten eine Ausbildung in Aussicht 
gestellt, zwei davon unter der Voraus-
setzung eines vorher erworbenen Haupt-
schulabschlusses, ein Betrieb im Falle ver-
besserter Deutschkenntnisse. 

Wie geht es nach der inter­
nationalen Klasse weiter?

Neben den technischen Übungen und dem 
Praktikum ist die Zusammenarbeit mit der 
Agentur für Arbeit, dem Jobcenter sowie 
privaten Einrichtungen Bestandteil der aus-
bildungs- und arbeitsintegrativen Arbeit 
im Richard-von-Weizsäcker-Berufskolleg. 
So sind in der zweiten Schuljahreshälf-
te Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Arbeitsagentur, des Jobcenters sowie der 
Stiftung Bildung und Handwerk eingeladen 
worden, um mit den Schülern der interna-
tionalen Klasse über Maßnahmen nach der 
Zeit in der internationalen Klasse zu spre-
chen. Hier sind im Besonderen die Integra-
tionsprogramme PerjuF (Perspektiven für 
junge Flüchtlinge) und LennarD (Leben, 
lernen und arbeiten in Deutschland) zu 
nennen. Die von der Agentur für Arbeit 
finanzierte PerjuF-Maßnahme richtet sich 
an unter 25-jährige Flüchtlinge und Asyl-
bewerber, die eine berufliche Ausbildung 

Die Suche nach Praktikums­
plätzen für die Flüchtlings­
schüler

Die Suche nach Praktikumsstellen verlief zu 
Beginn des Schuljahres 2015/16 zunächst 
anders als erwartet. Vor dem Hintergrund 
des ständig beklagten Fachkräftemangels 
ging das Richard-von-Weizsäcker-Berufs-
kolleg zunächst davon aus, dass sich zahl-
reiche Betriebe für die neuen Flüchtlings-
schüler interessieren würden, um diese zu 
den viel beschworenen Fachkräften von 
morgen auszubilden. Dieser Run auf die 
erste internationale Klasse blieb jedoch 
aus. Also entschloss man sich, auch all-
tägliche Situationen wie zum Bespiel den 
Friseurbesuch zur Praktikumsplatzakqui-
se zu nutzen und nachzufragen, was bis 
zum heutigen Zeitpunkt schon mehrere 
Male funktionierte. Auch die Anfrage bei 
Betrieben, die innerhalb des Lehrerteams 
zum Beispiel beim privaten Hausbau hal-
fen, erwies sich als nützlich für die Bereit-
stellung von Praktikumsplätzen. Außerdem 
entschloss sich das Lehrerteam, über eine 
Pressemitteilung an die Öffentlichkeit zu 
gehen und über die Arbeit mit den neuen 
Schülerinnen und Schülern zu berichten. 
Die Berichterstattung in den örtlichen 
Tageszeitungen blieb nicht ohne Wirkung. 
Zwar meldeten sich keine Betriebe, dafür 
aber Institutionen wie etwa Jugendmigra-
tionsdienste caritativer Einrichtungen oder 
Privatpersonen, die ehrenamtlich in der 
Flüchtlingshilfe engagiert waren und wei-
tere Schülerinnen und Schüler anmelden 
wollten. Außerdem meldete sich ein ehe-
maliger Geschäftsführer eines Autohauses, 
der gerade in den Ruhestand gegangen 
war, und seine Unterstützung in der inter-
nationalen Klasse anbot. Nach einer kurzen 
Rücksprache mit der Schulleitung wurde 
diese Privatperson kontaktiert mit der 
Bitte, vorhandene Kontakte zu zahlreichen 
Betrieben und Personen der Paderborner 
Wirtschaft für die Suche nach Praktikums-
stellen zur Verfügung zu stellen. Daraufhin 
wurde eine sogenannte Ehrenamtsverein-
barung getroffen. Nach dem abgelaufe-
nen Schuljahr 2015/16 kann das Richard-
von-Weizsäcker-Berufskolleg zufrieden 
feststellen, dass die Kooperation mit dem 
engagierten Privatbürger sehr gut verlau-
fen ist, da dieser zahlreiche Praktikumsstel-
len vermittelt und Praktikumsbegleitungen 
durchgeführt hat. 
Im November 2015 wurden die ersten 
Praktika absolviert, und zwar von den als 
Gastschülern in der Berufsfachschule mit-
laufenden Schülern, da im Bildungsgang 
der Berufsfachschule Metall ein zweiwö-
chiges Betriebspraktikum vorgeschrieben 
ist. Bis zum Ende des Schuljahres haben bis 
auf eine Schülerin aus Eritrea auch die übri-

Praktische Erfahrungen gesammelt: Praktikant Jawad Sharifi aus 
Afghanistan mit Klassenlehrer Christian Rörig und Werkstattmei-
ster Eray Duysak (v.l.).
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durch die Wirtschaft, zum Beispiel in Form 
der Kammern, aber auch durch Unterneh-
men wünschenswert. An die Politik ist der 
Wunsch zu richten, die Arbeit der Lehrkräf-
te durch den verstärkten Einsatz von Schul-
sozialarbeitern zu unterstützen, damit sich 
die Lehrkräfte auf ihre Kernarbeit, nämlich 
Unterricht, konzentrieren können. 
Aus der Sicht der am Richard-von-Weiz-
säcker-Berufskolleg tätigen Kolleginnen 
und Kollegen, die nun ein Jahr lang mit 
jungen Flüchtlingen gearbeitet haben, lässt 
sich in Bezug auf die berufliche Integration 
von Flüchtlingen in Arbeit und Ausbildung 
Folgendes feststellen: in beiden internatio-
nalen Klassen finden sich junge Menschen, 
die Potenzial haben und beruflich ihren 
Weg machen werden. Die einen werden 
sich im hiesigen Arbeitsmarkt wiederfin-
den, andere ihr in Deutschland erworbe-

nes Wissen beim Wiederaufbau ihrer zer-
störten Heimatländer nutzen. Gleichzeitig 
muss man aber auch konstatieren, dass in 
Bezug auf eine berufliche Eingliederung in 
Arbeit und Ausbildung in längeren Zeiträu-
men gedacht werden muss. Ein Jahr nach 
der Ankunft in Deutschland ausbildungsreif 
zu sein, wird wohl nur in Ausnahmefällen 
vorkommen. Hier ist es ratsam, Realitäten 
wahrzunehmen und kein idealisiertes Bild 
von Flüchtlingen zu zeichnen. So wird die 
Politik etwa die Frage beantworten müs-
sen, wie sie in Zukunft mit integrations-
unwilligen Migranten umgehen möchte. 
In jedem Fall täte sie gut daran, die zahl-
reichen Bürgerinnen und Bürger, die, ob 
beruflich oder ehrenamtlich, Flüchtlings-
arbeit leisten, tatkräftig mit deutlich mehr 
Geld und Personal zu unterstützen. Dies 
gilt vor allem für die Arbeit der Schulen, die 
maßgeblich an der Integration mitwirken.

EILDIENST LKT NRW
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mit dem Fahrrad durch Paderborn gefah-
ren. Außerdem haben die Schüler gelernt, 
kleine Fahrradreparaturen durchzuführen 
und Erste Hilfe zu leisten. 

Wie geht es weiter mit der 
Integration von Flüchtlingen?

Das erste Unterrichtsjahr in den interna-
tionalen Klassen des Richard-von-Weiz-
säcker-Berufskollegs ist vorbei. Wie stellt 
sich nun der Ausblick für das kommende 
Schuljahr dar? Organisatorisch betrachtet 
ist in Zukunft eine noch stärkere Vernet-
zung beziehungsweise Kooperation aller 
in der Flüchtlingsarbeit tätigen Einrich-
tungen und Organisationen unerlässlich. 
Konkret auf die Berufskollegs und das Ziel 
der beruflichen Integration der Flüchtlinge 
bezogen ist eine stärkere Unterstützung 

mals stärker ausgeprägten Leistungsunter-
schieden. Was dem Lehrerteam außerdem 
auffiel, ist der unterschiedliche Tonfall, den 
man als Lehrkraft in den beiden internatio-
nalen Klassen anschlägt. Kann man in der 
ersten internationalen Klasse mit geradezu 
sanftem Tonfall agieren, muss man in der 
zweiten Klasse streng und konsequent auf-
treten und sprechen, damit sich die Klasse 
diszipliniert verhält. Mittlerweile hat sich 
die Situation in der zweiten internationalen 
Klasse dahin gehend stabilisiert, dass man 
mit den Schülern auch an außerunterricht-
lichen Projekten wie zum Beispiel einem 
Fahrradprojekt für Flüchtlinge teilnehmen 
konnte. Bei diesem Projekt der Bürgerstif-
tung Paderborn wurden die Schüler mit den 
hiesigen Verkehrsregeln vertraut gemacht 
und sind zusammen mit Verkehrssicher-
heitsberatern der Kreispolizei Paderborn 

Grundlagen der Fahrradreparatur: Schüler beim Reparieren eines 
Reifens. Foto: Richard-von-Weizsäcker-Berufskolleg Paderborn 

Keine Angst vor Erster Hilfe: Schüler beim Anlegen eines Verban-
des.  Foto: Richard-von-Weizsäcker-Berufskolleg Paderborn 

Es ist angerichtet. Schülerinnen und Schüler der internationalen Klasse und des techni-
schen Gymnasiums beim gemeinsamen Kochen.
 Foto: Richard-von-Weizsäcker-Berufskolleg Paderborn 
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Mit dem Auftakt dieser Veranstaltungs-
reihe für Unternehmen ist es gelun-

gen, viele Fragen zu beantworten und 
Chancen zu identifizieren. Eingeladen hat-
ten die Wirtschaftsförderungsgesellschaft 
des Rheinisch-Bergischen Kreises (RBW), 
das Jobcenter Rhein-Berg, die Industrie- 
und Handelskammer zu Köln, die Kreis-
handwerkerschaft und die Arbeitsagentur 
Bergisch Gladbach. Dass die Veranstalter 
mit dem Thema den richtigen Riecher hat-
ten, bewiesen schon die über 30 Vertrete-
rinnen und Vertreter ortsansässiger Unter-
nehmen, die sich im Rathaus der Stadt 
Wermelskirchen eingefunden hatten.
Bürgermeister Rainer Bleek begrüßte die 
Gäste und eröffnete das Programm mit 
einem Bericht über die außerordentlichen 
Herausforderungen, die das Thema Flucht 
und Asyl auf kommunaler Ebene mit sich 
bringt. Dabei unterstrich er besonders das 
überragende ehrenamtliche Engagement 
in der Bürgerschaft.

Stefan Krause, Vorsitzender der Geschäfts-
führung der Agentur für Arbeit Bergisch 
Gladbach, präsentierte im Anschluss einen 
kompakten Überblick über die aktuelle 
Entwicklung der Flüchtlingszahlen. Auch 
für den Rheinisch-Bergischen Kreis gilt, 
dass etwa 60 Prozent der Zuwanderer 

im Alter zwischen 16 und 35 Jahren sind. 
Damit haben die Themen Ausbildung und 
Studium eine hohe Priorität. 
Davor stehen jedoch neben dem Erwerb 
deutscher Sprachkenntnisse einige Hürden: 
Meist haben die jungen Zuwanderer kei-
nerlei formale Nachweise über ihren Schul-
abschluss. Selbst in den wenigen Fällen, 
wo Zeugnisse vorgelegt werden können, 
muss zunächst aufwendig die Vergleich-
barkeit mit dem deutschen Bildungssystem 
geprüft und anerkannt werden. Auch das 
System der dualen Ausbildung –für uns 
eine Selbstverständlichkeit– ist in den Her-
kunftsländern unbekannt. Aus der Per-
spektive der jungen Zuwanderer erscheint 
es zunächst unattraktiv, drei Jahre lang für 
verhältnismäßig geringes Entgelt zu arbei-
ten. Sie stehen oft unter dem Druck finan-
zieller Verpflichtungen im Zusammenhang 
mit der eigenen Flucht und dem Nach-
zug von Familienangehörigen. Es kostet 
deshalb in der Beratungsarbeit sehr viel 

Überzeugungskraft, 
dieses Prinzip zu 
vermitteln.
Dennoch, so Stefan 
Krause: „Die Men-

schen, die im Rah-
men von Flucht und 
Asyl zu uns kom-
men, stellen sehr 
wohl ein Potential dar. Sie sind aber nicht 
die kurzfristige Lösung für unseren Fach-
kräftebedarf, sondern benötigen Beglei-

tung und Qualifizierung. Wir sind der Mei-
nung: Es lohnt sich, diesen Weg mit ihnen 
zu gehen.“
An drei Themeninseln standen im Anschluss 
die Experten der vier Veranstalter sowie 
der Ausländerbehörde, des gemeinsamen 
Arbeitgeberservice und des Integration 
Point den Gästen Rede und Antwort.
Am Stand „Beschäftigung und Arbeits-
markt“ herrschte großes Interesse an den 
Unterstützungs- und Förderangeboten von 
Arbeitsagentur und Jobcenter. Stark nach-
gefragt waren die Möglichkeiten der Ein-
stiegsqualifizierung. Dieses Förderinstru-
ment als Kombination aus einem Langzeit-
praktikum (zwischen 6 und 12 Monaten 
Dauer) mit dem Besuch der Berufsschule 
und eines Sprachkurses stellt eine beson-
ders zielgruppengerechte Vorbereitung auf 
die betriebliche Ausbildung dar.
An der Themeninsel „Integration und 
Bewerbermarkt“ informierten Spezialisten 
des Integration Point über Qualifikationen 
und Potentiale der gemeldeten Bewerber. 
Auch hier spielte die Kombination von 
Beschäftigung mit flankierenden Sprach- 
und Qualifizierungsangeboten eine große 
Rolle. Verständlich wurden die rechtlichen 

Voraussetzungen für die Beschäftigung 
eines Zuwanderers als Praktikant, Auszu-
bildender oder Arbeitnehmer erläutert.

Bürgermeister Rainer Bleek eröffnet die Veranstaltung.
 Foto: Sebastian Geiger

Experten des Integration Point im Gespräch mit Unternehmern.
 Foto: Sebastian Geiger

Flüchtlinge im Arbeitsmarkt:  
Große Chancen – viele Fragen 
Von Sebastian Geiger, Steuerung SGB II, Rheinisch-
Bergischer Kreis

Die Integration von Flüchtlingen in den Arbeitsmarkt stellt Betriebe vor große Herausforderungen und 
wirft vielfältige Fragen auf. Unter welchen Voraussetzungen dürfen Flüchtlinge einer Beschäftigung nach-
gehen? Wie können Flüchtlinge in Arbeit und Ausbildung integriert werden? Welche Fördermöglichkei-
ten gibt es für Betriebe? Dies sind nur einige Fragen, auf die die Unternehmen im Rheinisch-Bergischen 
Kreis Antworten erhalten sollen. 
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großer Bedeutung. Eine sinnvoll aufeinan-
der abgestimmte Zusammenarbeit dieser 
Akteure ist ein guter Schritt. Wir wollen 
auch weiterhin gemeinsam daran arbei-
ten diese Koordination auszubauen, um 
sowohl die Arbeitgeberseite adäquat zu 
unterstützen, als auch Flüchtlingen einen 
guten Start im Rheinisch-Bergischen Kreis 
zu ermöglichen.“
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Interesse und große Einsatzbereitschaft der 
Arbeitgeber in dem Bestreben, die Chan-
cen der aktuellen Situation zu nutzen.
So lautet das Fazit von Volker Suermann, 
Geschäftsführer der Rheinisch-Bergischen 
Wirtschaftsförderungsgesellschaft: „Im 
Rahmen der Veranstaltung ist deutlich 
geworden, dass der Bedarf der Unter-
nehmen vor allem auf konkrete Fragen 
zur Umsetzung in der Praxis abzielt. Eine 
pragmatische Hilfestellung von Seiten der 
Akteure im Bereich Integration von Flücht-
lingen in den Arbeitsmarkt ist daher von 

Der dritte Bereich befasste sich unter der 
Überschrift „Sprachangebote“ mit Erläu-
terungen zu den unterschiedlichen Kur-
sen, die derzeit in Wermelskirchen und im 
übrigen Kreisgebiet verfügbar sind. Haupt-
anliegen der Unternehmensvertreter war 
hier, sich einen Überblick über die Klassi-
fizierung des Sprachniveaus sowie die Ver-
fügbarkeit von ortsnahen Kursangeboten 
zu verschaffen. 
Deutlich war bei allen Fragestellungen 
einerseits ein erhebliches Informationsbe-
dürfnis, andererseits auch weiterhin hohes 

Auf der Suche nach Pflegefamilien bietet der Märkische Kreis in Zusammenarbeit mit Plan B Ruhr e.V. und der Stiftung Evangelische 
Jugendhilfe Menden Schulungen für interessierte Familien, Paare oder Alleinstehende, die unbegleiteten minderjährigen Flüchtlin-
gen ein neues Zuhause geben möchten, an. Erfahrungsberichte der betroffenen Familien zeigen, dass dies ein sinnvoller Weg ist, 
unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen in Deutschland zu einem neuem Zuhause zu verhelfen. Sozialpädagogin Silke Hufenbach 
vom Fachdienst Soziale Hilfen stellt fest, dass die Jugendlichen, die bisher in Pflegefamilien untergebracht werden konnten, nicht 
nur rasante Fortschritte in ihren Deutschkenntnissen und ihrer schulischen Entwicklung machen, sondern sich insgesamt schneller 
in die deutsche Gesellschaft integrieren. Aufgrund der guten Erfahrungen sucht der Märkischer Kreis in Zusammenarbeit mit der In-
terkulturellen Kinder und Jugendhilfe Plan B aus Bochum und der Stiftung Evangelische Jugendhilfe Menden weitere Pflegefamilien 
für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge.

Pflegefamilien für unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge im Märkischen Kreis gesucht 

Dass ich mit über 60 Jahren noch 
mal Mutter werde, habe ich nicht 

gedacht“, lacht Sigrid Mischnick und 
streicht ihrem dreizehnjährigen Pflege-
sohn Bahram über die Wange. Bahram 
ist gemeinsam mit seinem jetzt sechzehn-
jährigen Bruder Alham aus Afghanistan 
geflohen und gehört zu den unbegleiteten 
Flüchtlingskindern und Jugendlichen in 
Obhut des Jugendamtes des Märkischen 
Kreises. Die Familie Mischnick aus Schalks-
mühle hat spontan ihre Hilfe angeboten, 
als die Flüchtlingswelle im letzten Herbst 
auch den Märkischen Kreis erreicht hat. 

„Wir wollen ande-
ren Familien Mut 
machen, ebenfalls 
jugendliche Flücht-
linge aufzuneh-
men, und bewusst 
ein Zeichen set-
zen“, sagt Diakon 
Andreas Mischnick. 
Sieben Jahre als 
Missionar in Afri-
ka – gemeinsam 
mit seiner Frau 
hat er in Tansania 
ein psychiatrisches 
Krankenhaus und 
später während 
des Bürgerkriegs in 
Ruanda im Auftrag 
einer großen Hilfs-

organisation zwei Flüchtlingscamps gelei-
tet – hat die ganze Familie geprägt. Jetzt 
sind die Kinder aus dem Haus und haben 
schon eigenen Nachwuchs. Die Leitung 
des benachbarten Pflegeheims hat Sohn 
Steffen übernommen. Die Mischnicks hät-
ten es nun eigentlich mal ruhiger angehen 
können. Doch das Bedürfnis, jugendlichen 
Flüchtlingen einen Schutzraum zu bieten, 
in dem sie Frieden und Ruhe finden kön-
nen, war offenbar größer. „Natürlich hat-
ten wir viele Fragen und auch Zweifel und 
Sorgen“, sagt der Diakon und meint dabei 
auch die muslimische Religionszugehörig-

keit vieler Flüchtlinge. „Ein Junge, der mich 
als Frau nicht als Autoritätsperson akzep-
tiert, wäre mir nicht in Haus gekommen“, 
macht Sigrid Mischnick klar deutlich. Ihre 
Befürchtungen wurden entkräftet. Sie 
erlebt Alham und Bahram inzwischen als 
deutliche Bereicherung für ihr Familien-
leben. „Sie machen das Leben bunter“, 
sagt sie.
Mischnicks raten Paaren, Familien oder 
Alleinstehenden, die mit dem Gedanken 
spielen, einem Flüchtlingskind eines neues 
zuhause zu geben, die Schulung für Pfle-
geeltern unbedingt mitzumachen. Sie ver-
pflichte zu nichts, beantwortet aber viele 
Fragen und Unsicherheiten. „Natürlich 
wollen Pflegeeltern wissen, worauf sie 
sich einlassen: Was sind das für Kinder? 
Was kann uns passieren? Wie gehen wir 
mit einem traumatisierten Flüchtling um? 
Diese Fragen stehen in den Gesprächen 
immer im Raum“, weiß Sozialpädagogin 
und Familientherapeutin Gülseren Çelebi. 
Sie ist Geschäftsführerin des Vereins Plan B 
Ruhr e.V., der die Pflegefamilie Mischnick 
in Schalksmühle betreut, und verfügt über 
langjährige Erfahrungen auf dem Gebiet 
der Migrationssozialarbeit insbesondere 
in den Bereichen ambulante erzieherische 
Hilfen, interkulturelle Kompetenz sowie 
interkulturelle Öffnung. 
Im Sinne einer multikulturell geprägten 
Gesellschaft ist es ihr wichtig, auch Fami-
lien anzusprechen, die selber einen Migra-

„

 Foto: Fotolia - Lydia Geissler
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denkt er schon an seine Zukunft: Arzt zu 
werden, ist sein Traum. Aber er bleibt auch 
pragmatisch, falls das nicht klappen sollte.
Voraussetzungen für die Unterbringung 
von unbegleiteten minderjährigen Flücht-
lingen (UMF) sind die Teilnahme an einer 
Schulung sowie der Nachweis von ausrei-
chendem Wohnraum. Die Bereitschaft zur 
Zusammenarbeit mit anderen Beteiligten 
wie zum Beispiel Jugendamt, Vormund, 
Netzwerke sollte ebenso vorhanden sein 
wie ausreichend Zeit für die Betreuung und 
Erziehung der Schutzbefohlenen. Die Vor-
lage eines erweiterten polizeilichen Füh-
rungszeugnisses ist zwingend erforderlich.
Die Erziehungsleistung der Pflegeeltern 
wird durch ein Pflegegeld honoriert. Auch 
der Unterhalt der minderjährigen Flüchtlin-
ge wird finanziert.
Familien, die Interesse an der Aufnahme 
von unbegleiteten minderjährigen Flücht-
lingen haben und sich entsprechend bera-
ten und schulen lassen möchten, können 
sich an Plan B Ruhr e.V., Dr. Edgar Salazar, 
Tel.: 0234/45966932, e.salazar@planb-
ruhr.de, das Jugendamt des Märkischen 
Kreises, Silke Hufenbach, Tel.: 02351/966-
6600, s.hufenbach@maerkischer-kreis.de 
und das Jugendamt der Stadt Lüdenscheid, 
Stefanie Dittmar, Tel.: 02351/17-1635, 
stefanie.dittmar@luedenscheid.de wen-
den. 
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beobachtet, dass Flüchtlingskinder sehr 
bedacht darauf sind, sich anzupassen und 
keine Fehler zu machen. Die Trennung 
von Eltern, Freunden und der vertrauten 
Umgebung, die Angst vor und während 
der Flucht, die Strapazen, die Sorge um die 
Familie – die Flucht war nicht nur finanzi-
ell eine zu hohe Investition, um den Erfolg 
leichtfertig aufs Spiel zu setzen. Zugleich 
sind sie sehr motiviert, die Sprache zu ler-
nen, Freunde zu finden und schulisch wei-
terzukommen. Sie haben keine Alterna-
tive. Die meisten von ihnen kommen aus 
intakten Familien und sehnen sich auch in 
Deutschland nach familiären Strukturen, 
die ihnen Sicherheit geben. So auch Alham 
und Bahram. Sie sind dankbar, dass sie von 
den Mischnicks so herzlich aufgenommen 
wurden.
Alham berichtet, dass sie vor der drohenden 
Rekrutierung durch die Taliban aus Afgha-
nistan geflohen seien. Die Familie lebt in 
der Nähe von Kundus und wurde von der 
Terrormiliz der Taliban massiv unter Druck 
gesetzt. Da sie sich aus Kampfhandlungen 
zwischen Regierung und Taliban heraus-
halten will, sah sie – so Alham – nur den 
Ausweg der Flucht der beiden Söhne. Bei 
seiner Pflegefamilie in Deutschland genießt 
Alham besonders die Sicherheit. Die Häu-
ser werden nicht verriegelt. Er kann sich 
auf der Straße frei bewegen. Und Alham ist 
hoch motiviert. Während sein dreizehnjäh-
riger Bruder im Hier und Jetzt lebt, Deutsch 
lernt, Freunde findet und Fußball spielt, 

tionshintergrund haben und Verantwor-
tung in ihrem neuen Heimatland überneh-
men wollen. Plan B stehe für eine „Kultur-
sensible Unterbringung“ der betroffenen 
Kinder- und Jugendlichen unabhängig 
von der Herkunft der Pflegefamilien, ob 
Deutsch oder nicht Deutsch. „In unseren 
Schulungen werden rechtliche, psycho-
logische und kulturelle Aspekte in unter-
schiedlichen Seminareinheiten behandelt, 
um interessierten Familien ein möglichst 
ganzheitliches Bild für ihre neue Aufgabe/
Rolle vermitteln“, führt die Familienthera-
peutin aus. Die Beratung und Begleitung 
der Pflegeeltern und ihrer Pflegekinder 
erfolgt über die Schulung und Vermittlung 
hinaus bis zur Beendigung des Pflegever-
hältnisses.
Plan B Ruhr ist Mitglied im Verbund West-
fälischer Pflegefamilien (WPF) und besteht 
aus einem multiprofessionellen Team mit 
210 hauptamtlichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern aus 30 Herkunftsnationalitä-
ten, die über 40 Sprachen sprechen. „Es 
ist schon eine sehr große Entlastung, wenn 
man als Pflegeeltern die Erfahrung macht: 
Wir sind nicht allein. Um bestimmte Auf-
gaben müssen wir uns nicht kümmern“, 
sagt Andreas Mischnik. Er versteht sich 
gut mit dem Psychologen und Experten für 
interkulturelle Psychologie Dr. Edgar Sala-
zar vom WPF, der die Geschwister Barahm 
und Alham psychologisch betreut und die 
Familie mit Blick auf kulturelle Unterschie-
de in Erziehungsfragen berät. Dr. Salazar 

Medien-Spektrum: Aktuelle Pressemitteilungen

Übernahme der Unterkunfts­
kosten für Flüchtlinge durch 
den Bund: Wichtiger erster 
Schritt zur Entlastung der 
Kreise

Medieninformation vom 17. Juni 2016

„Die Übernahme der Unterkunftsko-
sten für anerkannte Flüchtlinge durch 
den Bund ist ein wichtiger erster Schritt 
zur Entlastung der Kreise“, unterstreicht 
Hauptgeschäftsführer Dr. Martin Klein 
das in der gestrigen Ministerpräsidenten-
konferenz verhandelte Teilergebnis hin-
sichtlich der Flüchtlingskosten.
Die Spitzen der Länder hatten sich mit 
Bundeskanzlerin Angela Merkel darauf 
verständigt, dass der Bund die Kosten der 
Unterkunft für anerkannte Flüchtlinge für 
drei Jahre übernimmt. Damit werden die 
Kreise und kreisfreien Städte, die anson-

sten den Großteil der Unterkunftskosten 
nach dem SGB II (Hartz IV) tragen müssen, 
im Jahr 2016 um 400 Millionen, im Jahr 
2017 um 900 Millionen und im Jahr 2018 
um 1,3 Milliarden Euro entlastet. „Sollte 
sich herausstellen, dass die Unterkunfts-
kosten höher ausfallen, gehen wir davon 
aus, dass die Leistung des Bundes entspre-
chend angepasst wird. Denn aufgrund der 
vom Bund deutlich beschleunigten Asyl-
verfahren und der Anerkennungsquote 
von etwa 50 Prozent rechnen wir nur in 
NRW mit kommunalen Unterkunftskosten 
von insgesamt bis zu 450 Millionen Euro 
allein in diesem Jahr“, so Klein weiter. Zu 
gegebener Zeit müsse auch die Befristung 
der Kostenübernahme auf drei Jahre neu 
erörtert werden.
Der Landkreistag NRW (LKT NRW) hatte 
seit Monaten die Übernahme der flücht-
lingsbedingten Unterkunftskosten nach 
dem SGB II durch den Bund gefordert. 

Erst in der zurückliegenden Woche hatten 
die NRW-Landräte darüber in Berlin mit 
Kanzleramtsminister Peter Altmaier, Bun-
dessozialministerin Andrea Nahles und 
Bundesinnenminister Thomas de Maizière 
intensiv diskutiert. „Die Gespräche mit den 
verantwortlichen Bundespolitikern waren 
zielführend“, begrüßte Klein das Teiler-
gebnis der Konferenz. Jetzt müssten mög-
lichst schnell die Details zur Umsetzung 
geklärt werden, auch hinsichtlich einer 
Nachsteuerung bei abweichender Kosten-
entwicklung. Zu bedauern sei allerdings, 
dass es noch keine Einigung hinsichtlich 
der weiteren den Kommunen und den 
Ländern entstehenden Integrationskosten 
gegeben habe, so zum Beispiel in Bezug 
auf unbegleitete minderjährige Flüchtlin-
ge. Hier handele es sich um eine gesamt-
staatliche Aufgabe, an deren finanzieller 
Bewältigung der Bund zu einem deutlich 
höheren Anteil zu beteiligen sei.
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Appell der kommunalen 
Spitzenverbände an NRW­
Verfassungskommission – 
Streit über Wahlrecht  
darf Fortschritte für die 
Kommunen nicht gefährden

Medieninformation vom 24. Juni 2016

Die kommunalen Spitzenverbände fordern 
die NRW-Verfassungskommission und die 
Landtagsfraktionen eindringlich auf, durch 
Auseinandersetzungen um die Änderung 
des Wahlalters bei Landtagswahlen Fort-
schritte in der Verfassung zugunsten der 
Kommunen nicht zu gefährden.
„Die Kommunen in Nordrhein-Westfalen 
haben an die Verfassungskommission 
und ihre abschließenden Ergebnisse, die 
am Montag erzielt werden sollen, große 
Erwartungen geknüpft. Städte, Kreise 
und Gemeinden benötigen dringend eine 
sichere Finanzausstattung. Deshalb müs-
sen die Kommunen bei der Umsetzung 
der Schuldenbremse ebenso vor zusätz-
lichen Kosten geschützt werden wie bei 
neuen Aufgaben, die der Bund beschließt 
und die von den Kommunen ausgeführt 
werden sollen. Fortschritte zugunsten der 
Kommunen in der Verfassungskommissi-
on dürfen nicht gekoppelt werden an das 
Wie eines künftigen Landeswahlrechts. 
Die Kommunen dürfen am Ende nicht 
mit leeren Händen dastehen“, fordern 
die Hauptgeschäftsführer von Städte-
tag NRW, Helmut Dedy, Landkreistag 
NRW, Dr. Martin Klein, und Städte- und 
Gemeindebund NRW, Dr. Bernd Jürgen 
Schneider.
Die kommunalen Spitzenverbände 
befürchten eine Konsolidierung des Lan-
deshaushaltes auf dem Rücken der Kom-
munen und fordern deshalb, dass die 
finanzielle Mindestausstattung der Kom-
munen in der Landesverfassung abgesi-
chert wird. Um den Kommunen bei Ein-
führung der Schuldenbremse wirksamen 
Schutz zu gewähren, müsste der bisher in 
der Landesverfassung zugunsten des Lan-
des festgeschriebene Leistungsfähigkeits-
vorbehalt in Artikel 79 Satz 2 gestrichen 
werden. Im Bereich des Konnexitätsprin-
zips kann das Land den Schutz der Kom-
munen nach Einschätzung der kommuna-
len Spitzenverbände dadurch erweitern, 
dass in Artikel 78 Abs. 3 der Landesverfas-
sung bundes- und europarechtlich über-
tragene Aufgaben einbezogen werden. 
Die kommunalen Spitzenverbände sind 
bislang unzufrieden mit dem Verlauf der 
Beratungen in der Verfassungskommis-
sion. Das Gremium wurde im Jahr 2013 
vom Landtag eingesetzt, um die Verfas-

sung des Landes NRW zu überprüfen und 
Vorschläge für eine moderne, zukunfts-
fähige Verfassung zu erarbeiten. Erklär-
tes Ziel war auch die Weiterentwicklung 
der kommunalen Selbstverwaltung in der 
Landesverfassung. 

Finanzausschuss im Kreis 
Unna – Landkreistag NRW 
zum Bundesteilhabegesetz: 
Teils Licht, teils Schatten

Medieninformation vom 29. Juni 2016

Düsseldorf/Unna – Der gestern vom Bun-
dekabinett beschlossene Entwurf zum 
Bundesteilhabegesetz sorgte bei der Sit-
zung des Finanzausschusses des Land-
kreistages NRW im Kreis Unna für inten-
sive Diskussionen.
„Wir befürworten grundsätzlich das vom 
Gesetzentwurf verfolgte moderne Teil-
haberecht für Menschen mit Behinderun-
gen. Die Kreise stehen allerdings mit einer 
Vielzahl sozialer Aufgaben unter starken 
finanziellen Belastungen“, betonte der 
Ausschussvorsitzende, Landrat Frank 
Beckehoff, Kreis Olpe. „Gerade deshalb 
sehen wir die finanziellen Chancen des 
Entwurfs zum Bundesteilhabegesetz – 
und das, obwohl dieses Gesetz deutlich 
teurer werde. „Es ist richtig: Der Entwurf 
enthält keine hinreichenden Maßnahmen, 
um die heutige Ausgabendynamik in der 
Eingliederungshilfe zu bremsen.“ Es seien 
sogar an mehreren Punkten neue Ausga-
bendynamiken zu befürchten. Es ergäben 
sich damit auch Mehrbelastungen auf 
kommunaler Ebene. Der allergrößte Teil 
der zu erwartenden Mehrkosten beim 
Bundesteilhabegesetz werde langfristig 
jedoch auf den Bund sowie die Länder 
entfallen. Denn der Bund trage beträcht-
liche Kosten über die Grundsicherung bei 
Erwerbsminderung, während die Länder 
den Kommunen über das Konnexitäts-
prinzip („wer bestellt, bezahlt“) kostener-
stattungspflichtig würden. Zu begrüßen 
sei, dass im nun beschlossenen Entwurf 
für die örtliche Bestimmung des zuständi-
gen Leistungsträgers das Herkunftsprinzip 
gelten werde.
Der Entwurf zum Bundesteilhabegesetz 
soll die Teilhabe und Selbstbestimmung 
von Menschen mit Behinderung stärken. 
Er sieht unter anderem vor, die Eingliede-
rungshilfe in das Sozialgesetzbuch IX zu 
überführen. Im neuen Gesetz soll rechtlich 
nicht mehr zwischen ambulanten und sta-
tionären Wohnformen unterschieden wer-
den. „Auf welcher Basis hier Leistungen 
gewährt werden sollen, ist – auch nach 

den jüngsten Änderungen – noch völlig 
unklar“, so Landrat Beckehoff. Ebenfalls 
kritisiert wurde, dass die Ansprüche von 
Menschen mit Behinderung in der Pfle-
geversicherung verkürzt bleiben sollen. 
Dies sei diskriminierend und das Gegenteil 
von Inklusion, also der Gleichstellung von 
Menschen mit und ohne Behinderung. 
Der Landkreistag NRW fordert seit lan-
gem, diese Anspruchsverkürzung aufzu-
heben. 

Kongress Kommunale Wirt­
schaftsförderung NRW 2016 
in Dortmund – Wie kann 
Wirtschaft richtig gefördert 
werden?

Medieninformation vom 30. Juni 2016

Die Unterstützung des Mittelstandes bei 
der Digitalisierung, die Integration von 
Flüchtlingen in den Arbeitsmarkt und die 
Förderung von mehr Existenzgründun-
gen – das sind die aktuell wichtigsten 
Herausforderungen für die Kommunale 
Wirtschaftsförderung NRW (KW NRW), 
ein Zusammenschluss der kommunalen 
Wirtschaftsförderer aus den Städten, Krei-
sen und Gemeinden in NRW. Im Rahmen 
des jährlichen Kongresses Kommunale 
Wirtschaftsförderung NRW haben am 
30. Juni rund 100 Wirtschaftsförderer 
aus ganz Nordrhein-Westfalen mit dem 
Wirtschaftsminister des Landes Nord-
rhein-Westfalen, Garrelt Duin, über die 
wirtschaftspolitische Ausrichtung im Land 
Nordrhein-Westfalen diskutiert. Eingangs 
machte Hans-Jürgen Petrauschke, Landrat 
des Rhein-Kreises Neuss und Vorsitzender 
der Kommunalen Wirtschaftsförderung 
NRW (KW NRW), die wichtigsten politi-
schen Positionen der Kommunalen Wirt-
schaftsförderung NRW deutlich.
Gerade für die kommunalen Wirtschafts-
förderer ist die Vergabe von Gewerbeflä-
chen ein wichtiger Faktor zur Ansiedlung 
von Unternehmen. Der Entwurf des Lan-
desentwicklungsplans traf hier auf deut-
liche Kritik. Die vorgesehene Flexibilisie-
rung bei der Verfügbarkeit von Gewerbe-
flächen sei wesentlich zu niedrig angesetzt 
und führe zu einem fatalen Ergebnis: „Es 
kann nicht sein, dass Kommunen ansied-
lungswilligen Unternehmen keine Gewer-
beflächen anbieten können“, betonte 
Hans-Jürgen Petrauschke.
Lob und Kritik erhielt die Initiative Allianz 
Wirtschaft und Arbeit 4.0, bei der die vier 
beteiligten Landesministerien, Industrie- 
und Handelskammer NRW, Unternehmer 
NRW, der Deutsche Gewerkschaftsbund 
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Allgemeines

Kreistag beschließt  
Integrationskonzept des 
Rhein­Sieg­Kreises 
Der Kreistag des Rhein-Sieg-Kreises hat 
in seiner Sitzung vom 29. Juni 2016 das 
Integrationskonzept beschlossen. Es rich-
tet sich an alle Menschen im Rhein-Sieg-
Kreis, an die neu Zugewanderten wie die 
bereits hier Lebenden. Das Integrations-
konzept ist eine Art „Leitfaden“ für Alle. 
Es wird ständig weiterentwickelt, damit 
die Integration im Rhein-Sieg-Kreis auf 
allen Ebenen gelingt.
„Überall dort, wo Menschen zusam-
menleben, findet ein Austausch darüber 
statt, wie der Alltag zu gestalten ist und 
ein Miteinander stattfindet“, heißt es in 
der Präambel zum Integrationskonzept. 
„Integration ist ein Schlagwort für etwas, 
was bei uns im Rhein-Sieg-Kreis schon 
immer gelebt wurde und gesellschaftliche 
Normalität ist“, fassen Landrat Sebastian 
Schuster und Hermann Allroggen, Sozi-
aldezernent des Rhein-Sieg-Kreises, die 
über die Jahre gemachten Erfahrungen im 
Kreis mit Integration zusammen.
„Selbstverständlich wissen die Menschen 
in den Städten und Gemeinden am besten, 
was erforderlich ist. Die Kreisverwaltung 
steht ihnen zur Seite und unterstützt dort, 
wo Unterstützung wünschenswert und 
notwendig ist“, umreißen Landrat Seba-
stian Schuster und Hermann Allroggen 
die Aufgabe der Kreisverwaltung und des 
Kommunalen Integrationszentrums (KI) 
im Zusammenspiel mit allen an der Inte-
gration Beteiligten.
In zahlreichen Gesprächen und Arbeits-
gruppen mit Vertreterinnen und Vertre-
tern der Kommunen, der Wohlfahrtsver-
bände, den Jugendmigrationsdiensten, 
Bildungseinrichtungen, ehrenamtlich 
Organisierten und der Polizei ist das jetzt 

abgestimmte Integrationskonzept ent-
wickelt worden. Es versteht sich als Stra-
tegiekonzept und Leitlinie für die Inte-
grationsarbeit im Rhein-Sieg-Kreis. Ent-
sprechend seiner Leitziele sollen durch 
die Kreisverwaltung – in Zusammenarbeit 
und im regelmäßigen Dialog mit allen 
Akteuren der Integrationsarbeit – Dienst-
leistungen für die kreisangehörigen Kom-
munen und deren Bürgerinnen und Bürger 
erbracht werden.  Dabei soll das Verständ-
nis für Integration als Querschnittsaufga-
be, die viele Akteure und Handlungsfelder 
mit einbezieht, gefördert werden.
Zu seinen Handlungsfeldern gehören Bil-
dung, Ausbildung, Arbeit, Wirtschaft, 
Integration in den Alltag, interkulturelle 
Öffnung und bürgerschaftliches Engage-
ment. Die Kontrolle der Umsetzung, die 
prozesshafte Weiterentwicklung sowie die 
weitere Verankerung der Themen, obliegt 
dem Arbeitskreis (AK) Integration. Ihm 
gehören die Kommunen, Wohlfahrtsver-
bände, die Jugendmigrationsdienste und 
die Polizei an. Die Steuerung des Integra-
tionsprozesses im Kreisgebiet gestaltet das 
Kommunale Integrationszentrum (KI) in 
der Siegburger Kreisverwaltung gemein-
sam mit seinen Kooperationspartnern in 
den Städten und Gemeinden. Wichtige 
Akteure für die Umsetzung der Integra-
tion sind beispielsweise die Schulen mit 
Deutschfördergruppen und Internationa-
len Förderklassen.   
Wegen der Einrichtung eines Kommunalen 
Integrationszentrums war der Rhein-Sieg-
Kreis von der Bezirksregierung Arnsberg 
mit der Erstellung eines Integrationskon-
zepts beauftragt worden; diese Aufgabe 
hat er jetzt umgesetzt. Dabei wurde das 
bereits bestehende Integrationskonzept 
von 2011 fortgeschrieben und baut auf 
bestehende und tragfähige Strukturen 
und Projekte vor Ort auf.
Informationen zur Integration im Rhein-
Sieg-Kreis gibt es auf dem Integrations-

portal: www.integrationsportal-rhein-
sieg-kreis.de.  
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Geodatenportal EN  
macht bekannte Angebote 
mit neuer Technik
Bereits seit mehr als sieben Jahren haben 
Internetnutzer die Chance, den Ennepe-
Ruhr-Kreis aus verschiedensten Perspekti-
ven zu entdecken und auf vielfältige Infor-
mationen zuzugreifen. Die Kreisverwal-
tung hat dazu auf ihrem Online-Angebot 
(www.en-kreis.de) eine Vielzahl von Kar-
ten, Luftbildern und Daten zur Verfügung 
gestellt. 
Um den wachsenden Anforderungen 
gerecht zu werden, hat die Kreisverwal-
tung ihr Geodatenportal jetzt technisch 
grundlegend überarbeitet. Nach Start der 
„Web Auskunft“ und dem Erscheinen 
einer Übersichtskarte des Kreisgebietes 
haben die Nutzer nach wie vor die Mög-
lichkeit, sich über die Auswahl verschie-
dener Navigations-Buttons innerhalb der 
Karte zu bewegen oder aber über die 
„Ortssuche“ direkt nach einer Adresse zu 
suchen. Anschließend können über den 
Karteireiter „Sichtbarkeiten“ weitere Foli-
en zu den unterschiedlichsten Thematiken 
hinzugeschaltet werden. Hierbei handelt es 
sich zum einen um allgemeine Geobasisin-
formationen wie die Katasterdarstellung, 
topografische Karten, Höhenlinien und 
Luftbilder, zum anderen um Auszüge aus 
Fachdaten zu Gewässern und Biotopen, 
Jagdbezirken  und Landschaftsplänen. 
Somit hat der Nutzer zahlreiche Varianten 
für ihn relevante Informationen miteinan-
der zu kombinieren.
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und Wissenschaftler die Innovationskraft 
und Wettbewerbsfähigkeit von Unterneh-
men im Land verbessern wollen. Der Vor-
stoß sei generell begrüßenswert, jedoch 
fehle die kommunale Ebene bei der Allianz 
völlig, betonte Hans-Jürgen Petrauschke. 
Ebenfalls ein Thema mit großer Tragweite: 
Der Flüchtlingsandrang des Jahres 2015. 
Er berge gleichermaßen Herausforderun-
gen bei der Integration wie Chancen. Es 
gebe einige Regionen in NRW, die sehr an 

Fachkräften interessiert seien und zudem 
demographisch schrumpften, sagte Hans-
Jürgen Petrauschke. 
Im weiteren Tagungsverlauf trug Prof. 
Dr. Michael ten Hompel vom Fraunhofer 
Institut Dortmund zum Thema Digitali-
sierung – Herausforderung für die kom-
munale Wirtschaftsförderung vor. Bei 
diesem Vortrag stand insbesondere die 
Entwicklung zur Wirtschaft 4.0 und die 
Handlungsmöglichkeiten für die kommu-

nalen Wirtschaftsförderer im Mittelpunkt. 
Weitere Tagungsredner kamen aus den 
Reihen des Bundesamtes für Migration 
und der Bundesagentur für Arbeit zum 
Thema Integration von Flüchtlingen sowie 
vom Verband VWE NRW und dem Institut 
für Mittelstandsforschung in Bonn zum 
Thema Unternehmensgründungen.
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ne Handlungsfelder, wie beispielsweise 
Arbeitsmarkt, Wohnen, Kultur, Freizeit 
oder Mobilität, erarbeitet werden. Am 
06.10.2016 findet im Siegburger Kreis-
haus ein öffentliches Inklusions-Forum 
statt. Dann werden die ersten Ergebnis-
se präsentiert; diese sollen im Gespräch 
mit den Teilnehmenden des Inklusions-
Forums ergänzt und weiter konkreti-
siert werden. Fertig gestellt sein soll der 
Aktionsplan bis Ende Juni 2017. Letztlich 
soll er kein abgeschlossener Plan sein, 
sondern seine Ziele, Maßnahmen und 
Strukturen sollen – angepasst an weitere 
Entwicklungen – stetig fortgeschrieben 
werden. Die Entscheidung hinsichtlich der 
schrittweisen Umsetzung der gemeinsam 
erarbeiteten Handlungsempfehlungen 
und Maßnahmen obliegt dem Kreistag 
und den Fachausschüssen.
Damit der Fahrplan eingehalten und die 
Vernetzung zwischen StadtRaumKonzept 
sowie allen Beteiligten gelingt, koordiniert 
eine Lenkungsgruppe den gesamten Pla-
nungsprozess. Sie setzt sich aus Vertre-
terinnen und Vertretern des Ausschusses 
für Inklusion und Gesundheit des Rhein-
Sieg-Kreises und der Kreisverwaltung des 
Rhein-Sieg-Kreises zusammen.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 7-8/Juli-August 2016  13.60.10

Anzahl der Beschäftigten  
im öffentlichen Dienst leicht 
rückläufig 
Mitte 2015 waren im öffentlichen Dienst 
in Nordrhein-Westfalen insgesamt 795 
545 Personen beschäftigt (ohne Bundes-
bedienstete); das waren 0,2 Prozent weni-
ger als ein Jahr zuvor. Wie Information 
und Technik Nordrhein-Westfalen als sta-
tistisches Landesamt mitteilt, erhöhte sich 
die Zahl der Vollzeitbeschäftigten um 0,2 
Prozent auf 540 175, während sich die der 
Teilzeitbeschäftigten um 0,9 Prozent auf 
255 370 verringerte.
Das Land Nordrhein-Westfalen war Ende 
Juni 2015 mit 332 010 Personen (-1,2 
Prozent) weiterhin der größte Arbeitge-
ber im öffentlichen Dienst, gefolgt von 
den Gemeinden und Gemeindeverbänden 
mit 302 545 Beschäftigten (+0,3 Prozent). 
Drittgrößter Arbeitgeber waren die recht-
lich selbstständigen Einrichtungen unter 
Landesaufsicht (zum Beispiel staatliche 
Universitäten), die zusammen 113 610 
Personen (+1,2 Prozent) beschäftigten.  
In der vorliegenden Statistik werden die 
im öffentlichen Dienst beschäftigten Per-
sonen (Kopfzahl) jeweils zum Stichtag 30. 
Juni betrachtet; im Haushaltsplan des Lan-
des Nordrhein-Westfalen wird hingegen 
die Zahl der Stellen ausgewiesen. 

und Zuwanderung im Ennepe-Ruhr-Kreis, 
die Integration von Flüchtlingen in den 
Arbeitsmarkt sowie das Förderprogramm 
„Komm-An-NRW“ informieren.
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Arbeit und Soziales

Breites Fundament für den 
„Aktionsplan Inklusion“ im 
Rhein­Sieg­Kreis
Inklusion – die gleichberechtigte, selbst-
bestimmte Teilhabe von Menschen mit 
körperlichen oder seelischen Einschrän-
kungen ist in aller Munde. Wie aber kön-
nen die Vorgaben der UN-Behinderten-
rechtskonvention im Alltag der Menschen 
umgesetzt werden? Welche Barrieren in 
den Köpfen und ganz konkrete Barrieren 
im Straßenbild, in Bussen, Behörden, Bro-
schüren, im Kultur- und Freizeitleben gilt 
es abzubauen, um offene, leichte Zugän-
ge zu ermöglichen?
Um nachhaltige Lösungen für diese Fra-
gen zu erarbeiten, ist der „Aktionsplan 
Inklusion“ des Rhein-Sieg-Kreises ins 
Leben gerufen worden. „Die Umset-
zung der Inklusion ist ein Prozess, der auf 
einem breiten Fundament fußen muss. 
Nur so kann wirksam und nachhaltig die 
gleichberechtigte Teilhabe von Menschen 
mit Behinderungen gelingen“, erläutert 
Landrat Sebastian Schuster den Aktions-
plan. Und: schließlich profitieren Alle, 
Junge und Alte, Menschen mit und ohne 
Handicap, von leichten Zugängen.
„Zurzeit führt die beauftragte Firma 
StadtRaumKonzept kreisweit Gespräche 
mit Experten, wie Anbietern von Leistun-
gen für Menschen mit Behinderungen, 
mit Betroffenen sowie dem Inklusions-
Fachbeirat des Kreises. Neben dieser 
Bestandsaufnahme der Ist-Situation für 
Menschen mit Beeinträchtigungen wer-
den auch Daten, zum Beispiel zur Zahl der 
im Rhein-Sieg-Kreis lebenden Menschen 
mit einer Schwerbehinderung, ausgewer-
tet“, stellt Hermann Allroggen, Dezernent 
für Soziales und Gesundheit des Rhein-
Sieg-Kreises, den aktuellen Sachstand 
dar. Diese erste Bestandsaufnahme und 
der gesamte Planungsprozess sind eng 
mit den Fachämtern der Kreisverwaltung 
verzahnt. „Eine breite Beteiligung unter-
schiedlicher Fachämter ist notwendig und 
ausdrücklich erwünscht“, so Hermann 
Allroggen, „denn Inklusion betrifft alle 
Lebens- und Fachbereiche.“ 
m September 2016 folgen vier Fachge-
spräche, in denen konkrete Ziele und 
Maßnahmenvorschläge für verschiede-

Neues Internet­Informations­
angebot im Ennepe­Ruhr­
Kreis für Menschen mit  
Migrationshintergrund
Die Vorgabe war eindeutig: Mit mög-
lichst wenigen Klicks sollen Menschen mit 
Migrationshintergrund im Ennepe-Ruhr-
Kreis Angebote finden können, die für sie 
mit Blick auf Bildung und Beruf, Integra-
tion und Information, Veranstaltungen 
und Vereine interessant sein könnten. 
Herausgekommen ist die Internetseite 
www.vielfalten.de. Sie wurde jetzt vom 
Kommunalen Integrationszentrum freige-
schaltet und den Mitgliederns des Beirates 
Migration vorgestellt.
„Die Datenbank trägt ihren Namen völ-
lig zu Recht. Aktuell enthält sie mehr als 
550 Angebote, von rund 130 Anbietern 
zwischen Breckerfeld und Hattingen, Her-
decke und Schwelm. Das Spektrum ist 
breitgefächert. Zu finden sind Integrati-
onskurse und Hinweise auf Hausaufga-
benhilfen, Adressen von Kleiderkammern 
und Tafeln, Veranstaltungen im Kultur-
bereich und Trainingsmöglichkeiten im 
Sport“, begrüßte Landrat Olaf Schade die 
Initiative des Kommunalen Integrations-
zentrums.
Wer die Seite aufruft, muss nicht befürch-
ten, von der Vielzahl an Kursen, Veran-
staltungen und Terminen erschlagen zu 
werden und den Überblick zu verlieren. 
„Neben einer Stichwortsuche wurden Fil-
ter eingebaut. Sie machen es Besuchern 
möglich, sich die Angebote gezielt nach 
Bereichen wie beispielsweise Sprachkurse 
und Gesundheit, Treffpunkte und Erzie-
hung sowie nach Orten und Zielgruppen, 
Zeiträumen und Kosten anzeigen zu las-
sen“, skizziert Lale Arslanbenzer, Leiterin 
des Kommunalen Integrationszentrums, 
die Möglichkeiten des Informations- und 
Serviceportals. 
Die Datenbank wurde von der Wittener 
Agentur Sichtflug Medien konzeptionell 
und technisch so gestaltet, dass Vereine, 
Verbände und Verwaltungen Angebote 
mit wenig Aufwand selbstständig ein-
pflegen und aktualisieren können. „Wir 
setzen also auch auf die Mitarbeit der 
Einrichtungen und Institutionen“, machte 
Arslanbenzer den Mitgliedern des Beirates 
Migration deutlich. Das Projekt lebe vom 
Mitmachen, wünschenswert wäre ein 
weiteres Plus bei Angeboten und Anbie-
tern. Ansprechpartner für diejenigen, die 
die Datenbank füllen möchten, ist Joram 
Isken vom Kommunalen Integrations-
zentrum, Tel.: 02336/93 2078, Email: 
j.isken@en-kreis.de.
Neben der neuen Internetseite ließen sich 
die Mitglieder des Beirates Migration auch 
über den Stand der Dinge im Bereich Flucht 
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niedriger als Ende 2014. Bei den auslän-
dischen Auszubildenden war ein Zuwachs 
um 2,4 Prozent auf 18 666 zu verzeich-
nen.
Im Handwerk (78 522 Auszubildende; 
−3,3 Prozent gegenüber 2014) und im 
Ausbildungsbereich Hauswirtschaft (1 383 
Auszubildende; −6,9 Prozent) waren Ende 
2015 neue Tiefstände bei der Zahl der 
Auszubildenden zu verzeichnen. Auch im 
größten Ausbildungsbereich „Industrie, 
Handel, Banken, Versicherungen, Gast- 
und Verkehrsgewerbe” (181 620 Auszu-
bildende; −2,2 Prozent) waren weniger 
Azubis beschäftigt als ein Jahr zuvor. 
Lediglich im öffentlichen Dienst (7 857 
Auszubildende; +5,5 Prozent), bei den 
Freiberuflern (27 648 Auszubildende; +0,7 
Prozent), zu denen Ärzte, Apotheker, 
Rechtsanwälte, Notare und Steuerberater 
zählen, und in der Landwirtschaft (6 651 

Auszubildende; +0,6 Prozent) befanden 
sich mehr junge Menschen in einer dualen 
Ausbildung als Ende 2014.
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Bezug von Wohngeld­
leistungen in NRW gesunken
Ende 2015 bezogen 96 685 nordrhein-
westfälische Haushalte Wohngeld; das 
sind 15,3 Prozent weniger als 2014 
(damals: 114 180 Haushalte). Laut Anga-
ben des statistischen Landesamtes sind bei 
diesen sogenannten reinen Wohngeld-
haushalten alle Personen in einem Haus-
halt wohngeldberechtigt. 
Das Wohngeld dient der wirtschaft-
lichen Sicherung eines angemessenen und 
familiengerechten Wohnens und wird 
als Zuschuss zur Miete (Mietzuschuss) 
oder für selbstgenutztes Wohneigentum 
(Lastenzuschuss) geleistet. 88 467 Berech-
tigte (91,5 Prozent) erhielten das Wohn-
geld in Form eines Mietzuschusses, 8 218 
(8,5 Prozent) erhielten einen Lastenzu-
schuss. 

aufgrund der Besonderheiten bei der 
Beamtenbesoldung (Beamte müssen zum 
Beispiel keine Beiträge zur Sozialversiche-
rung entrichten) die Unterschiede bei den 
Nettoverdiensten vermutlich geringer sein 
dürften. Im Rahmen der Verdiensterhe-
bungen werden ausschließlich Bruttover-
dienste erfragt. 
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Zahl der Auszubildenden  
in NRW Ende 2015 auf  
historischem Tiefstand
Ende 2015 befanden sich in Nordrhein-
Westfalen 303 681 und damit 2,0 Prozent 
weniger junge Menschen in einer dualen 
Ausbildung als ein Jahr zuvor. Laut Infor-
mation des statistischen Landesamtes war 

dies die niedrigste Zahl an Auszubilden-
den seit Beginn der Aufzeichnungen der 
Berufsbildungsstatistik Anfang der 1970er 
Jahre. Die Zahl der männlichen Azubis war 
mit 189 117 um 1,8 Prozent und die der 
weiblichen mit 114 564 um 2,3 Prozent 

Regionalergebnisse zum Personal des 
Landes und der Kommunen nach dem 
Dienstort der Haupt- und Nebenstellen 
finden Sie im Internet unter: 
http://www.it.nrw.de/presse/pressemit-
teilungen/2016/pdf/150a_16.pdf 
Regionalergebnisse zum Personal der 
Kommunen entsprechend dem Diensther-
ren finden Sie im Internet unter: 
http://www.it.nrw.de/presse/pressemit-
teilungen/2016/pdf/150b_16.pdf

EILDIENST LKT NRW
Nr. 7-8/Juli-August 2016  13.60.10

Verdienste im öffentlichen 
Dienst in NRW niedriger als 
in der Privatwirtschaft 
In Nordrhein-Westfalen lagen die durch-
schnittlichen Bruttojahresverdienste der 
Vollzeitbeschäftigten im Kernbereich des 
öffentlichen Dienstes (öffentliche Verwal-
tung, Verteidigung, Sozialversicherung) 
im Jahr 2015 bei 46 498 Euro. Laut Infor-
mationen des statistischen Landesamtes 
lagen die Löhne und Gehälter der öffent-
lich Bediensteten damit um sechs Prozent 
unter denen der Privatwirtschaft (49 483 
Euro). Die bezahlte Wochenarbeits-
zeit war im öffentlichen Dienst mit 40,0 
Wochenstunden zudem über eine Stunde 
länger als in der freien Wirtschaft (38,8).
Die Verdienste in der Privatwirtschaft 
unterschieden sich von denen im öffent-
lichen Dienst insbesondere bei herausge-
hobenen Fachkräften (-17 Prozent) und 
Vollzeitbeschäftigten in leitender Stellung 
(-27 Prozent). Bei vollzeitbeschäftigten 
Fachkräften (-5 Prozent), Angelernten (-4 
Prozent) und Ungelernten (-2 Prozent) 
waren die Unterschiede dagegen geringer. 
Die Statistiker weisen darauf hin, dass 

Bezahlte Wochenarbeitszeiten und Bruttoverdienste in NRW im Jahr 2015

Arbeitnehmergruppen

Ausgewählte Wirtschaftsabschnitte (WZ1) 2008)

öffentliche Verwaltung,  
Ver teidigung, Sozialversicherung

Privatwirtschaft

Anteil

Bezahlte  
Wochen- 
arbeitszeit 
in Stunden

Jahres- 
verdienst 
in Euro2)

Anteil

Bezahlte  
Wochen- 
arbeitszeit 
in Stunden

Jahres- 
verdienst 
in Euro2)

Vollzeitbeschäftigte 
insgesamt 100,0 % 40,0 46 498 100,0 % 38,8 49 483

in leitender Stellung 119,9 % 40,2 72 222 111,4 % 38,8 98 391

herausgehobene  
Fachkräfte 144,5 % 39,9 50 325 122,8 % 38,8 60 571

Fachkräfte 139,8 % 40,0 38 159 144,6 % 38,9 40 149

Angelernte 114,8 % 40,1 31 484 114,9 % 39,1 32 754

Ungelernte 111,1 % 40,3 26 309 116,3 % 37,9 26 844

1) Klassifikation der Wirtschaftszweige 
2) brutto (einschl. Sonderzahlungen) Quelle: Vierteljährliche Verdiensterhebung

*) aus Gründen der Geheimhaltung gerundete Ergebnisse

Geschlecht

Auszubildende*) und neu abgeschlossene Ausbildungsverträge 
in Nordrhein-Westfalen

2000 2005 2010 2014 2015

Auszubildende (jeweils am 31. Dezember)

  männlich 204 093 188 598  202 566   192 561   189 117  

  weiblich 138 126 123 078  129 318   117 315   114 564  

insgesamt 342 219 311 676  331 884   309 876   303 681  

  darunter Ausländer 128 410 116 959  118 351   118 255   118 666  

Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge (im Jahr)

insgesamt 126 633 111 348  124 224   115 419   115 956  
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Bei Untersuchungen zeigten sich mehrere 
tausend Risse im Reaktordruckbehälter. 
Die zuständige belgische Behörde hat 
selbst bestätigt, dass die Ursachen der 
Risse bis heute nicht geklärt sind. Auf-
grund dieser Risse wird beispielsweise das 
Kühlwasser geheizt, da sonst ein Bersten 
des Reaktordruckbehälters („thermischer 
Schock“) droht. 
Während der belgische Innenminister Jan 
Jambon immer wieder die Sicherheit der 
Anlage betont, hat Gesundheitsministerin 
Maggie de Block entschieden, die gesam-
te Bevölkerung Belgiens mit Jodtabletten 
zu versorgen: „Somit dürfte nach Ansicht 
vieler Menschen erwiesen sein, dass die 
Atomkraftwerke alles andere als sicher 
sind“, sagt Etschenberg. 
Die starke Allianz aus Nordrhein-Westfa-
len, Rheinland-Pfalz sowie den Niederlan-
den und Luxemburg vertritt die Interes-
sen von rund acht Millionen Menschen! 
Städteregionsrat Helmut Etschenberg, 

der mit einer Klage vor dem belgischen 
Staatsrat (Kanzlei blixt, Brüssel) Anfang 
Februar „den Stein ins Rollen brachte“ ist 
froh, dass sich so viele Mitstreiter gefun-
den haben: „Wir kämpfen mit all unseren 
Möglichkeiten gegen Tihange 2. Ich bin 
davon überzeugt, dass es gelingen wird, 
den maroden Kraftwerksblock abzuschal-
ten. Mit dieser starken Gemeinschaft sind 
wir diesem Ziel wieder ein Stück näherge-
kommen.“
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Schulz, der als Bürger dieser Region die 
Sorgen der Menschen teilt, hat die von 
den Düsseldorfer Anwälten Dr. Ute Jasper 
und Dr. Laurence Westen (Kanzlei Heu-
king-Kühn-Lüer-Wojtek) ausgearbeitete 
Forderung in Brüssel entgegengenom-
men. „Ich stehe auf Ihrer Seite“ sagte 
Schulz. Wir sollten dem belgischen Staat 
mit Infrastruktur und monetär helfen. Wir 
sollten mit Tihange 2 in dieser Form nicht 
leben müssen.“ Auf den in Deutschland 
beschlossenen Atomausstieg bezogen 
führte er weiter aus: „Die drittgrößte 
Energienation der Welt zeigt, dass man 
den Energiewandel managen kann. Es ist 
möglich, auch ohne Kernenergie ökono-
misch erfolgreich zu sein. Das ist meine 
Position und dafür kämpfe ich auch.“
Schulz hat in Brüssel den in acht Akten-
ordnern akribisch zusammengestellten 
Fragenkatalog in Empfang genommen. 
Die Europäische Kommission wird darin 
gebeten, sämtliche Informationen zur 

Verfügung zu stellen, die ihr im Zusam-
menhang mit dem Kernkraftwerk Tihan-
ge 2 vorliegen. Außerdem soll sie alle 
ihr zustehenden Informationsansprüche 
gegenüber dem Königreich Belgien sowie 
weiteren Adressaten geltend machen und 
prüfen, ob das Königreich Belgien mit sei-
nem Vorgehen in Bezug auf den Kernre-
aktor Tihange 2 gegen Vorgaben aus den 
europäischen Verträgen verstoßen hat 
beziehungsweise verstößt.
Der Reaktor Tihange 2 musste in den 
letzten Jahren mehrfach wegen Betriebs-
störungen vom Netz genommen werden. 

Der durchschnittliche monatliche Wohn-
geldanspruch lag in Nordrhein-Westfalen 
Ende 2015 bei 127 Euro und war damit 
um zwei Euro höher als ein Jahr zuvor. Der 
Durchschnittsbetrag für den Mietzuschuss 
lag bei 122 Euro, der durchschnittlich 
gezahlte Lastenzuschuss betrug 177 Euro. 
Wie die Statistiker mitteilen, gibt es neben 
den oben genannten reinen Wohngeld-
haushalten auch sogenannte Mischhaus-
halte, in denen Wohngeldberechtigte 
mit Personen zusammenleben, die nicht 
wohngeldberechtigt sind. Ende vergan-
genen Jahres erhielten in NRW 10 370 
solcher Mischhaushalte Wohngeld; das 
waren 21,8 Prozent weniger als ein Jahr 
zuvor (2014: 13 266). 
Der durchschnittliche monatliche Wohn-
geldanspruch lag mit 134 Euro über dem 
Leistungsbetrag, den reine Wohngeld-
haushalte bezogen. Bei den Mischhaus-
halten belief sich der durchschnittliche 
Mietzuschuss auf 134 Euro, der Lastenzu-
schuss lag bei 135 Euro. 
Für Haushalte, die unverbindlich und 
schnell prüfen möchten, ob sie Anspruch 
auf Wohngeld haben, bieten die Stati-
stiker im Internet einen Wohngeldrech-
ner an. Diese Online-Anwendung wurde 
vom Landesbetrieb Information und 
Technik Nordrhein-Westfalen im Auftrag 
des Ministeriums für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr des Lan-
des Nord rhein-Westfalen entwickelt; zu  
finden ist dieses Tool im Internet unter 
www.wohngeldrechner.nrw.de. 

EILDIENST LKT NRW
Nr. 7-8/Juli-August 2016  13.60.10

Europa

EU­Parlamentspräsident 
Schulz empfängt die  
„DreiländerRegion gegen 
Tihange“ in Brüssel
Die Menschen in der DreiländerRegion 
rund um Aachen haben Angst vor einem 
GAU im Kernkraftwerk Tihange, der diese 
Region unbewohnbar machen würde. 
Inzwischen bezweifeln auch unabhängige 
Experten, dass der Reaktorblock Tihange 
2 noch über die nötigen Sicherheitsreser-
ven verfügt, um einem Störfall standhal-
ten zu können. Deshalb haben über 80 
Landräte, Oberbürgermeister und weitere 
Hauptverwaltungsbeamte unter Feder-
führung von Städteregionsrat Helmut 
Etschenberg ein Auskunfts- und Infor-
mationsersuchen an die EU-Kommission 
gerichtet. Begleitet wurden sie dabei auch 
von den EU-Abgeordneten der Dreilän-
derRegion. Parlamentspräsident Martin 

Städteregionsrat Helmut Etschenberg (Mitte) hat als Kopf der DreiländerRegion gegen 
Tihange dem EU-Parlamentspräsidenten Martin Schulz das in acht Aktenordnern akri-
bisch zusammengestellte Informations- und Auskunftsersuchen der Region an die EU-
Kommission ausgehändigt.  Foto: Andreas Herrmann
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vor Ort absolvieren und sich anschließend 
in unserer Region niederlassen“, betont 
Landrat und Schirmherr Manfred Müller. 
Eine verlässliche medizinische Versor-
gung, sowohl ambulant als auch statio-
när, „bedeutet Lebensqualität, wie wir 
sie uns hier auf dem Lande wünschen“, 
bekräftigt Müller. 
Die Facharztausbildung zum Allgemein-
mediziner dauert fünf Jahre. Drei davon 
sind im Krankenhaus, zwei in einer nie-
dergelassenen Praxis zu absolvieren. 
Um später für das breite Spektrum eines 
Hausarztes gewappnet zu sein, müssen 
angehende Allgemeinmediziner im Kran-
kenhaus sechs- bis neunmonatige Wei-
terbildungszeiten in der Chirurgie, der 
Inneren Medizin und idealerweise auch 
anderen Fachdisziplinen absolvieren. Bis-
lang mussten sich die Kandidaten immer 
wieder neu in den einzelnen Abteilungen 
bewerben. Ein schwieriges Unterfangen: 
Einerseits ist nicht gewährleistet, dass 
zur benötigten Zeit die passende Stel-
le frei ist. Andererseits stellen Chefärzte 
lieber Assistenten ein, die länger als nur 
einige Monate in ihrer Abteilung bleiben. 
Schließlich ist ein Arzt für die Abteilung 
umso wertvoller, je länger er dort arbeitet. 
„Der Verbund bietet jungen Medizinern 
nun ein individuelles Rundum-Sorglospa-
ket für ihre Facharztausbildung“, erklärt 
Dr. Ulli Polenz, zweiter Vorsitzender des 
Praxisnetzes, der den Verbund initiiert 
hat. „Der Bewerbungsmarathon hat ein 
Ende. Der Bewerber bewirbt sich einmal 

Gleichzeitig fehlt es an medizinischem 
Nachwuchs. Im Kreis Paderborn haben 
Hausärzte und Krankenhäuser einen Wei-
terbildungsverbund (wbv) Allgemeinme-
dizin Paderborn gegründet, um die fünf-
jährige Facharztausbildung so einfach und 
attraktiv wie möglich zu gestalten. Dazu 
zählt neben einer fundierten Weiterbil-
dung mit individuell wählbaren Baustei-
nen auch die Hilfestellung bei Wohnungs-
suche, Kinderbetreuung und Jobsuche für 
die Partnerin oder den Partner. Ziel des 
wbv ist es, die medizinische und hausärzt-
liche Versorgung im Kreis Paderborn auch 
in Zukunft sichern. Mit der feier lichen 
Vertragsunterzeichnung und gleichzei-
tiger Onlinestellung des dazugehörigen 
Portals www.allgemeinmediziner-werden.
de ist der Startschuss für die Akquise und 
Bindung von Hausärzten für den Kreis 
Paderborn gefallen.
Der neue Verbund ist eine Kooperati-
on zwischen dem Praxisnetz Paderborn, 
einem Zusammenschluss von über 100 
niedergelassenen Ärzten, und den fünf 
Krankenhäusern Brüderkrankenhaus St. 
Josef, Ev. Krankenhaus St. Johannisstift, 
St. Vincenz-Krankenhaus GmbH, LWL 
Kliniken Paderborn und MZG in Bad Lipp-
springe. 
Unterstützt wird der Verbund zudem vom 
Kreis Paderborn. Landrat Manfred Müller 
hat die Schirmherrschaft übernommen. 
„Wir möchten werdende Ärzte für den 
Kreis Paderborn so begeistern, dass sie 
ihre Ausbildung zum Allgemeinmediziner 

Familie, Kinder und
Jugend

Deutlich gestiegene Schutz­
maßnahmen für Kinder und 
Jugendliche in NRW  
Im Jahr 2015 ergriffen die Jugendämter 
in Nordrhein-Westfalen 16 649 Schutz-
maßnahmen für Kinder und Jugendliche. 
Nach Informationen des statistischen Lan-
desamtes waren das 26,1 Prozent mehr 
als ein Jahr zuvor (2014: 13 198). Dieser 
Anstieg ist maßgeblich auf die Zunahme 
der Zahl von unbegleiteten Einreisen aus 
dem Ausland zurückzuführen: 
2015 reisten mit 6 246 fast dreimal so 
viele Kinder und Jugendliche ohne Eltern 
aus dem Ausland ein als im Jahr 2014 
(damals: 2 201). Vorläufige Schutzmaß-
nahmen (Inobhutnahmen) werden vom 
Jugendamt dann ergriffen, wenn ein 
unmittelbares Handeln zum Schutz der 
Minderjährigen in Eil- und Notfällen als 
geboten erscheint. 
Bei der Mehrzahl der im vergangenen 
Jahr in Nordrhein-Westfalen unter den 
Schutz der Jugendämter gestellten Kin-
der und Jugendlichen handelte es sich um 
Personen ab 14 Jahren (11 852); Kinder  
im Alter von unter 14 Jahren waren in 
28,8 Prozent der Fälle (4 797) betroffen. 
36,1 Prozent der betroffenen Kinder und 
Jugendlichen waren Mädchen. Häufigste 
Anlässe für die vorläufige „Schutzmaß-
nahme" waren unbegleitetes Einreisen 
aus dem Ausland (6 246), Überforderung 
der Eltern beziehungsweise eines Eltern-
teils (4 581) oder Beziehungsprobleme der 
Eltern (1 953). 
11 058 der Inobhutnahmen (64,4 Prozent) 
wurden auf Initiative des Jugendamts 
oder der Polizei durchgeführt. In 3 616 
Fällen (21,7 Prozent) ging das behördli-
che Eingreifen auf die Initiative des Kin-
des oder des Jugendlichen selbst zurück. 
In den übrigen Fällen wiesen zum Beispiel 
Lehrer, Ärzte, Verwandte oder Nachbarn 
die Behörden auf die Notsituation der Kin-
der und Jugendlichen hin. 
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Gesundheit

Kreis Paderborn: Wo gute 
Hausärzte hausgemacht sind
Rund 40 Prozent der Hausärzte im Kreis 
Paderborn sind über 60 Jahre alt. Viele 
niedergelassene, allgemeinmedizinische 
Praxen werden in den kommenden Jahren 
altersbedingt einen Nachfolger suchen. 

Nicht rumdoktern sondern losfördern: Feierliche Vertragsunterzeichnung des wbv Allge-
meinmedizin Paderborn.
Hintere Reihe – von links nach rechts: Landrat und Schirmherr Manfred Müller, Dr. Ulli 
Polenz, Sprecher und Initiator des wbv Allgemeinmedizin Paderborn. Vordere Reihe – 
von links nach rechts: Martin Wolf, Vorstandssprecher St. Johannisstift, PD Dr. Christine 
Norra, Ärztliche Direktorin LWL-Klinik Paderborn, Johannes Westermann, Geschäfts-
führer St. Vincenz-Krankenhaus GmbH, Achim Schäfer, Geschäftsführer Medizinisches 
Zentrum für Gesundheit Bad Lippspringe GmbH, Dr. Rudolf Jopen, 1. Vorsitzende des 
Praxisnetzes Paderborn, Siegfried Rörig, Kaufmännischer Direktor Brüderkrankenhaus  
St. Josef.  Foto: Amt für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Kreis Paderborn
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Angebot zu schaffen. Auch für Radtou-
risten wurden erste neue Angebote, wie 
beispielsweise die Bahntrassenradwege 
und das Kontenpunktsystem, geschaf-
fen. Allerdings ist für deren Nutzung eine 
gute körperliche Verfassung nötig. Durch 
„alle inklusive, barrierefrei & senioren-
gerecht“ sollen Hindernisse beseitigt, 
Sicherheit gegeben sowie Komfort und 
Service erhöht werden. Dazu gehören 
beispielsweise infrastrukturelle Verbesse-
rungen wie Querungshilfen an Radwe-
gen, Handläufe an schwierigen Passagen, 
Navigation für Blinde und behinderten-
gerechte Trockentoiletten an leichten 
Spazierwegen. Weiterhin sollen zusätz-
liche seniorengerechte und barrierefreie 
Angebote wie einfache Wanderstrecken 
und Audioguides für Blinde erarbeitet 
und produziert werden. Auch Servicelei-
stungen, die den Komfort und Sicherheit 
verbessern, sind Teil des Vorhabens. Dazu 
gehört unter anderem der Radtransport 
an Steigungsstücken sowie Hilfe beim 
Ein- und Ausladen von Fahrrädern. Auch 
zielgruppenspezifische Informationen 
über das Angebot, wie eine barrierefreie 
touristische Webseite und Broschüren mit 
einer größeren Schrift als üblich, sollen 
hergestellt werden, damit Menschen mit 
Behinderung und Senioren besser ange-
sprochen werden können. 
Insgesamt kostet das Projekt 2,5 Mil-
lionen Euro, davon werden 2 Millionen 
gefördert. Die restlichen 500 000 Euro 
und 150 000 Euro für nicht förderfähige 
Aufgaben tragen der Rheinisch-Bergische 
Kreis und der Oberbergische Kreis. Für 
den Förderzeitraum von 2017 bis 2019 
fallen für den Rheinisch-Bergischen Kreis 
somit jährlich Kosten von gut 108 000 
Euro an. Die Pflege der geschaffenen 
Infrastruktur übernehmen die beteiligten 
Kommunen. „alle inklusive, barrierefrei &  
senioren gerecht“ ist also ein Gemein-
schaftsprojekt der gesamten Region.
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Schule und
Weiterbildung

Mehr Abschlüsse von  
Habilitationsverfahren an 
NRW­Hochschulen 
An den 17 nordrhein-westfälischen Hoch-
schulen mit Habilitationsrecht wurden im 
Jahr 2015 insgesamt 272 Habilitationsver-
fahren erfolgreich abgeschlossen. Nach 
Angaben des statistischen Landesamtes 
waren das 3,0 Prozent mehr als ein Jahr 

in der Adventszeit. Paul Breuer, Vorsit-
zender des Heimatbundes, freut sich über 
den großen Einsatz der Heimatvereine im 
Kreis: „Dieses ehrenamtliche Engagement 
ist einfach beeindruckend. Mit den insge-
samt mehr als 60 Veranstaltungen in ganz 
vielen unterschiedlichen Bereichen tragen 
die Heimatvereine wesentlich dazu bei, 
dass Traditionen erhalten bleiben und die 
Schönheit der Natur in Siegen-Wittgen-
stein zum Ausdruck kommt!“
Der Flyer „Heimatkundliche Veranstal-
tungen im Kreis Siegen-Wittgenstein“ mit 
allen Angaben liegt bei den Verkehrsäm-
tern sowie den Städten und Gemeinden im 
Kreis Siegen-Wittgenstein aus und kann 
beim Heimatbund Siegerland-Wittgen-
stein angefordert werden, Telefon: 0271 
333-2325 oder E-Mail: heimatbund@sie-
gen-wittgenstein.de. Auch auf der Home-
page des Kreises Siegen-Wittgenstein 
steht der Flyer zum Download bereit. 
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„alle inklusive, barrierefrei  
& seniorengerecht“ im  
Rheinisch­Bergischen Kreis
Einstimmig hat der Kreistag des Rheinisch- 
Bergischen Kreises beschlossen, das Pro-
jekt „alle inklusive, barrierefrei & senio-
rengerecht“ umzusetzen. Damit sollen 
touristische Angebote in der Region für 
Senioren und Menschen mit Behinderung 
zugänglich gemacht sowie Barrieren redu-
ziert werden. Im Fokus stehen dabei die 
Themen Wandern und Radfahren. Aber 
natürlich profitieren auch weitere Grup-
pen, wie Familien mit kleinen Kindern, 
davon, da schwierige Passagen auch mit 
einem Kinderwagen dann leichter zu pas-
sieren sind. Um das Projekts durchzufüh-
ren bewarb sich die Tourismusgesellschaft 
„Das Bergische“ im Rahmen des Ziel-II-
Wettbewerbs „Erlebnis.NRW“ um För-
dergelder. 
Dank des überzeugenden Konzepts wur-
den diese bewilligt. Neben dem Rhei-
nisch-Bergischen Kreis beteiligen sich 
auch der Oberbergische Kreis sowie zwölf 
Kommunen daran. „Ich freue mich, dass 
wir dieses Projekt umsetzen können, um 
vielen weiteren Menschen das Erlebnis 
auf unseren großartigen Wander- und 
Radwegen zu ermöglichen“, sagt Kreisdi-
rektor Dr. Erik Werdel und ergänzt, dass 
man dadurch eine weitere wichtige tou-
ristische Zielgruppe für die Region noch 
besser erschließe. 
In den vergangenen Jahren gelang es, 
durch die Entwicklung und Herstellung 
von Qualitätswanderwegen ein hoch-
wertiges und sehr attraktives touristisches 

und bekommt einen festen Vertrag für die 
gesamte Dauer seiner Weiterbildung. Die 
Ausbildungsabschnitte kann er sich aus 
dem breiten Angebot aller teilnehmenden 
Kliniken flexibel zusammenstellen.“ Dafür 
habe jedes Krankenhaus eine zusätzliche 
abteilungsübergreifende Assistenzarzt-
stelle eingerichtet. Durch regelmäßige 
Hospitationen und die Ausbildungszeit in 
der Praxis kann der Bewerber darüber hin-
aus sogar schon die Praxis kennenlernen, 
in der er als Hausarzt auf Dauer arbeiten 
kann“, so Polenz. Mit der Vertragsunter-
zeichnung startet zeitgleich die passen-
de Kampagne „Meine Art, Arzt zu sein. 
Gefunden und gefördert in Paderborn“. 
Grundpfeiler der Kampagne ist das Portal 
www.allgemeinmediziner-werden.de, auf 
dem Interessenten alle wichtigen Infos 
zum Ablauf der Weiterbildung finden, 
Ansprechpartner, Bewerbungsverfahren 
und zum Leben und Arbeiten im Kreis 
Paderborn. Interessierte Bewerber kön-
nen sich dort nicht nur informieren, son-
dern auch gleich online bewerben. Einen 
ersten Erfolg gibt es bereits: Nur wenige 
Stunden nach dem „Scharfschalten“ der 
Internetseite traf die erste Bewerbung aus 
Schleswig-Holstein ein.
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Kultur

Heimatbund Siegerland­
Wittgenstein stellt Veranstal­
tungskalender für das zweite 
Halbjahr 2016 vor
Die heimische Natur entdecken, Wissens-
wertes über die Geschichte der Städte und 
Dörfer lernen und das kulturelle Leben 
vor Ort genießen – mit dem aktuellen 
Programm der Aktivitäten aller örtlichen 
Heimatvereine für das zweite Halbjahr 
2016 stellt der Heimatbund Siegerland-
Wittgenstein ein umfassendes Angebot 
für alle Heimatfreunde bereit. 
Insgesamt rund 65 Termine sind im neu 
erschienenen Veranstaltungskalender 
„Heimatkundliche Veranstaltungen im 
Kreis Siegen-Wittgenstein“ zu finden. 
Das Faltblatt zeigt eine kompakte Über-
sicht der einzelnen Events im Kreisgebiet. 
Das Spektrum reicht wieder von Exkur-
sionen, Wanderungen und Vorträgen 
bis hin zu verschiedenen Ausstellungen 
und Festen. Besondere Höhepunkte sind 
sicherlich die Mundartnachmittage „Mir 
wolle moa weerer Platt schwätze“ am 29. 
Oktober und „Rimcher on Anekdode“ 
am 12. November. Eine schöne Tradition 
haben die zahlreichen Weihnachtsmärkte 



267

EILDIENST Heft 7-8/2016  Kurznachrichten / Hinweise auf VeröffentlichungenEILDIENST Heft 7-8/2016  Kurznachrichten / Hinweise auf Veröffentlichungen

2,5 Milliarden Euro des erzielten Umsatzes 
entfielen im Jahr 2014 auf Produkte und 
Dienstleistungen für den Klimaschutz. Im 
Bereich der Abwasserwirtschaft wurden 
1,0 Milliarden Euro, in der Luftreinhal-
tung 842 Millionen Euro und im Zusam-
menhang mit der Abfallwirtschaft 703 
Millionen Euro erwirtschaftet. Weitere 
Umsätze wurden bei den umweltschutz-
übergreifenden Bereichen (383 Millionen 
Euro), beim Schutz und bei der Sanierung 
von Boden, Grund- und Oberflächenwas-
ser (238 Millionen Euro), beim Schutz der 
Lärmbekämpfung (174 Millionen Euro) 
sowie beim Arten- und Landschaftsschutz 
(24 Millionen Euro) erzielt. 
Knapp ein Viertel (23,5 Prozent) des 
gesamten Jahresumsatzes (einschließlich 
nicht für den Umweltschutz relevanter 
Umsätze) der in dieser Statistik befragten 
Betriebe wurde in NRW im Jahr 2014 im 
Zusammenhang mit dem Umweltschutz 
erzielt. 
In diese Statistik fließen die Ergebnisse 
von Betrieben, Körperschaften und Ein-
richtungen ein, die Waren, Bau- oder 
Dienstleistungen für den Umweltschutz 
herstellen beziehungsweise erbringen. 
Die Ergebnisse liefern Informationen 
über die angebotsseitige Struktur der 
Umweltschutzwirtschaft sowie über den 
"Öko-Markt" als Beschäftigungsfaktor. 
Befragt werden Betriebe des Bergbaus 
und der Gewinnung von Steinen und 
Erden, des Verarbeitenden Gewerbes und 
des Baugewerbes, die Waren herstellen 
und Bauleistungen durchführen, die dem 
Umweltschutz dienen, sowie Architektur- 
und Ingenieurbüros, Institute und Ein-
richtungen, die technische, physikalische 
und chemische Untersuchungen, Beratun-
gen und andere Dienstleistungen für den 
Umweltschutz erbringen. 
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in Interviews, Teamvorstellungen und 
kurzen Fachbeiträgen einen Überblick 
über die Schwerpunkte des vergangenen 
Jahres. Der Bericht ist inhaltlich geglie-
dert in die Bereiche Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz. Vorgestellt wird u. a. 
das Fachinformationssystem FFH-Verträg-
lichkeitsprüfungen, ein Serviceangebot 
für Behörden, Gutachter, Antragsteller 
und Bürger gebiets- und vorhabenbezo-
gen die Ergebnisse von FFH-Verträglich-
keitsprüfungen zu Plänen und Projekten 
dokumentiert. Darüber hinaus geht es 
beispielsweise um die Ausnahmen vom 
Baujagdverbot für den Fuchs nach dem 
Landesjagdgesetz, Schadstoffe im Boden, 
den neuen Planungsrechner für den Aus-
bau der erneuerbaren Energien und die 
Bedeutung von Mikroschadstoffen für die 
Trinkwassergewinnung. 
Der Bericht ist im Internet verfügbar unter 
www.lanuv.nrw.de.
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Wirtschaft und
Verkehr

Gleichbleibende Umsätze der 
NRW­Betriebe mit Produkten 
und Dienstleistungen für den 
Umweltschutz  
1 013 Betriebe des Produzierenden und 
des Dienstleistungsgewerbes in Nord-
rhein-Westfalen erzielten im Jahr 2014 
knapp 5,9 Milliarden Euro Umsatz mit der 
Herstellung von Waren sowie mit Bau- 
und Dienstleistungen für den Umwelt-
schutz. Wie das statistische Landesamt 
mitteilt,  lagen die Umsätze damit in etwa 
(+0,5 Prozent) auf dem Niveau des Jahres 
2013. 

zuvor (2014: 264), aber weniger als 2013 
(damals: 274). 
Der Frauenanteil bei den Neuhabilitier-
ten erreichte in Nordrhein-Westfalen 
im vergangenen Jahr mit 28,3 Prozent 
einen neuen Höchststand. Im Jahr 2014 
hatte dieser Wert noch bei 27,3 Prozent 
gelegen. Der Anteil der Neuhabilitierten 
mit ausländischer Staatsbürgerschaft ver-
ringerte sich im selben Zeitraum auf 8,1 
Prozent (-1,0 Prozentpunkt gegenüber 
2014). Das Durchschnittsalter aller Habi-
litanden lag 2015 bei 40,3 Jahren (2014: 
39,6 Jahre). Wie die Statistiker weiter mit-
teilen, wurden die meisten Habilitations-
verfahren – wie bereits in den Vorjahren 
– in der Fächergruppe Humanmedizin/
Gesundheitswissenschaften (48,9 Pro-
zent) abgelegt, gefolgt von der Fächer-
gruppe Mathematik, Naturwissenschaften 
(19,1 Prozent) und den Geisteswissen-
schaften (14,0 Prozent). 
Mit einer Habilitation weisen Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler ihre 
Lehrbefähigung nach und können sich um 
eine Professur an Hochschulen bewerben; 
Angaben zu Juniorprofessuren sind in den 
vorliegenden Daten nicht enthalten. 
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Umwelt

Jahresbericht 2015 des  
Landesamtes für Natur, 
Umwelt und Verbraucher­
schutz Nordrhein­Westfalen 
(LANUV) erschienen
Das Landesamt für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen 
(LANUV) hat den Jahresbericht für das 
Jahr 2015 veröffentlicht. Der Bericht gibt 

Hinweise auf Veröffentlichungen
Praxis der Kommunalverwaltung Landes-
ausgabe Nordrhein-Westfalen. 
Herausgegeben von: Jörg Bülow, Dr. Jür-
gen Busse, Dr. Jürgen Dieter, Werner 
Haßenkamp, Prof. Dr. Hans-Günter Hen-
neke, Dr. Klaus Klang, Prof. Dr. Hubert 
Meyer, Prof. Dr. Utz Schliesky, Prof. Dr. 
Gunnar Schwarting, Dr. Wolf-Uwe Spo-
ner, Prof. Dr. Christian O. Steger, Hubert 
Stubenrauch, Johannes Winkel und Uwe 
Zimmermann. 509. Nachlieferung, Stand: 
April/Mai 2016, Preis 74,90 €, Kommunal- 
und Schul-Verlag, Konrad-Adenauer-Ring 
13, 65187 Wiesbaden. 

Die vorliegende (nicht einzeln erhältliche) Lie-
ferung enthält:

J 9 – Soziale Pflegeversicherung (Sozialgesetz-
buch XI)

Von Verbandsdirektor Prof. Roland Klinger, 
Senator e. h.

Die ab dem 01.01.2015 geltenden Änderungen 
wurden in den Beitrag eingearbeitet. 
L 12 NW – Straßen- und Wegegesetz des Lan-
des Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW)

Von Regierungsdirektor Joachim Majcherek, 
Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen
Mit dieser Lieferung werden u. a. Änderungen 
in den Bereichen der Nutzungsrichtlinien 2014 

mit den Änderungen zum TKG, der Radschnell-
verbindungen, der Pflichten der Tiefbauunter-
nehmen, der Planfeststellungslinien 2015 und 
im Bereich der neuen Sondernutzungsgebüh-
ren-Verordnung vorgenommen; dies bezieht 
sich auf die Vorschriften ab § 37 StrWG NRW.
Dazu ist der Anhang wieder auf dem aktuellen 
Stand; neu aufgenommen wurden die Richtlini-
en für die Planung, die Baudurchführung und 
Abrechnung von Maßnahmen nach dem Eisen-
bahnkreuzungsgesetz.

Praxis der Kommunalverwaltung Landes-
ausgabe Nordrhein-Westfalen
Herausgegeben von: Jörg Bülow, Dr. Jür-
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Es kann wahlweise eine rein digitale oder eine 
kombinierte Ausgabe aus Loseblatt- und Digi-
talausgabe in einem kostengünstigen Gesamt-
paket abonniert werden. 

Recht der Abfall- und Kreislaufwirtschaft, 
v. Lersner/Wendenburg/Kropp/Rüdiger, 
Loseblattwerk, Ergänzungslieferung 4/16, 
Mai 2016, ist auf dem Stand Januar 2016 
erschienen im Erich Schmidt Verlag GmbH 
& Co.KG, Genthiner Straße 30G, 10785 
Berlin-Tiergarten.
Mit dieser Ergänzungslieferung wird die Kom-
mentierung zu § 3 AVV (Gefährlichkeit von 
Abfällen) sowie das Stichwortverzeichnis Kom-
mentierung AVV der novellierten Abfallver-
zeichnisverordnung vom 04.03.2016 vervoll-
ständigt. 
Es sind zusätzlich folgende Normtexte und 
Materialien enthalten: Landesrecht Berlin 
(BInBod-SUV) sowie LAGA M 28 (Technische 
Regeln für die Überwachung von Grund-,  
Sicker- und Oberflächenwasser sowie oberirdi-
scher Gewässer bei Deponien).

Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland, Handkommentar, herausge-
geben von RiBVerfG a.D. Dr. Dieter Hömig 
und Prof. Dr. Heinrich Amadeus Wolff, 11. 
Auflage 2016, 972 S., geb., 38,– €, ISBN 
978-3-8487-1441-4, Nomos Verlagsge-
sellschaft, http://www.nomos.de.
Der „Hömig“ steht nunmehr in der 11. Aufla-
ge – erstmals unter der Mitherausgeberschaft 
von Heinrich Amadeus Wolff – für eine knappe 
und handhabbare Kommentierung des Grund-
gesetzes. Aktuelle und ehemalige Praktiker aus 
den Bereichen Bundestag, Bundesregierung, 
Bundesrat und rechtsprechende Gewalt garan-
tieren auch für die Zukunft dafür, dass die an 
der Verfassungspraxis ausgerichtete Erläuterung 
unserer Verfassung als Alleinstellungsmerkmal 
des Kommentars gewahrt bleibt. 
Aktualität ist dabei nach wie vor oberstes Gebot. 
Die Änderung des Art. 91b GG ist deshalb eben-
so berücksichtigt wie die im Zuge der Flücht-
lingskrise jüngst beschlossenen Änderungen des 
Asylrechts.
Wie immer liegt der Schwerpunkt der Aktualisie-
rungen auf der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts, dessen wichtige Entscheidun-
gen (z.B. zum OMT-Beschluss der Europäischen 
Zentralbank, zum Tragen des Kopftuchs von 
Lehrerinnen im Schulunterricht oder zur Anti-
terrordatei) sämtlich ausgewertet wurden und 
in die Kommentierung eingeflossen sind. Aber 
auch die Judikatur der – insbesondere obersten 
– Fachgerichte sowie des Europäischen Gerichts-
hofs für Menschenrechte und des Gerichtshofs 
der Europäischen Union ist, wo immer geboten, 
sorgsam berücksichtigt. 
Allen Benutzern des Kommentars – Studieren-
den, Rechtsanwälten, Regierungsbeamten und 
Richtern ebenso wie politisch Interessierten 
ohne juristisches Vorwissen – steht damit eine 
verlässliche Informationsquelle zur Verfügung, 
die alle Fragen beantwortet, die sich bei der 
Auslegung des Grundgesetzes ergeben.

Schütz/Maiwald, Beamtenrecht des Bun-
des und der Länder, Kommentar, Gesamt-
ausgabe B 398. Aktualisierung, Stand: 
April 2016, Bestellnr.: 7685 5470 398, 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH, 
Hultschiner Straße 8, 81677 München.
Unter anderem vollständige Überarbeitung der 
§§ 20, 21 und 108 BeamtVG.

Schütz/Maiwald, Beamtenrecht des Bun-
des und der Länder, Kommentar, Gesamt-
ausgabe B 399. Aktualisierung, Stand: Mai 
2016, Bestellnr.: 7685 5470 399, Verlags-
gruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH, Hult-
schiner Straße 8, 81677 München.
Stichwortverzeichnis

Schütz/Maiwald, Beamtenrecht des Bun-
des und der Länder, Kommentar, Gesamt-
ausgabe B 400. Aktualisierung, Stand: Mai 
2016, Bestellnr.: 7685 5470 400, Verlags-
gruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH, Hult-
schiner Straße 8, 81677 München.
Diese Aktualisierung bietet u.a. die Überar-
beitung der Kommentierung der §§ 55 bis 59 
BeamtStG sowie die Aktualisierung von bundes- 
und landesrechtlichen Normen.

Das Beamtenrecht in Nordrhein-Westfa-
len, Kommentar von Dipl.-Verwaltungs-
wirt Heinz D. Tadday und Ministerialrat Dr. 
Ronald Rescher, Ministerium für Inneres 
und Kommunales Nordrhein-Westfalen. 
146. Ergänzungslieferung, Stand Januar 
2016, 378 Seiten, 89,90 €, ISBN 978-3-
7922-0150-3, Verlag W. Reckinger, Lui-
senstraße 100-102, 53707 Siegburg.
Mit der 146. Ergänzungslieferung (Stand Janu-
ar 2016) werden die aktuelle Rechtsprechung 
und neue Vorschriften in die Kommentierung 
eingearbeitet. Mit dem Gesetz zur Neuregelung 
der Höchstaltersgrenzen für die Einstellung in 
ein Beamtenverhältnis im Land NRW und zur 
Entfristung der Altersteilzeitregelung vom 17. 
Dezember 2015 werden u.a. ein § 15a und  
§ 110a neu in das LBG NRW eingefügt. 
Wesentliche Teile des neuen Landesrichter- und 
Staatsanwältegesetzes (LRiStaG) sind zum 1. 
Januar 2016 in Kraft getreten. Die Neuregelun-
gen des LRiStaG finden in der Kommentierung 
Berücksichtigung. 
Die Erläuterungen zu § 93 werden um Ausfüh-
rungen zum aktuellen Beschluss des BVerfG 
vom 16. Dezember 2015, der sich mit der Zuläs-
sigkeit und den Voraussetzungen einer Dienst-
postenbündelung auseinandersetzt, ergänzt. 
Ab sofort wird das Werk auch als digitale Aus-
gabe (Datenbank) angeboten und kann von den 
Abonnenten der digitalen Ausgabe über den 
Webbrowser oder auch mittels App auf einem 
Tablet oder Smartphone genutzt werden. Mit-
hilfe der verlinkten Inhaltsverzeichnisse und der 
Suchfunktion findet der Nutzer der Datenbank 
schnell und unkompliziert die gesuchten Text-
passagen, welche mit Anmerkungen, Hervorhe-
bungen und Lesezeichen individuell bearbeitet 
werden können. 

gen Busse, Dr. Jürgen Dieter, Werner 
Haßenkamp, Prof. Dr. Hans-Günter Hen-
neke, Dr. Klaus Klang, Prof. Dr. Hubert 
Meyer, Prof. Dr. Utz Schliesky, Prof. Dr. 
Gunnar Schwarting, Dr. Wolf-Uwe Spo-
ner, Prof. Dr. Christian O. Steger, Hubert 
Stubenrauch, Johannes Winkel und Uwe 
Zimmermann.
510. Nachlieferung, Stand: Mai 2016, Preis 
74,90 €, Kommunal- und Schul-Verlag, 
Konrad-Adenauer-Ring 13, 65187 Wies-
baden. 
Die vorliegende (nicht einzeln erhältliche) Lie-
ferung enthält:

A 16 – Gesetz zur Regelung des Zugangs zu 
Informationen des Bundes 

(Informationsfreiheitsgesetz – IFG)

Von Dr. Stefan Brink, Stellvertretender Landes-
beauftragter für die Informationsfreiheit beim 
Landesbeauftragten für den Datenschutz und 
die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz und 
Sonja Wirtz, Referentin beim Landesbeauftrag-
ten für den Datenschutz und die Informations-
freiheit Rheinland-Pfalz

Der Beitrag wurde komplett überarbeitet; die 
Kommentierungen zu allen Paragraphen wur-
den auf den neuesten Stand gebracht.

A 20 – Gesetz über Ordnungswidrigkeiten

Von Georg Köberl, Verwaltungsdirektor, Lan-
deshauptstadt München, Sabine Effner, Verwal-
tungsdirektorin, Landeshauptstadt München, 
Dr. Elmar Nordhues, Verwaltungsrat, Landes-
hauptstadt München und Karl Schuff, Landes-
hauptstadt München

Der Text im Zusammenhang sowie die Kom-
mentierung der §§ 71-86 OWiG wurden über-
arbeitet und auf den neuesten Stand gebracht.

Die §§ 87 bis 104 wurden erstmals kommen-
tiert. Damit ist die Kommentierung zu diesem 
Beitrag vollständig.

B 9b – Ziele und Kennzahlen – zum Einsatz 
neuer Steuerungsinstrumente

Von Professor D. Gunnar Schwarting, Geschäfts-
führer des Städtetages Rheinland-Pfalz a. D.

Mit der Überarbeitung des Beitrags werden die 
aktuelle Literatur und neue Erkenntnisse zum 
Thema verarbeitet.

E 4 NW – Förderprogramme für Kommunen in 
Nordrhein-Westfalen

Von Christof Gladow, Dipl.-Volkswirt

Neben der Aktualisierung der beschriebenen 
Fördermaßnahmen werden weitere Programme 
aufgelistet, u. a. „Programm für rationelle Ener-
gieverwendung, regenerative Energie und Ener-
giesparen – progres.nrw – Programmbereich 
Wärme- und Kältenetze“, „Zuwendungen für 
die Umweltwirtschaft“, „Förderung der Boden-
denkmalpflege“ „Förderung von Wohnraum für 
Flüchtlinge“, „Förderung von Maßnahmen, die 
aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds (ESF) 
in der Förderphase 2014 – 2020 mitfinanziert 
werden“, „Zuwendungen zur Umsetzung des 
Landesprogramms „1000 x 1000 – Anerken-
nung für den Sportverein“, „Förderung von 
Projekten und Einrichtungen auf dem Gebiet der 
Kultur, der Kunst und der kulturellen Bildung“.


